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Vorbemerkung 

Die Bundesregierung legt hiermit den 7. Bericht zum 
Stand der Bemühungen um Rüstungskontrolle und 
Abrüstung sowie der Veränderungen im militäri-
schen Kräfteverhältnis vor. Sie entspricht damit den 
Entschließungen des Deutschen Bundestages vom 
14. Januar und 25. März 1982 und des Auswärtigen 
Ausschusses vom 3. Dezember 1986. Der Bericht 
schreibt den Vorjahresbericht fort. Er behandelt die 
Entwicklung seit dem 1. Januar 1988 und schließt 
mit dem Stand 30. Juni 1989 ab. Im Interesse einer 

aktuellen Unterrichtung des Deutschen Bundesta-
ges wird, über den eigentlichen Berichtszeitraum 
hinaus, auch auf rüstungskontrollpolitisch wichtige 
Ereignisse bis zur Jahresmitte 1989 (Abschluß des 
Wiener KSZE-Folgetreffens, Pariser Konferenz über 
ein Verbot chemischer Waffen, Abschluß von MBFR, 
Entwicklung der KSE- und VSBM-Verhandlungen 
in Wien, Verabschiedung des Gesamtkonzepts des 
Bündnisses für Rüstungskontrolle und Abrüstung) 
eingegangen. 

ERSTER TEIL 

Sicherheitspolitik und Dialog mit dem Osten 

1. KAPITEL 

Die Prinzipien der Rüstungskontrollpolitik der 
Bundesregierung 

1. Ziele der Rüstungskontrollpolitik 

Rüstungskontrolle und Abrüstung sind integraler 
Bestandteil unserer Sicherheitspolitik. Sie dienen 
der Festigung der Sicherheit und Stabilität auf mög-
lichst niedrigem Niveau der Streitkräfte und Rü-
stungen. Dabei müssen in jeder Phase des Rüstungs-
kontrollprozesses Abschreckungs- und Verteidi-
gungsfähigkeit unter Berücksichtigung des verän-
derten Kräfteverhältnisses gewahrt bleiben. Ande-
rerseits müssen in Entscheidungen über das zur Auf-
rechterhaltung von Abschreckungs- und Verteidi-
gungsfähigkeit Notwendige auch Überlegungen Be-
rücksichtigung finden, mit welchen rüstungskon-
trollpolitischen Mitteln ein Zustand angestrebt wer-
den kann, in dem Stabilität auf niedrigerem Niveau 
der Streitkräfte und Rüstungen erreicht wird. 

Ziel stabilitätsorientierter Rüstungskontrollansätze 
sind insbesondere: 

— Militärische Stabilität: Keine Seite darf über er-
folgversprechende Optionen zum Überra-
schungsangriff und zur raumgreifenden Offensi-
ve verfügen. 

- Krisenstabilität: Streitkräfte müssen so beschaf-
fen sein, daß sich keine Seite entscheidende Vor-
teile davon versprechen kann, als erste zu den 
Waffen zu greifen. 

— Stabilität der Rüstungskonkurrenz: Rüstungs-
kontrollmaßnahmen dürfen nicht dazu führen, 
daß Rüstungsproduktion auf andere Waffenbe-
reiche oder in „Grauzonen" verlagert wird. 

2. Kriterien unserer Rüstungskontrollpolitik 

Um Sicherheit und Stabilität umfassend zu festigen, 
muß unser Rüstungskontrollkonzept alle Bereiche 
des militärischen Kräfteverhältnisses einbeziehen. 
Auch wenn in der Rüstungskontrolle über einzelne 
Bereiche gesondert verhandelt werden muß, ist stets 
der strategische und rüstungskontrollpolitische Ge-
samtzusammenhang zu beachten. Im Sinne dieser 
umfassenden Zielsetzung sind folgende Kriterien 
von entscheidender Bedeutung: 

Sicherheit: Rüstungskontrolle muß die Sicherheit 
erhöhen. Die NATO-Strategie der Kriegsverhin-
derung durch Abschreckung muß glaubwürdig 
und anwendbar bleiben. 

Gleichheit: Das gleiche Recht aller Staaten auf 
Sicherheit muß gewährleistet, das Entstehen von 
Zonen unterschiedlicher Sicherheit verhindert 
werden. 

Ausgewogenheit: Rüstungskontrollschritte müs-
sen ausgewogen sein und Ungleichgewichte ab-
bauen, damit ein gleichgewichtiges, die Stabili-
tät erhöhendes Kräfteverhältnis auf niedrigerer 
Ebene erreicht wird. 

Nachprüfbarkeit: Rüstungskontrollvereinbarun-
gen berühren in der Regel vitale Sicherheits-
interessen der Vertragspartner. Durch wirksame 
und verläßliche Verifikation muß daher die ver-
tragsgemäße Implementierung gewährleistet 
sein. Nur so kann eine Vertrauensbasis für künfti-
ge Abkommen entstehen und die Überzeugung 
gestärkt werden, daß Rüstungskontrolle und Ab-
rüstung der Erhöhung von Sicherheit und Stabi-
lität dienen. 

Nichtumgehung: Sowohl beim Abschluß von Rü

-

stungskontrollvereinbarungen wie bei ihrer Um- 

 



Drucksache 11/5620 
	

Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Setzung muß sichergestellt werden, daß Ver-
tragsziele nicht durch Umgehung unterlaufen 
werden. 

3. Rüstungskontrolle als ein Instrument der West-Ost-
Politik 

Rüstungskontrolle soll die Beziehungen zwischen 
West und Ost nachhaltig verbessern, indem sie im si-
cherheitspolitischen Bereich ein Netz kooperativer 
Strukturen zur Vermeidung oder Bewältigung von 
Krisen und zur Verhütung von Krieg schafft, wie sie 
zum Beispiel in den bereits vereinbarten vertrauens-
und sicherheitsbildenden Maßnahmen und Verifika-
tionsregelungen zum Ausdruck kommen. Insofern ist 
Rüstungskontrollpolitik ein wesentlicher Bestand-
teil unserer Außenpolitik, die auf die durchgreifende 
Verbesserung des West-Ost-Verhältnisses durch Ab-
bau von Konfrontation und mehr Kooperation ge-
richtet ist. Rüstungskontrolle kann indes nicht die 
gesamte Last der Bemühungen zur Verbesserung des 
West-Ost-Verhältnisses tragen. Sie kann aber hierzu 
einen wichtigen Beitrag leisten, indem sie 

Gegensätze und Spannungen in einem kritischen 
Bereich abbaut, 

Vertrauen zwischen West und Ost sowie die ge-
genseitige Transparenz erhöht und 

durch Fortschritte und Ergebnisse die Zusam-
menarbeit auch in anderen Bereichen fördert. 

In der gegenwärtigen dynamischen Entwicklung 
des West-Ost-Verhältnisses gewinnt diese Funktion 
der Rüstungskontrolle als Bauelement einer gerech-
ten und dauerhaften Friedensordnung in Europa an 
aktueller Bedeutung. 

2. KAPITEL 

Nordatlantisches Bündnis und 
sicherheitspolitische Zusammenarbeit in 
Westeuropa 

Das Nordatlantische Bündnis, die Europäische Ge-
meinschaft und die Freundschaft mit den Vereinig-
ten Staaten von Amerika, bilden die Grundlage für 
unsere Politik der aktiven Friedenssicherung. 

Die Nordatlantische Allianz, die im April 1989 ihren 
40. Jahrestag begangen hat, verbindet 16 souveräne 
Demokratien Europas und Nordamerikas zu einer 
Wertegemeinschaft gleichberechtigter Partner, de-
ren maßgebliche Sicherheitsinteressen und Grund-
überzeugungen von Freiheit, Selbstbestimmung, 
Menschenrechten und sozialer Gerechtigkeit über-
einstimmen und deren oberstes Ziel Kriegsverhinde-
rung, Friedensgestaltung und Schutz der gemeinsa-
men Werte und Grundüberzeugungen ist. 40 Jahre 
Frieden in Europa sind der überzeugende Beweis für 
den Erfolg dieses Bündnisses. 

Die Allianz ist mehr als ein Militärpakt alten Stils, 
sie ist ein politisches Bündnis. Mit ihren bewährten 

Konsultationsmechanismen stellt sie für alle Bünd-
nispartner ein Forum für offenen und umfassenden 
Meinungsaustausch, vertrauensvollen Abstim-
mungsprozeß und permanenten Interessenausgleich 
dar. Der Koppelung der Sicherheit Europas mit der 
der nordamerikanischen Verbündeten kommt eine 
besondere Bedeutung zu. Die Vereinigten Staaten 
begrüßen und unterstützen die Bemühungen der eu-
ropäischen Bündnispartner, den europäischen Pfei-
ler im Bündnis zu stärken. 

Die NATO-Gipfel vom März 1988 und Mai 1989 ha-
ben die bewährten Bündnisgrundsätze bekräftigt. 
Das im Harmel-Bericht von 1967 niedergelegte aus-
gewogene Konzept ist in seinen beiden sich ergän-
zenden und wechselseitig verstärkenden Ansätzen 
unverändert gültig: ausreichende militärische Stär-
ke und politische Solidarität bilden die Grundlage 
für die Suche nach konstruktivem Dialog und Zu-
sammenarbeit einschließlich der Rüstungskontrolle 
als Mittel zur Schaffung einer gerechten und dauer-
haften Friedensordnung in Europa. Militärische Si-
cherheit und eine Politik der Entspannung stellen 
also keinen Widerspruch dar, sondern ergänzen sich. 
Im Einklang mit dem defensiven Charakter des 
Bündnisses ist seine Strategie eine Strategie der 
Kriegsverhinderung. Sie hat das Ziel, einen poten-
tiellen Angreifer, noch bevor er handelt, davon zu 
überzeugen, daß er mit einem Risiko konfrontiert ist, 
das jeden Nutzen überwiegt, den er sich von seinem 
Angriff möglicherweise verspricht. Aus dem Zweck 
dieser Strategie ergeben sich die für ihre Durchfüh-
rung nötigen Mittel. Auf absehbare Zeit erfordert 
die Abschreckung eine geeignete Zusammenset-
zung angemessener und wirksam nuklearer und 
konventioneller Streitkräfte, die weiterhin auf dem 
gebotenen Stand gehalten werden, wo dies erforder-
lich ist. Die Anwesenheit bedeutender konventio-
neller und nuklearer Streitkräfte der nordamerikani-
schen Bündnispartner in Europa ist unverzichtbare 
Voraussetzung unserer Sicherheit. 

Auf dieser Grundlage muß auch in Zukunft gewähr-
leistet sein, daß 

— die Sicherheit des Bündnisses unteilbar bleibt, 

— Zonen unterschiedlicher Sicherheit vermieden 
werden, 

— Risiken, Lasten und Verantwortung angemessen 
verteilt sind, 

— die Fähigkeit zur Vorneverteidigung erhalten 
bleibt, 

— die kriegsverhindernde Funktion amerikanischer 
Nuklearwaffen Europa gleichwertig miteinbe-
zieht. 

Bei der Herbsttagung der Außenminister am 
8./9. Dezember 1988 haben die Bündnispartner die 
Verpflichtung bestätigt, Risiken, Lasten und Verant-
wortung ebenso wie den Nutzen der Mitgliedschaft 
im Bündnis fair zu teilen. Diese Verpflichtung bleibt 
ein Grundprinzip der Allianz und eine Vorausset-
zung für ihre Geschlossenheit und Solidarität in ei-
nem sich in Politik, Handel und Wirtschaft verän-
dernden Umfeld. Der zu dieser Frage im Bündnis im 
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Dezember 1988 verabschiedete Bericht unterstreicht 
die Entschlossenheit der Bündnispartner, die Bereit-
stellung ausreichender Mittel für die Verteidigung 
zu gewährleisten und sich besonders darum zu be-
mühen, für ihre jeweiligen finanziellen Aufwendun-
gen im Verteidigungsbereich den höchstmöglichen 
Gegenwert zu erhalten. 

Das Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs 
der NATO am 29. und 30. Mai 1989 in Brüssel war ein 
Markstein in der Geschichte der Allianz. 

Das Bündnis hat sich an der Schwelle seines 5. Jahr-
zehnts als kompromißfähig, handlungsfähig und in-
itiativ erwiesen. Die von den Staats- und Regie-
rungschefs verabschiedeten Dokumente (die ge-
meinsame Gipfelerklärung und das Gesamtkonzept 
des Bündnisses für Rüstungskontrolle und Abrü-
stung) beinhalten eine konsequente Anwendung der 
im Harmel-Bericht 1967 festgelegten Grundsätze auf 
die Entwicklung zu Beginn der neunziger Jahre. Sie 
sind Bestandteil der politischen Strategie des Bünd-
nisses gegenüber dem Osten und enthalten konkrete 
Handlungsanweisungen, um die bestehenden Chan-
cen in den West-Ost-Beziehungen für die Errei-
chung des großen Ziels einer gerechten und dauer-
haften Friedensordnung in Europa zu nutzen. 

Im Vorfeld des Gipfels wurde im Bündnis sehr aus-
führlich, auch kontrovers, über die beiden Doku-
mente und die darin behandelten Fragen diskutiert 
und um eine gemeinsame Lösung gerungen. Mit Be-
friedigung kann festgestellt werden, daß das erzielte 
Ergebnis unseren Anliegen voll Rechnung trägt. 

Das Bündnis hat sich mit der Gipfelerklärung zu ei-
nem hohen Ziel bekannt: Zu einer neuen Struktur der 
Beziehungen zwischen den Staaten in West und Ost, 
in der „ideologische und militärische Gegensätze 
durch Zusammenarbeit, Vertrauen und friedlichen 
Wettbewerb ersetzt werden und in der Menschen-
rechte und politische Freiheiten zum Wohle aller 
Menschen voll garantiert sind". Damit hat das Bünd-
nis gemeinsam den Weg zu einem Europa der Koope-
ration und nicht der Konfrontation eingeschlagen. 

Die Gewährleistung einer ausreichenden Verteidi-
gungsfähigkeit bleibt Voraussetzung für diese Stra-
tegie. Ein stabiles militärisches Gleichgewicht auf 
möglichst niedrigem Niveau der Rüstung und Streit-
kräfte bleibt das Ziel. 

Der NATO-Gipfel hat ein klares Signal gesetzt für 
die Entschlossenheit des Bündnisses, auch in Zeiten 
des Wandels die Bündnissolidarität zu wahren, sich 
den Herausforde rungen zu stellen und auf dem vom 
Harmel-Konzept vorgezeichneten Weg weiter vor-
anzuschreiten. 

Mit der Vereinbarung eines Gesamtkonzepts für Rü-
stungskontrolle und Abrüstung hat das Bündnis eine 
umfassende Kursbestimmung seiner Sicherheitspoli-
tik für die 90er Jahre vorgenommen. Das Gesamt-
konzept baut auf dem Harmel-Bericht von 1967 auf. 
Es bringt Verteidigung und Rüstungskontrolle in 
Beziehung zueinander und stellt sie in den Gesamt-
zusammenhang des tiefgreifenden Wandels im 
West-Ost-Verhältnis. Die Einigung des Gipfels auf 
das Gesamtkonzept ist ein Erfolg für das Bündnis 

und für die Bundesregierung. Sie wurde möglich 
durch einvernehmliche Lösungen zu den lange Zeit 
strittigen, für uns zentralen Aussagen zur SNF-
Modernisierung und SNF-Rüstungskontrolle. Im 
Sinne der Position der Bundesregierung hat das 
Bündnis beschlossen, daß die Frage eines Nachfol-
gesystems für die LANCE-Raketen erst 1992 behan-
delt wird, und zwar im Lichte der sicherheitspoliti-
schen Gesamtentwicklung. Damit wird die Entschei-
dung selbst nicht präjudiziert. 

Die WEU ist dabei, Schritt für Schritt in die Rolle 
hineinzuwachsen, die ihr die „Beschlüsse von Rom" 
von 1984 und die „Plattform: Europäische Sicher-
heitsinteressen" von 1987 zugewiesen haben. Die 
WEU soll dem westeuropäischen Einigungswerk die 
sicherheitspolitische Dimension geben und durch 
Aufbau einer europäischen Säule des Bündnisses zu 
einer Stärkung der transatlantischen Partnerschaft 
beitragen. Mit dem Beschluß zur Aufnahme von Por-
tugal und Spanien in die WEU hat diese einen weite-
ren wichtigen Impuls erhalten. Die Frühjahrstagung 
1989 des Rats der WEU auf Ministerebene hat erneut 
gezeigt, daß die WEU ein immer wichtiger werden-
des Gremium für die Konsultation aktueller Fragen 
der europäischen Sicherheitspolitik ist. Inzwischen 
hat die WEU einen festen Platz im Gesamtzusam-
menhang unserer Sicherheitspolitik. 

Im Rahmen der Bemühungen, die Kräfte Westeuro-
pas zu bündeln, stärkt insbesondere die deutsch-
französische Zusammenarbeit in der Sicherheitspoli-
tik die Allianz. Sie ist mit dem Beschluß über die 
Schaffung des deutsch-französischen Verteidigungs- 
und Sicherheitsrates am 22. Januar 1988 und der Auf-
stellung der deutsch-französischen Brigade am 
10. Oktober 1988 in ein neues Stadium getreten. 

Europapolitisch geht es darum, eine umfassende Zu-
sammenarbeit in allen Fragen der Sicherheitspolitik 
zu entwickeln. Allianzpolitisch wird zugleich der 
europäische Pfeiler gestärkt und die europäische 
Rolle im Bündnis verdeutlicht werden. West-Ost-
politisch ist die westeuropäische Integration konsti-
tutives Element einer dauerhaften und gerechten 
Friedensordnung für ganz Europa. Die Europäische 
Gemeinschaft, auf dem Weg zu einer Europäischen 
Union, bildet bereits heute ein Kernelement dieser 
europäischen Friedensordnung. 

3. KAPITEL 

Der Dialog mit dem Osten und die KSZE 

Die Entwicklung der West-Ost-Beziehungen verfe-
stigt die Aussichten für einen g rundlegenden Wan-
del in Europa, für den Abbau von Spannungen und 
für Kooperation in allen Bereichen. Damit eröffnen 
sich reale Chancen, die Trennung unseres Konti-
nents zu überwinden. 

Dem deutsch-sowjetischen Verhältnis kommt hier-
bei eine zentrale Rolle zu. 

Dies gilt zumal vor dem Hintergrund der Öffnung 
der Sowjetunion nach innen und außen, namentlich 
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einer zunehmenden Entideologisierung ihrer Au-
ßenpolitik, dem fortschreitenden Abgehen von Kon-
frontation und einer wachsenden Bereitschaft zur 
Zusammenarbeit. Mit dem offiziellen Besuch des 
Bundeskanzlers im Oktober 1988 in Moskau wurde 
ein neues, in die Zukunft weisendes Kapitel in den 
beiderseitigen Beziehungen begonnen. Bei diesem 
Besuch gelang es, das Fundament des Vertrauens 
zwischen beiden Ländern zu verbreitern und — bei 
fortbstehenden Unterschieden in Grundsatzfragen 
— der Zusammenarbeit durch konkrete Vereinba-
rungen kräftige Impulse zu geben. Der Bundeskanz-
ler hat bei dem Besuch mit großem Nachdruck deut-
lich gemacht, daß der Zusammenhalt der Deutschen 
und die Einheit der Nation zu den menschlichen und 
politischen Realitäten Europas gehört. Mit dem Be-
such von Staats- und Parteichef Gorbatschow in 
Bonn im Juni 1989 wurde ein hohes Niveau politi-
scher Verständigung erreicht und ein Programm für 
die weitere Entwicklung der deutsch-sowjetischen 
Beziehungen festgelegt. Namentlich die Gemeinsa-
me Erklärung bestimmt richtungweisend die Ziele 
dieser Politik angesichts weltweiter Herausforde-
rungen, neuer Entwicklungen in Europa, neuer 
Möglichkeiten zur Vertrauensbildung, Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung sowie im Hinblick auf die 
bilateralen Beziehungen. Die Gemeiname Erklärung 
enthält Strukturelemente einer europäischen Frie-
densordnung. Sie bekräftigt ferner wichtige Prinzi-
pien, die für die Sicherheitspolitik des Bündnisses 
seit jeher bestimmend waren. Dazu gehört die Aner-
kennung der legitimen Sicherheitsinteressen aller 
Staaten, unabhängig von ihrer Größe und weltan-
schaulichen Orientierung. Dazu gehört auch der Ab-
bau bestehender Asymmetrien und die Herstellung 
eines stabilen Gleichgewichts auf niedrigerem 
Niveau der Streitkräfte und Rüstungen. Verurteilt 
wird jegliches Streben nach militärischer Überle-
genheit. 

Die erzielten Fortschritte im deutsch-sowjetischen 
Verhältnis kommen einer weiteren Verbesserung 
der Zusammenarbeit in Europa und dem West-Ost-
Verhältnis insgesamt zugute. 

Der politische Dialog auf hoher Ebene ist mit den 
Nachbarstaaten in Mittel-, Ost- und Südosteuropa 
kontinuierlich fortgeführt worden. Bundesminister 
Genscher traf mit seinen Kollegen im Rahmen von 
bilateralen Außenministerkonsultationen ebenso 
wie am Rande internationaler Konferenzen zusam-
men. Er reiste zu politischen Gesprächen nach Polen, 
Jugoslawien, Bulgarien und Ungarn und in die 
Tschechoslowakei. Die Außenminister der Tsche-
choslowakei, Albaniens, Jugoslawiens und Bulgari-
ens besuchten die Bundesrepublik Deutschland. 

Von besonderer Bedeutung war der Besuch von Bun-
desminister Genscher in Warschau im Januar 1988. 
Beide Seiten verständigten sich darauf, einen Durch-
bruch im deutsch-polnischen Verhältnis anzustre-
ben und sich der Lösung der offenen bilateralen Fra-
gen zuzuwenden. Inzwischen sind auf den verschie-
denen Ebenen und in den verschiedenen Bereichen 
intensive Kontakte und Verhandlungen in Gang ge-
kommen. Konkrete Ergebnisse beginnen sich abzu-
zeichnen. Eine Intensivierung mit dem Ziel guter 

Nachbarschaft hat im Berichtszeitraum auch das 
Verhältnis zur Tschechoslowakei erfahren, die der 
Bundeskanzler im Januar 1988 besuchte. Bei seinem 
Besuch in Prag im Juli 1989 hat sich Bundesminister 
Genscher für eine bessere Respektierung der Men-
schenrechte eingesetzt. Der erste Besuch eines alba-
nischen Außenministers in der Bundesrepublik 
Deutschland seit der Aufnahme der diplomatischen 
Beziehungen zwischen beiden Ländern bestätigte 
im September 1988 die gute Entwicklung im bilate-
ralen Verhältnis. 

Im November 1988 stattete der Bundespräsident Bul-
garien erstmals seit der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen vor 15 Jahren einen Staatsbesuch ab. 
Die bilateralen Beziehungen wurden mit der — bei 
diesem Besuch unterzeichneten — Vereinbarung 
über den Austausch von Kulturinstituten auf eine 
neue Ebene angehoben. Beim Besuch des bulgari-
schen Außenministers Ende Juni 1989 hat Bundesmi-
nister Genscher nachdrücklich auf die Respektie-
rung der humanitären KSZE-Verpflichtungen ver-
wiesen. 

Auch der bei Abschluß des Grundlagenvertrags ver-
einbarte politische Dialog mit der DDR wurde im 
Berichtszeitraum fortgeführt. Aus Anlaß der Jahres-
konferenz des ,,Institute for East-West Security Stu-
dies" (New York) in Potsdam traf Bundesminister 
Genscher im Juni 1988 mit seinem Amtskollegen Os-
kar Fischer zusammen. Die bereits 1981 begonnene 
Tradition rüstungskontrollpolitischer Konsultatio-
nen mit der DDR unter Leitung der jeweiligen Abrü-
stungsbeauftragten wurde durch ein Treffen in Bonn 
im September 1988 fortgesetzt. 

Unsere Politik des Dialogs fügt sich ein in den brei-
ten Rahmen des KSZE-Prozesses, der die Kursbe-
stimmung für eine dauerhafte und gerechte Frie-
densordnung in Europa darstellt. Er gibt den Teil-
nehmerstaaten in West und Ost, zu denen auch die 
USA und Kanada gehören, Gewicht und Stimme, um 
Zusammenarbeit und die Achtung der Menschen-
rechte auf unserem Kontinent zu stärken, Vertrauen 
zu bilden, neue Stabilität zu schaffen und die Zu-
kunft Europas in West und Ost aktiv zu gestalten. 
Ein entscheidender Schritt vorwärts auf diesem Weg 
ist mit dem Abschluß des dritten KSZE-Folgetref-
fens in Wien gemacht worden. Das seit November 
1986 tagende Treffen wurde im Januar 1989 mit ei-
nem substantiellen und ausgewogenen Schlußdoku-
ment beendet, das weit über das bislang im Rahmen 
der KSZE Erreichte hinausgeht. Die Verhandlungen 
haben zu bedeutenden Fortschritten namentlich im 
humanitären Bereich geführt, aber auch zur Verein-
barung einer breiteren Zusammenarbeit in den Be-
reichen von Handel und Industrie, Umweltschutz, 
Kultur und Information. Zentrale Bestandteile sind 
die beiden Mandate für Verhandlungen über kon-
ventionelle Streitkräfte (VKSE) und neue Vertrau-
ens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen (VSBM) 
in Europa. An Fortschritten im Bereich der Men-
schenrechte und der menschlichen Kontakte, ebenso 
wie an der Lösung des zentralen Sicherheitspro-
blems in Europa — der konventionellen Überlegen-
heit des WP —, hat die Bundesrepublik Deutschland 
ein elementares Interesse. In fester Verbindung mit 
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unseren Partnern in der Atlantischen Allianz und 
der Europäischen Gemeinschaft hat sich die Bundes-
regierung mit Nachdruck für einen erfolgreichen 
Abschluß in Wien eingesetzt. 

Inzwischen haben die KSE- und VSBM-Verhandlun-
gen in Wien bereits zu wichtigen konzeptionellen 
Annäherungen geführt. Das Informationsforum (Lon-
don, 18. April bis 12. Mai 1989) hat bei einem zentra

-

len Anliegen — dem breiteren Austausch von und 
des Zugangs zu Informationen — die Reforment-
wicklung in Mittel- und Osteuropa bestätigt. Mit 
dem ersten Treffen der „Konferenz in der Menschli-
chen Dimension" (Paris, 30. Mai bis 23. Juni 1989) 
wurde ein neuer Verhandlungsprozeß in der KSZE 
begonnen, der zur Förderung der Menschenrechte 
und menschlichen Kontakte den Bestand an europäi-
scher Gemeinsamkeit erweitern soll. 

ZWEITER TEIL 

Bemühungen um Abrüstung und Rüstungskontrolle im Berichtszeitraum 

I. Die wichtigsten rüstungskontrollpolitischen 
Entwicklungen 

1. Gesamtkonzept für Rüstungskontrolle und Abrü-
stung 

Die Staats- und Regierungschefs des Atlantischen 
Bündnisses haben bei ihrem Gipfeltreffen in Brüssel 
am 29./30. Mai 1989 ein Gesamtkonzept für Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung verabschiedet. Damit wur-
de ein auf Vorschlag der Bundesregierung von den 
Außenministern auf ihrer Tagung am 11./12. Juni 
1987 in Reykjavik erteilter Auftrag erfüllt. 

Mit der Verabschiedung des Gesamtkonzepts für 
Rüstungskontrolle und Abrüstung hat das Bündnis 
eine umfassende Kursbestimmung seiner Sicher-
heitspolitik für die 90er Jahre vorgenommen. Auf-
bauend auf dem bewährten Harmel-Bericht von 
1967, bringt es Verteidigung und Rüstungskontrolle 
in Beziehung zueinander und stellt sie in den Ge-
samtzusammenhang des tiefgreifenden Wandels im 
West-Ost-Verhältnis. Das Dokument enthält die 
konzeptionellen Grundlagen und konkrete Hand-
lungsanweisungen dafür, daß das Bündnis auch in 
Zukunft seine Schrittmacherrolle auf dem Gebiet 
der Rüstungskontrolle und Abrüstung wahrnehmen 
kann. Zugleich ist es eine solide Grundlage für eine 
aktive und dynamische Gestaltung des West-Ost-
Verhältnisses. 

Zum wesentlichen Inhalt des Dokuments: 

Das Einleitungskapitel gibt den konzeptionellen 
Rahmen vor. Ausgehend vom Harmel-Bericht wird 
dargestellt, welchen Beitrag Verteidigung und Rü-
stungskontrolle sowie die politischen Instrumente 
zur Gestaltung der West-Ost-Beziehungen einzeln 
und im Verbund zur Erreichung der grundlegenden 
Ziele des Bündnisses — nämlich die Bewahrung des 
Friedens in Freiheit, die Verhütung von jeder Art 
von Krieg und die Schaffung einer gerechten und 
dauerhaften Friedensordnung in Europa — leisten 
können. Dieser umfassende und zukunftsweisende 
Ansatz war ein deutsches Anliegen, dem weitgehend 
Rechnung getragen wurde. 

Kapitel II befaßt sich mit den West-Ost-Beziehungen 
und den zur Rüstungskontrolle bestehenden Wech

-

selbeziehungen. Dabei war es das Ziel der Bundesre-
gierung, die Chancen und Perspektiven aufzuzei-
gen, die sich aus dem positiven Wandel des West-
Ost-Verhältnisses im Gefolge des sowjetischen Re-
formprozesses ergeben. Wichtig ist auch die unein-
geschränkte positive Würdigung der auf dem Gebiet 
der Rüstungskontrolle erreichten Fortschritte. 

Kapitel III stellt die Prinzipien der Sicherheit des 
Bündnisses dar. Die der Abschreckungsstrategie zu-
grunde liegenden Prinzipien sind unverände rt  gül-
tig. Die Art und Weise, in der sie durch Umfang, 
Struktur und Dislozierung der Streitkräfte konkret 
zum Ausdruck kommen, unterliegt dem Wandel. Die 
Beschreibung der für die Kriegsverhinderungsstra-
tegie erforderlichen militärischen Mittel wird in ei-
nen politischen Gesamtzusammenhang gestellt. Da-
zu gehört 

— die Ergänzung der Kriegsverhütung mit militäri-
schen Mitteln durch das Bemühen um konstruk-
tiven Dialog und Zusammenarbeit mit dem Osten 
einschließlich schrittweiser Entwicklung eines 
Netzes kooperativer Strukturen im sicherheits-
politischen Bereich zur Vermeidung oder Bewäl-
tigung von Krisen und zur Verhütung von Krieg; 

— die ausschließliche Ausrichtung des Bündnisses 
auf defensive Ziele und Selbstverteidigung; 

— die Beschränkung auf ein für eine glaubwürdige 
Abschreckung erforderliches Mindestmaß nu-
klearer und konventioneller Streitkräfte; 

— die Verdeutlichung der politischen Rolle der Nu-
klearwaffen. 

Kapitel IV („Rüstungskontrolle und Abrüstung: Prin-
zipien und Ziele") ist das Kernstück des Gesamtkon-
zepts. Es stellt die konzeptionellen Grundlagen der 
Rüstungskontroll- und Abrüstungspolitik des Atlan-
tischen Bündnisses und darauf aufbauend ein umfas-
sendes und zukunftsorientiertes Rüstungskontroll-
programm für den nuklearen, konventionellen und 
chemischen Bereich dar. 

Die Schlußfolgerungen (Kapitel V) befassen sich mit 
den dynamischen Wechselbeziehungen zwischen 
Verteidigung und Rüstungskontrolle einerseits und 
den verschiedenen Rüstungskontrollbereichen an-
dererseits. Es wird dargestellt, daß Veränderungen 
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der Bedrohung, neue Technologien und neue politi-
sche Chancen die Optionen sowohl im Bereich der 
Verteidigung wie auch der Rüstungskontrolle be-
einflussen. Bei Entscheidungen über Rüstungskon-
trollfragen müssen die Erfordernisse der Abschrek-
kungsstrategie der Bündnispartner in vollem Um-
fang zum Ausdruck kommen. Ebenso sind Fort-
schritte in der Rüstungskontrolle für die militärische 
Planung relevant, die in genauer Kenntnis der bei 
Rüstungskontrollverhandlungen verfolgten Ziele zu 
erarbeiten ist und gegebenenfalls die dabei erzielten 
Ergebnisse widerspiegeln muß. 

Auf der Basis der im Gesamtkonzept entwickelten 
Grundsätze haben sich die Bündnispartner auf ein-
vernehmliche Aussagen zu den im Vorfeld des Gip-
fels intensiv diskutierten Fragen eines Nachfolge-
systems für die LANCE und von Rüstungskontroll-
verhandlungen über nukleare Kurzstreckenraketen 
verständigt. 

Wie von der Bundesregierung vorgeschlagen, ist 
entschieden worden, die Frage der Einführung und 
Stationierung des Folgesystems für die LANCE 1992 
im Lichte der sicherheitspolitischen Gesamtent-
wicklung zu behandeln 1). 

Ebenso bedeutsam ist, daß sich die Bündnispartner 
in Weiterentwicklung des in Reykjavik festgelegten 
Rüstungskontrollziels auf Verhandlungen über ame-
rikanische und sowjetische landgestützte nukleare 
Kurzstreckenraketen festgelegt und über eine kon-
krete Verhandlungsperspektive verständigt haben, 
die der deutschen Forderung nach baldigen Ver-
handlungen Rechnung trägt 2). 

1) Ziffer 49 des Gesamtkonzepts lautet: 
,,Soweit es sich um die substrategischen Nuklearstreitkräfte der 

Mitglieder der integrierten Militärstruktur handelt, müssen ihre 
Zahl und Leistungsmerkmale so beschaffen sein, daß sie ihre Ab-
schreckungsrolle in dem erforderlichen Reichweitenband unter 
Berücksichtigung sowohl der konventionellen als auch der nu-
klearen Bedrohung, der sich das Bündnis gegenübersieht, glaub-
würdig erfüllen können. Die Frage der Einführung und Statio-
nierung eines Folgesystems für die LANCE wird 1992 im Lichte 
der sicherheitspolitischen Gesamtentwicklung behandelt wer-
den. Obgleich es sich um eine nationale Entscheidung handelt, 
erkennen die betroffenen Verbündeten die Bedeutung der fort-
gesetzten Finanzierung durch die Vereinigten Staaten von For-
schung und Entwicklung einer Nachfolge für die bestehenden 
LANCE-Kurzstreckenflugkörper an, um ihre Optionen in dieser 
Beziehung zu wahren." 

2) Ziffer 48 des Gesamtkonzepts lautet: 
,,Entsprechend seinen 1987 in Reykjavik formulierten und 1988 in 

Brüssel bekräftigten Rüstungskontrollzielen stellt das Bündnis 
fest, daß es einer seiner höchsten Prioritäten in Verhandlungen 
mit dem Osten ist, ein Abkommen über konventionelle Streit-
kräftereduzierungen zu erreichen, das die vorgenannten Ziele 
verwirklicht. In diesem Sinne werden die Verbündeten jede An-
strengung unternehmen, wie dies das Ergebnis des Gipfels vom 
Mai 1989 beweist, um diese Verhandlungen zu einem baldigen 
und zufriedenstellenden Abschluß zu bringen. Die Vereinigten 
Staaten haben die Hoffnung ausgedrückt, daß dies innerhalb von 
6 bis 12 Monaten erreicht werden könnte. Sobald die Implemen-
tierung eines solchen Abkommens aufgenommen ist, sind die 
Vereinigten Staaten in Konsultation mit den betroffenen Ver-
bündeten bereit, in Verhandlungen einzutreten, um eine teilwei-
se Reduzierung amerikanischer und sowjetischer landgestützter 
nuklearer Flugkörpersysteme kürzerer Reichweite auf ein glei-
ches und verifizierbares Niveau zu erreichen. Unter besonderem 
Bezug auf die in Wien eingebrachten westlichen Verhandlungs-
vorschläge über konventionelle Streitkräfte in Europa, erweitert 
durch die Vorschläge der Vereinigten Staaten auf dem Gipfel im 
Mai 1989, gehen die betroffenen Verbündeten davon aus, daß 

2. Überblick über die Entwicklung in den Teilberei-
chen der Rüstungskontrolle und Abrüstung: 

— Der INF-Vertrag ist am 1. Juni 1988 in Kraft getre-
ten, das diesbezügliche westliche Stationierungs-
länder-Übereinkommen zwischen den USA ei-
nerseits und fünf westeuropäischen Stationie-
rungsländern andererseits am 4. Mai 1988. In der 
Folge wurden bis zum vertraglichen Stichtag am 
1. Juni 1989 auf amerikanischer Seite 324 und auf 
sowjetischer Seite 945 INF-Flugkörper vernich-
tet. 

— Bei den Verhandlungen der USA und der Sowjet-
union über die Reduzierung ihrer strategischen 
nuklearen Waffen (START) besteht seit dem Gip-
feltreffen zwischen Präsident Reagan und Gene-
ralsekretär Gorbatschow in Washington im De-
zember 1987 ein vorläufiges Einvernehmen über 
die wesentlichen Elemente eines künftigen Ab-
kommens. Die neue Administration in Washing-
ton hat die Verhandlungsposition ihrer Vorgän-
gerin im wesentlichen übernommen und verhan-
delt auf der Basis des in Genf erarbeiteten ge-
meinsamen Vertragsentwurfs, der bereits für eine 
Vielzahl von Sachfragen einvernehmliche Rege-
lungen vorsieht. Im Berichtszeitraum gab es sub-
stantielle Fortschritte insbesondere bei der Erar-
beitung von Verifikationsregelungen. Zu lösen 
bleiben noch schwierige Fragen, darunter die Zu-
lässigkeit landbeweglicher Interkontinentalra-
keten, die Beschränkung seegestützter Marsch-
flugkörper und die Frage der Verknüpfung eines 
START-Vertrages mit einem Vertrag über Defen-
siv- und Weltraumwaffen. 

— Die Verhandlungen in der Genfer Abrüstungs-
konferenz über ein umfassendes, weltweites 
überprüfbares CW-Verbot haben im Berichtszeit-
raum in einigen Bereichen wichtige Fortschritte 
gebracht. Insgesamt ist der seit 1984 erarbeitete 
Vertragsentwurf weit entwickelt. Es ist jedoch 
nicht gelungen, das wichtige prinzipielle Zuge-
ständnis der Sowjetunion aus dem Jahr 1987 — 
die  Zustimmung zu mandatorischen Vor-Ort-
Kontrollen — in Vertragstext zu fassen. Die Pari-
ser Konferenz über ein Verbot chemischer Waf-
fen (7. bis 11. Januar 1989) konnte mit einer im 
Konsens der 149 Teilnehmerstaaten verabschie-
deten substantiellen Schlußerklärung (siehe An-
hang) erfolgreich abgeschlossen werden. 

— Die Staaten der NATO und des Warschauer Pakts 
einigten sich am 10. Januar 1989 auf ein Mandat 
für Verhandlungen über konventionelle Streit-
kräfte in Europa (VKSE). Im Abschlußdokument 
des Wiener KSZE-Folgetreffens vereinbarten die 
35 KSZE-Teilnehmerstaaten darüber hinaus wei-
tere Verhandlungen über Vertrauens- und si-
cherheitsbildende Maßnahmen in Europa 
(VSBM). Beide Verhandlungen sind am 6. März 

ausgehandelte Reduzierungen, die zu einem Niveau unterhalb 
des bestehenden Niveaus ihrer eigenen SNF-Flugkörper führen, 
solange nicht vorgenommen werden, bis die Ergebnisse dieser 
Verhandlungen im konventionellen Bereich implementiert wor-
den sind. Reduzierungen von SNF-Systemen des Warschauer 
Paktes sollten vor diesem Zeitpunkt durchgeführt werden." 
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1989 in Wien auf Außenministerebene eröffnet 
worden. Die VKSE haben in den ersten beiden 
Verhandlungsrunden eine Dynamik entfaltet, die 
Grund zur Hoffnung gibt, daß es gelingen kann, 
binnen Jahresfrist ein erstes substantielles Er-
gebnis zu erreichen. Die Aussichten, auch bei den 
VSBM-Verhandlungen rasch zu Vereinbarungen 
zu gelangen, die das Stockholmer VSBM-Regime 
verbessern und ausweiten, sind günstig. 

Mit der auf dem NATO-Gipfeltreffen am 
29./30. Mai 1989 von den Bündnispartnern unter-
stützten Initiative des amerikanischen Präsiden-
ten Bush, Flugzeuge und Hubschrauber in die 
KSE-Verhandlungen einzubeziehen und die Sta-
tionierungsstreitkräfte der USA und der Sowjet-
union in Europa zu begrenzen, ist der Westen 
dem Osten einen großen Schritt entgegenge-
kommen. Durch einen konkreten Verhandlungs-
vorschlag am Ende der zweiten Verhandlungs-
runde (13. Juli 1989) hat der Westen diese Initiati-
ve umgesetzt und damit die Ernsthaftigkeit sei-
ner Absicht unterstrichen, den Verhandlungs-
fahrplan von VKSE zu beschleunigen und auf ein 
Verhandlungsergebnis binnen Jahresfrist hinzu-
arbeiten. 

Das Bündnis hat sich in seinem beim Gipfeltref-
fen verabschiedeten Gesamtkonzept für Abrü-
stung und Rüstungskontrolle auf Verhandlungen 
über die teilweise Reduzierung amerikanischer 
und sowjetischer landgestützter nuklearer Flug-
körpersysteme kürzerer Reichweite verständigt 
und einen konkreten zeitlichen Rahmen für den 
Beginn solcher Verhandlungen festgelegt. Mit 
dieser Einigung wurde einem wichtigen Anlie-
gen der Bundesregierung Rechnung getragen, 
das sie seit langem zielstrebig und beharrlich 
verfolgt hat. 

Im Rahmen des weltweiten Abrüstungsdialogs in 
den Vereinten Nationen fand vom 31. Mai bis 
26. Juni 1988 die 3. Sondergeneralversammlung 
für Abrüstung statt. Auf dieser bedeutendsten 
multilateralen Konferenz der VN seit 1982 wurde 
das gesamte Spektrum der Abrüstung und Rü-
stungskontrolle erörtert. Dabei kam es zu Annä-
herungen in wichtigen Fragen, jedoch nicht zum 
Konsens über ein Schlußdokument. 

Il. Die amerikanisch-sowjetischen 
Verhandlungen 

1. KAPITEL 

Ratifizierung des INF-Vertrags und Beginn der 
Implementierung 

1. Ratifizierung 

Nach Unterzeichnung des INF-Abkommens am 
8. Dezember 1987 und dem Abschluß des Stationie

-

rungsländer-Übereinkommens (STALÜ) vom 11. De

-

zember 1987 ging es vorrangig darum, das Vertrags-
werk in Kraft zu setzen. 

Die Anhörungen zum INF-Vertrag im Auswärtigen 
Ausschuß und im Streitkräfte-Ausschuß des ameri-
kanischen Senats begannen am 25. Januar 1988 und 
dauerten bis Ende Feb ruar. In seinem Schreiben zur 
Übermittlung des Vertrags an den Senat hatte Präsi-
dent Reagan festgestellt, daß der Vertrag im „besten 
Interesse der Vereinigten Staaten" liege und die Si-
cherheit des westlichen Bündnisses insgesamt festi-
ge. Außenminister Shultz hob hervor, daß das Ver-
tragswerk das Prinzip asymmetrischer Reduzierung 
bekräftige, Drittstaatensysteme ausschließe und das 
bisher umfassendste Verifikationsregime beinhalte. 
Die gegen das westliche Bündnis gerichtete Bedro-
hung durch die sowjetischen SS 20-Mittelstrecken-
raketen, die zum NATO-Doppelbeschluß von 1979 
geführt habe, werde durch den Vertrag beseitigt. 

Zahlreiche Vertreter der US-Administration, darun-
ter die Verhandlungsführer Nitze, Rowny, Kam-
pelman und Glitman sowie andere mit dem INF

-

Vertrag befaßten Experten, wurden bei den Anhö-
rungen zu nachfolgenden Fragen gehört: 

— Möglichkeiten der amerikanischen Regierung 
bei sowjetischen Vertragsverstößen, 

— Auswirkungen des Vertrags auf die Sicherheit 
des westlichen Bündnisses, 

— Bedeutung des Vertrags für die europäischen 
Bündnispartner und für die europäisch-amerika-
nischen Beziehungen, 

— Auslegung des Vertrags durch den US-Präsiden-
ten. 

Bei diesen Anhörungen zeigte sich, daß für den INF

-

Vertrag eine breite Unterstützung gegeben war. Am 
29. bzw. 30. März 1988 empfahlen der Streitkräfte-
und Auswärtige Ausschuß des Senats mit 18:2 bzw. 
17 : 2 Stimmen, der Senat möge dem INF-Vertrag zu-
stimmen. 

Die Bundesregierung verfolgte die amerikanische 
Debatte zur Ratifizierung des INF-Vertrags mit gro-
ßem Interesse. In seiner Rede auf der 25. Internatio-
nalen Wehrkundetagung am 6. Februar 1988 in Mün-
chen, die auch von mehreren Mitgliedern des ameri-
kanischen Senats besucht wurde, erklärte der Bun-
deskanzler: „Die Bundesregierung tritt dafür ein, un-
verzüglich die Voraussetzungen für ein Inkrafttreten 
des INF-Abkommens zu schaffen. Dieses Abkommen 
wird nicht nur von der Bundesregierung, sondern 
von allen im Deutschen Bundestag vertretenen Par-
teien unterstützt. Ich wende mich deshalb auch heu-
te an die anwesenden amerikanischen Senatoren mit 
der dringenden Bitte, diesen Vertrag, der im Sicher-
heitsinteresse des Westens und vor allem auch der 
Menschen in Europa liegt, alsbald zu ratifizieren." 
Bei einem Besuch in Washington vom 17. bis 19. Fe-
bruar 1988 sprach sich der Bundeskanzler im Ge-
spräch mit 51 Senatoren mit Nachdruck für die Zu-
stimmung zum I NF-Vertrag ohne einschränkende 
Zusätze aus. 

Am 17. Mai 1988 begann die Plenardebatte im ameri

-

kanischen Kongreß. Es bestätigte sich die während 
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der Senatsanhörungen deutlich gewordene Unter-
stützung für den Vertrag, insbesondere nachdem die 
Außenminister Shultz und Schewardnadse bei ihrem 
Treffen am 11./12. Mai 1988 noch einige strittige Fra-
gen hinsichtlich der Auslegung einiger Bestimmun-
gen des Inspektionsprotokolls klären konnten. Am 
27. Mai 1988 stimmte der Senat mit der überwälti-
genden Mehrheit von 93 :5 Stimmen, also mit weit 
mehr als der erforderlichen Zweidrittel-Mehrheit, 
für die Ratifizierung des Vertrags. 

In der Sowjetunion hatte die Regierung den beiden 
Auswärtigen Ausschüssen des Obersten Sowjets den 
INF-Vertrag am 9. Februar 1988 zur Ratifizierung 
empfohlen. Außenminister Schewardnadse und Ver-
teidigungsminister Jasow hoben die politische Be-
deutung des Vertrags für den Abrüstungsprozeß und 
die Verbesserung der amerikanisch-sowjetischen 
Beziehungen hervor. Außenminister Schewardnadse 
würdigte ausdrücklich den Beitrag der Bundesregie-
rung zum Abschluß des INF-Vertrags und wertete 
die Erklärung Bundeskanzler Kohls vom 26. August 
1987 zum Abbau der deutschen Pershing I A als „kon-
struktive Entscheidung". 

Nachdem bei beiden Vertragspartnern das Ratifizie-
rungsverfahren erfolgreich abgeschlossen war, 
konnten, wie vorgesehen, die Ratifizierungsurkun-
den durch Präsident Reagan und Generalsekretär 
Gorbatschow auf dem Gipfeltreffen in Moskau am 
1.Juni 1988 ausgetauscht werden. Mit diesem Datum 
ist der Vertrag in Kraft getreten. In der Gemeinsa-
men Erklärung würdigten die beiden Staatsober-
häupter das Abkommen, „das erstmals eine ganze 
Klasse sowjetischer und amerikanischer Kernwaffen 
beseitigt und neue Normen für die Begrenzung und 
Reduzierung der Rüstungen festsetzt". 

Das INF-Vertragswerk wird auf westlicher wie auf 
östlicher Seite durch ein Stationierungsländer-Über-
einkommen und ergänzende Notenwechsel beglei-
tet. Dadurch wird die Grundlage dafür geschaffen, 
daß der INF-Vertrag auf beiden Selten auch in den 
Stationierungsländern durchgeführt werden kann (s. 
Vorjahresbericht S. 23, 24). 

Das einstimmige Votum des Deutschen Bundestages 
am 21. April 1988 für das Vertragsgesetz zum Statio-
nierungsländer-Übereinkommen und die Zustim-
mung des Bundesrates am 24. April 1988 bekräftigen 
eindrucksvoll die uneingeschränkte Unterstützung 
der Bundesrepublik Deutschl and für den INF-Vertrag 
und ihre Mitwirkung an seiner Durchführung. 

In einem bilateralen Notenaustausch mit der Sowjet-
union vom 4. Mai 1988 erklärte die Bundesrepublik 
Deutschland ihre Bereitschaft, vertragsgemäße In-
spektionen auf ihrem Territorium zuzulassen. Sie er-
hielt von der Sowjetunion die Zusicherung, daß sie 
sich in Ausübung der Inspektionsaktivitäten streng 
an die Bestimmungen des Inspektionsprotokolls des 
INF-Vertrags halten werde. 

2. Beginn der Implementierung 

Die Implementierung des INF-Vertrags wird im ein

-

zelnen vor allem in den Vertragsprotokollen (Elimi

-

nierungsprotokoll, Inspektionsprotokoll) sowie in 
den Stationierungsländer-Übereinkommen auf 
westlicher (USA mit Belgien, Bundesrepublik 
Deutschland, Großbritannien, Italien, Niederlande) 
und östlicher Seite (Sowjetunion mit DDR, ČSSR) ge-
regelt. Die wichtigsten Bestimmungen sind im Vor-
jahresbericht (S. 18 ff.) ausführlich dargestellt. 

Inspektionen: 

Der INF-Vertrag sieht (in Artikel XI) folgende Arten 
von Inspektionen in folgenden Zeiträumen (geord-
net nach Inkrafttreten des Vertrags am 1. Juni 1988) 
vor: 

Dateninspektionen zur Überprüfung des aktuel-
len Datenstands (2. bis 3. Monat), 

Abschlußinspektionen zur Überprüfung der Räu-
mung einer INF-Einrichtung (1. bis 3. Jahr), 

kurzfristig anberaumte Inspektionen (sog. 
Quoteninspektionen) zur Überprüfung von INF

-

Einrichtungen (13 Jahre lang) auf Vertragseinhal-
tung, 

Eliminierungsinspektionen zur Überprüfung der 
Vernichtung der INF-Flugkörper und der dazu-
gehörigen Startlafetten (1. bis 3. Jahr), 

ständige Überwachung der Nichtproduktion von 
INF-Flugkörpern (13 Jahre lang). 

Amerikanische Inspektoren überprüften (Stichtag 
1. Juni 1989) bei 244 Inspektionen insgesamt 133 so-
wjetische Einrichtungen, davon 126 Einrichtungen 
in der Sowjetunion sowie 7 Einrichtungen in der 
DDR und CSSR. 

Insgesamt 96 sowjetische Inspektionen fanden in 31 
amerikanischen Einrichtungen statt, davon in 18 
Einrichtungen in den USA und in 13 Einrichtungen 
in anderen westlichen Stationierungsländern. 

Von den insgesamt 96 sowjetischen Inspektionen 
sind 15 in US-Einrichtungen in der Bundesrepublik 
Deutschland (Wüschheim, Schwäbisch Gmünd, 
Neu-Ulm, Heilbronn/Waldheide, Weilerbach, 
Frankfurt/Hausen) durchgeführt worden. 

In Wotkinsk (Ural), der Produktionsstätte der SS 25 
(früher auch der SS 20) und in Magna (Utah), der ehe-
maligen Pershing II-Fabrik, nahmen Inspektions-
teams der jeweils anderen Seite Anfang Juli 1988 ih-
re Tätigkeit auf, um vertragsgemäß 13 Jahre lang die 
Nichtproduktion von INF-Flugkörpern zu überwa-
chen. 

Alle bisherigen Inspektionen sind vertragsgemäß 
und ohne größere Probleme verlaufen. Eine durch-
weg gute Arbeitsatmosphäre bei den Inspektionen 
trug zu der mit dem Vertrag auch angestrebten Ver-
trauensbildung bei. 

Eliminierung: 

Die Eliminierung der Pershing II-Raketen wurde am 
8. September 1988 im Longhorn Munitionsdepot bei 
Marshall/Texas in Anwesenheit des damaligen ame- 
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rikanischen Vizepräsidenten Bush und zahlreicher 
Beobachter und Diplomaten eingeleitet. Es folgte im 
Oktober der Beginn der Eliminierung von Marsch-
flugkörpern auf dem Luftwaffenstützpunkt Davis 
Monthan bei Tucson/Arizona. 

Die Sowjetunion begann die Eliminierung ihrer Mit-
telstreckenflugkörper Anfang August 1988 mit der 
Beseitigung von SS 12-Raketen in Sargosek (Ka-
sachstan). Am 28. August 1988 wurde auf dem Test-
gelände in Kapustin Yar bei Wolgograd vor ca. 200 
geladenen diplomatischen Vertretern und Journali-
sten die ersten SS 20-Raketen gesprengt. Die Sowje-
tunion plant, den größten Teil ihrer Bestände an 
SS 20-Raketen auf diese Weise zu vernichten; ein 
kleinerer Teil wurde bis Ende Oktober 1988 (wie im 
INF-Vertrag bis zu diesem Termin für ein Maximum 
von 100 INF-Flugkörpern erlaubt) durch Abschuß 
auf dem Versuchsgelände von Tschita und Kansk 
eliminiert . 

In der Bundesrepublik Deutschland fand die erste 
Eliminierung in der US-Einrichtung Frankfurt/ 
Hausen vom 17. bis 20. Oktober 1988 statt. Von einem 
sowjetischen Inspektorenteam beobachtet und in 
Anwesenheit von Vertretern des Auswärtigen Amts 
und des Bundesministeriums der Verteidigung so-
wie zahlreichen Vertretern der Medien wurden 9 
Pershing II-Startlafetten, die am 1. September 1988 
aus Heilbronn/Waldheide abgezogen worden waren, 
durch Zerteilung vernichtet. 

Bis zum Stichtag 1. Juni 1989 haben die USA von ins-
gesamt 846 Flugkörpern 324 vernichtet, die Sowjet-
union von insgesamt 1 846 Flugkörpern 945. 

Aus Europa haben die USA bis zum Stichtag 27 
Pershing II-Raketen aus der Bundesrepublik 
Deutschland, sowie 80 Marschflugkörper aus Groß-
britannien, Italien und Belgien abgezogen. Die So-
wjetunion hat 53 SS 23 aus der DDR zurückver-
bracht. 

2. KAPITEL 

Die Nuklear- und Weltraum-Verhandlungen 

1. Die Verhandlungen über die Reduzierung der stra-
tegischen nuklearen Waffen (START) 

In diesem Bereich der amerikanisch-sowjetischen 
Verhandlungen (START = Strategic Arms Reduc-
tion Talks) gab es im Berichtszeitraum zwar Fort-
schritte, jedoch keine Verhandlungsdurchbrüche, so 
daß sich das Ziel, noch 1988 einen Vertrag abzu-
schließen, nicht erreichen ließ und schwierige Fra-
gen zu lösen bleiben. 

Die Liste der bereits einvernehmlich geregelten 
wichtigen Sachfragen ist jedoch beeindruckend. Bis 
zum Beginn des Berichtszeitraums hatten sich die 
USA und die Sowjetunion auf die folgenden wesent-
lichen Elemente eines START-Vertrags geeinigt: 

— Obergrenze von 1 600 strategischen Trägersyste-
men (ICBM, SLBM, strategische Bomber); 

— Obergrenze von 6000 Gefechtsköpfen (GK), da-
von höchstens 4900 GK (Zwischengrenze) auf 
ballistischen Raketen (ICBM, SLBM), davon wie-
derum höchstens 1 540 GK auf höchstens 154 
schweren ICBM (dies betrifft derzeit nur die so-
wjetischen SS 18)3); 

— Zählregeln für die Anrechnung von Gefechtsköp-
fen pro ballistischem Raketentyp; 

— Reduzierung des Gesamtwurfgewichts 4) der so-
wjetischen ballistischen Raketen (ICBM, SLBM) 
um ca. 50 %, d. h. faktisch Reduzierung auf das 
amerikanische Niveau; dieses Niveau darf im An-
schluß an die Reduzierung nicht wieder über-
schritten werden; 

— Reduzierungen auf die festgelegten Obergrenzen 
innerhalb eines Zeitraums von sieben Jahren 
nach Inkrafttreten eines START-Vertrags; 

— Zählregeln für die Anrechnung von strategischen 
Bombern und ALCM (Air-launched Cruise Missi-
les = luftgestützte Marschflugkörper) auf die ge-
nannten Obergrenzen; 

= 1 strategischer Bomber zählt als 1 Trägersy-
stem; 

= 1 mit Schwerkraftbomben und/oder SRAM 5) 
(aber nicht mit ALCM) ausgerüsteter Bomber 
zählt gleichzeitig als 1 GK, d. h. unabhängig 
von der Zahl der mitgeführten Bomben und/ 
oder SRAM; 

= 1 ALCM zählt als 1 GK; 

— für SLCM (Sea-launched Cruise Missiles = see-
gestützte Marschflugkörper) soll eine gesonderte 
Regelung außerhalb der Obergrenze von 6000 
GK getroffen werden; 

— Struktur und wichtige Elemente des Verifika-
tionssystems, d. h. der Verfahren und Maßnah-
men zur gegenseitigen Überprüfung der Einhal-
tung der Vertragsverpflichtungen: 

= vor Vertragsunterzeichnung Datenaustausch 
über Zahl und Orte der Waffensysteme, Pro-
duktions- und Endmontageeinrichtungen, La-
ger, Testgebiete und Dislozierungsstätten; 
dieser Datenaustausch soll periodisch auf den 
neuesten Stand gebracht werden; 

= kurz nach Inkrafttreten des Vertrags Überprü-
fung der ausgetauschten Daten durch Vor-
Ort-Inspektionen; 

= Einrichtung ständiger Beobachterteams vor 
wichtigen Produktionsstätten (Perm anent Pe-
rimeter and Portal Monitoring); 

3) Die SS 18 ist eine silogestützte, mit 10 GK bestückte ICBM, deren 
Wurfgewicht (s. nächste Fußnote) mehr als das Doppelte des 
Wurfgewichts der derzeit schwersten amerikanischen Rakete, 
der MX ,,Peacekeeper", beträgt. 

4) Als ,,Wurfgewicht" eines ballistischen Flugkörpers wird die 
Nutzlast bezeichnet, die dieser über eine bestimmte Entfernung 
(Reichweite) transportieren kann. 

5) Short-range Attack Missile, ballistische Luft-Boden-Rakete. 
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= kurzfristig anberaumte Vor-Ort-Inspektionen 
von im Vertrag bestimmten Einrichtungen 
und von Gebieten, in denen vertragswidrige 
Aktivitäten vermutet werden; 

= Verbot von Verschleierungsmaßnahmen, die 
die Verifikation durch nationale technische 
Mittel (NTM) verhindern, insbesondere Ver-
bot der Verschlüsselung von Telemetrieda-
ten; 

= Maßnahmen zur Verbesserung der Wirkungs-
weise von NTM, insbesondere sichtbares Auf-
stellen (open display) vertraglich begrenzter 
Gegenstände in Militär- und Bomberbasen 
und in U-Boot-Häfen kurzfristig nach entspre-
chenden Ersuchen. 

Diese Verifikationsregelungen wurden in der 
Gemeinsamen Erklärung nach dem Washingto-
ner Gipfel (7. bis 10. Dezember 1987) niedergelegt 
und basieren z. T. auf entsprechenden Regelun-
gen des INF-Vertrags; 

— Über Defensiv- und Weltraumwaffen soll ein se-
parater Vertrag abgeschlossen werden (s. unten 
Ziffer 2). 

Struktur und Inhalt eines START-Vertrags sind hier-
durch bereits deutlich geworden. Er wird nicht nur 
quantitative Reduzierungen der sowjetischen und 
amerikanischen strategischen Nuklearpotentiale 
hinsichtlich ihrer Zusammensetzung aus land-, luft-
und seegestützten Systemen bewirken, sondern 
auch eine Umstrukturierung der strategischen Nu-
klearpotentiale: Verringerung des Anteils landge-
stützter Systeme, insbesondere drastische Reduzie-
rungen der besonders destabilisierenden schweren 
ICBM, und Veränderung der Struktur der Nuklear-
potentiale zugunsten weniger destabilisierender 
(weniger verwundbarer, hauptsächlich langsamer 
fliegender und z. T. rückholbarer) luft- und auch see-
gestützter Systeme. 

Noch ungelöste wichtige Fragen waren zu Beginn 
des Berichtszeitraums insbesondere: 

weitere Zwischengrenzen; die USA haben eine 
Zwischengrenze vo 3000 bis 3300 GK auf ICBM 
gefordert (innerhalb der bereits vereinbarten 
Zwischengrenze von 4 900 GK auf ballistischen 
Raketen); die Sowjetunion würde einer Zwi-
schengrenze von 3300 GK auf ICBM nur zustim-
men, wenn zugleich auch weitere Zwischengren-
zen von 3 300 GK auf SLBM und 1 100 GK auf stra-
tegischen Bombern vereinbart werden; 

— mobile ICBM: die USA fordern ein Verbot; eine 
Voraussetzung für Rücknahme dieser Forderung 
wäre die Vereinbarung verifizierbarer Beschrän-
kungen mobiler ICBM; die künftige US-Position 
hierzu wird auch davon abhängen, ob die USA 
selbst mobile ICBM entwickeln und dislozieren 
(vgl. hierzu weiter unten, Ausführungen zur 
11. Runde); die Sowjetunion hat ein Verbot abge-
lehnt und sich zu einer Begrenzung der GK auf 
mobilen ICBM sowie der mobilen Abschußvor-
richtungen bereit erklärt; 

schwere ICBM: Forderung der USA nach einem 
Modernisierungsverbot wird von SU zurückge-
wiesen; 

bei ALCM die Reichweite, ab der diese in einem 
START-Vertrag einbezogen werden (sowjeti-
scher Vorschlag: 600 km; amerikanischer Vor-
schlag: 1 500 km), und die Zählregel (amerikani-
scher Vorschlag: für jeden ALCM-fähigen Bom-
ber eine einheitliche Zahl von 6 GK — seit Früh-
jahr 1988 vorgeschlagen: 10 GK — anzurechnen; 
sowjetischer Vorschlag: jedem ALCM-fähigen 
Bomber ist die ALCM-Maximalausrüstung des 
jeweiligen Bombertyps anzurechnen); 

bei SLCM Vorschlag der USA, sich auf einen In-
formationsaustausch über das geplante SLCM-
Potential zu beschränken, weil die USA bei 
SLCM kaum überwindliche Verifikationsschwie-
rigkeiten sehen; die Sowjetunion hat dagegen ei-
ne gegenseitige, bindende Begrenzung auf 
höchstens 400 nukleare und 600 konventionelle 
SLCM gefordert; 

— die Frage der Verknüpfung des Abschlusses ei-
nes START-Vertrags mit dem Abschluß eines 
Vertrags über Defensiv- und Weltraumwaffen 
(siehe unten Ziffer 2) einerseits, sowie der Beseiti-
gung der von seiten der USA monierten ABM

-

Vertragsverletzung (Radaranlage bei Krasno-
jarsk) andererseits (siehe Ziffer 3). 

Im Verlauf des Berichtszeitraums wurden die Ver-
handlungen auf der Grundlage des gemeinsamen 
amerikanisch-sowjetischen Vertragsentwurfs (Joint 
Draft Treaty, JDT) fortgesetzt, der im November 
1987 nach der Vorlage von Vertragsentwürfen bei-
der Seiten erstellt worden war. Er enthält die einver-
nehmlichen Positionen sowie Klammern, in denen 
die noch unterschiedlichen Positionen gegenüber-
gestellt sind. 

Schwerpunkt der 9. Verhandlungsrunde (14. Januar 
bis 24. Mai 1988) war insbesondere die Erarbeitung 
von Verifikationsregelungen. Zu wichtigen Bestand-
teilen des Verifikationssystems wurden bis Mitte 
März 1988 gemeinsame Entwürfe (mit Klammern) 
fertiggestellt, und zwar 

ein Protokoll betreffend Inspektionen; 

ein Protokoll betreffend die Eliminierung, De-
montage und Umwandlung (conversion) der vom 
Abkommen zu erfassenden Systeme, und 

ein Memorandum über den Datenaustausch 
(über die vom Abkommen zu erfassenden Ver-
tragsgegenstände), das zu einem späteren Zeit-
punkt mit konkreten Daten auszufüllen ist. 

Beim Moskauer Gipfel (29. Mai bis 1. Juni 1988) wur-
den in zwei Schlüsselfragen — ALCM und mobile 
ICBM — Fortschritte erzielt, auch wenn die USA an 

 einem Verbot mobiler ICBM weiter festhalten. 

— Bezüglich ALCM wurde vereinbart: 

= Alle gegenwärtig existierenden weitreichen-
den ALCM gelten als nuklear; 
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= etwaige zukünftige konventionelle weitrei-
chende ALCM müssen sich von nuklearen un-
terscheiden lassen, 

= Bomber, die nukleare ALCM tragen, müssen 
sich von solchen unterscheiden lassen, die 
keine nuklearen ALCM tragen; 

= die Umwandlung von schweren Bombern für 
nukleare ALCM in schwere Bomber für nu-
kleare Schwerkraftbomben und SRAM oder 
für konventionelle ALCM ist im Rahmen ver-
einbarter Verfahren zulässig. 

Bezüglich mobiler ICBM zeichnen sich auf 
Grund der Moskauer Gipfelergebnisse folgende 
Grundzüge eines Verifikationssystems ab: 

= ICBM und deren mobile Abschußvorrichtun-
gen dürfen nur in engbegrenzten Gebieten 
(.,restricted areas") von noch festzulegender 
Größe in beschränkter, noch zu vereinbaren-
der Zahl stationiert werden; 

= Flugkörper und deren mobile Abschußvor-
richtungen dürfen diese Gebiete nur nach 
vorheriger Ankündigung, z. B. zu °bungs-, In-
standsetzungs- und Testzwecken verlassen; 

= nicht-dislozierte ICBM dürfen sich nur in 
noch zu vereinbarenden Einrichtungen befin-
den; sie werden ebenfalls zahlenmäßig be-
grenzt und müssen sich überwiegend in einer 
noch zu vereinbarenden Mindestentfernung 
von den „restricted areas" befinden; bis zum 
Moskauer Gipfel hatte die Sowjetunion dage-
gen jegliche Erfassung nicht-dislozierter 
Systeme abgelehnt. 

Außerdem wurde am 31. Mai 1988 in Moskau eine 
amerikanisch-sowjetische Vereinbarung über die 
Ankündigung von Teststarts strategischer ballisti-
scher Raketen unterzeichnet. Dieses neue Abkom-
men sieht vor, daß alle Testflüge strategischer balli-
stischer Raketen (ICBM und SLBM), auch wenn sie 
nicht über das Territorium des eigenen L andes hin-
ausführen, mindestens 24 Stunden vorher über die 
„Zentren zur Verringerung des nuklearen Risikos" 
mitgeteilt werden müssen. Die USA und die Sowjet-
union hatten 1987 die Einrichtung solcher Zentren in 
ihren beiden Hauptstädten vereinbart (s. hierzu so-
wie zu früheren vertrauensbildenden Maßnahmen 
im nuklearen Bereich Jahresabrüstungsbericht 1987, 
S. 40). 

Schwerpunkt der 10. Verhandlungsrunde (12. Juli 
bis 16. November 1988) war die Weiterentwicklung 
der Verifikationskonzepte, insbesondere für mobile 
ICBM. Die Zahl der Klammem im gemeinsamen 
Vertragsentwurf konnte weiter deutlich verringert 
werden. 

Ende Oktober 1988 unterbreiteten die USA detail-
liertere Vorschläge zur Ausgestaltung des Verifika-
tionssystems, insbesondere zu Verdachtsinspek-
tionen. 

Infolge des Administrationswechsels in den USA 
kam es im ersten Halbjahr 1989 zu einer längeren 
Verhandlungspause. Auf Weisung des neugewähl

-

ten Präsidenten Bush wurde zunächst eine „Be-
standsaufnahme" der amerikanischen Außen- und 
Sicherheitspolitik (policy review) durchgeführt. 

Präsident Bush mißt, wie sein Vorgänger, dem Ab-
schluß eines START-Vertrags hohe Priorität bei. Auf 
der Grundlage der „Bestandsaufnahme" bezeichnete 
er es zu Beginn der 11. Verhandlungsrunde (19. Juni 
bis 7. August 1989) als sein Ziel, bei den Nuklear-
und Weltraum-Verhandlungen 

„verifizierbare Abkommen zu erreichen, die unse-
re Sicherheit verbessern und hierbei die Stabilität 
erhöhen und das Risiko eines Krieges verringern. 
Schwerpunkte bei den START-Verhandlungen 
werden die Schaffung eines stabileren nuklearen 
Kräfteverhältnisses und die Stärkung der Ab-
schreckung durch Verringerung und Beschrän-
kung derjenigen strategischen Nuklearstreitkräf-
te sein, die Sicherheit und Stabilität am meisten 
bedrohen". 

Präsident Bush betonte außerdem, daß die START

-

Verhandlungen und die Modernisierung des ameri-
kanischen nuklearstrategischen Potentials komple-
mentär seien im Hinblick auf das Ziel der Erhaltung 
der Abschreckung. Dies betrifft insbesondere den 
Zusammenhang zwischen der START-Position und 
der Verteidigungsplanung der USA bei mobilen 
ICBM. Die Administration strebt die Dislozierung 
der bisher silogestützten MX ,,Peacekeeper"-ICBM 
auf Eisenbahnzügen und die Entwicklung einer stra-
ßenmobilen ,,Midgetman"-ICBM mit nur einem Ge-
fechtskopf an (vgl. unten Anhang A zum militäri-
schen Kräfteverhältnis, Abschnitt ..Entwicklungsten-
denzen"). Wenn der Kongreß diesen Anträgen zu-
stimmt, würden die USA ein Abgehen von ihrer For-
derung nach einem Verbot mobiler ICBM erwägen. 

Als ein weiteres Ergebnis der „Bestandsaufnahme" 
haben die USA zu Beginn der 11. Runde neue Vor-
schläge zu Verifikation und Vertrauensbildung ein-
gebracht. Sie umfassen u. a. Test-Inspektionen, Über-
wachung des Zugangs und der Grenzen des Produk-
tionsgeländes bestimmter Raketen-Produktionsstät-
ten, ein Verbot der Verschlüsselung elektronischer 
Signale während Raketentests und einen Datenaus-
tausch über nuklearstrategische Streitkräfte. We-
sentliches neues Element ist der Vorschlag, diese 
Maßnahmen probeweise bereits möglichst bald, vor 
Vertragsabschluß, durchzuführen, um Erfahrungen 
mit der Verifikation eines START-Abkommens zu 
gewinnen, die dann in den endgültigen Vertragstext 
einfließen könnten. Dies soll weitere Verhandlungs-
fortschritte im besonders wichtigen Verifikationsbe-
reich fördern und auch die spätere Ratifikation eines 
START-Abkommens durch den Senat erleichtern. 

Von den genannten Initiativen abgesehen, setzen 
die USA die Verhandlungen im wesentlichen auf der 
Grundlage des vorhandenen gemeinsamen Ver-
tragsentwurfes und ihrer bisherigen Positionen fo rt. 
Sie behalten sich jedoch Veränderungen und neue 
Initiativen mit dem Ziel der Stärkung der Sicherheit 
und der strategischen Stabilität vor. 

Im Lauf des Berichtszeitraums hat der sich abzeich

-

nende START-Vertrag weiter Konturen gewonnen. 
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Zu den noch ungelösten Fragen gehört weiterhin 
das Verhältnis zwischen Offensiv- und Defensivsy-
stemen (s. u. Ziffer 2); auch ist nach dem Administra-
tionswechsel zunehmend deutlich geworden, daß 
auch die zu treffenden Entscheidungen der USA 
über die Struktur ihres strategischen Nuklearpoten-
tials (insbesondere über Einführung mobiler ICBM) 
bei der Bestimmung ihrer START-Verhandlungspo-
sitionen eine Rolle spielen werden. Der vorhandene 
gemeinsame Vertragsentwurf stellt eine solide 
Grundlage für die weiteren Verhandlungen dar. 

Die Bundesregierung begrüßt die Wiederaufnahme 
der START-Verhandlungen und unterstützt unein-
geschränkt die Bemühungen um einen baldigen 
Vertragsabschluß. Sie weiß sich hierin mit ihren 
Bündnispartnern einig. Die Staats- und Regierungs-
chefs des Atlantischen Bündnisses haben in dem im 
Mai 1989 beschlossenen Gesamtkonzept für Rü-
stungskontrolle und Abrüstung ihre uneinge-
schränkte Unterstützung für das Ziel der USA wie-
derholt, im Rahmen der START-Verhandlungen 
50 %ige Reduzierungen bei den strategischen Nu-
klearwaffen der USA und der Sowjetunion zu errei-
chen und die Stabilität zu erhöhen, indem spezifi-
sche Beschränkungen für die am meisten destabili-
sierenden Elemente der Bedrohung festgelegt wer-
den. Ein START-Abkommen, das die strategische 
Stabilität festigt, dient nicht nur der Sicherheit der 
USA und der Sowjetunion, sondern berührt die Si-
cherheitsinteressen aller Staaten in West und Ost 
unmittelbar. Es verringert die Bedrohung Westeuro-
pas durch das sowjetische strategische Nuklearpo-
tential und liegt daher auch im besonderen Interesse 
der europäischen Bündnispartner der USA. 

2. Die Verhandlungen über Defensiv- und Weltraum-
waffen 

Beim Washingtoner Gipfeltreffen (7. bis 10. Dezem-
ber 1987) hatten sich die USA und die Sowjetunion 
darauf geeinigt, ihre Delegationen in Genf anzuwei-
sen, „eine Übereinkunft auszuarbeiten, die die Sei-
ten verpflichtet, den ABM-Vertrag, so wie 1972 un-
terzeichnet, bei der Durchführung von Forschungs-
und Entwicklungsarbeiten sowie bei den notwendi-
gen Erprobungen, die der ABM-Vertrag erlaubt, ein-
zuhalten, und den ABM-Vertrag während einer ver-
einbarten Frist nicht aufzukündigen". 

Zu Beginn der 9. Verhandlungsrunde (14. Januar bis 
24. Mai 1988) unterbreitete die Sowjetunion den Ent-
wurf eines Weltraumabkommens in der Form eines 
Protokolls zum START-Vertrag. Es umfaßt folgende 
Elemente: 

— Beide Seiten verzichten für 10 Jahre uneinge-
schränkt auf das Rücktrittsrecht nach dem ABM-
Vertrag; 

Forschung, Entwicklung und Erprobung sollen 
sich am ABM-Vertrag ausrichten. (Die Sowjet-
union hat deutlich gemacht, daß sie unter der 
Formel, „ABM-Vertrag, wie 1972 unterzeichnet", 
die enge Auslegung versteht, d. h. Verbot der 
Entwicklung, Erprobung und Dislozierung von 

weltraumgestützten ABM-Systemen gemäß Arti-
kel V des ABM-Vertrags); 

Erprobungen sind nur dann zulässig, wenn beide 
Seiten der Auffassung sind, daß sie im Einklang 
mit dem ABM-Vertrag stehen; 

vertragskonformes Verhalten soll durch Informa-
tionsaustausch und Vor-Ort-Inspektionen über-
prüft werden. 

Die USA lehnten den neuen sowjetischen Vorschlag 
mit der Begründung ab, daß er zu weitgehende Be-
schränkungen für die Entwicklung von Defensivsy-
stemen enthalte. Sie brachten am 22. Januar 1988 
den Entwurf eines Weltraumvertrags ein, der sich 
eng an die Formulierung des Washingtoner Gipfels 
anlehnt, diese aber im Sinne einer weiten Auslegung 
des ABM-Vertrags interpretiert (erlaubte Entwick-
lung und Erprobung von weltraumgestützten ABM

-

Systemen, die nach neuen pyhsikalischen Prinzipien 
funktionieren, gemäß „Vereinbarter Erklärung D" 
des ABM-Vertrags). Der amerikanische Vertragsent-
wurf enthielt ferner u. a. folgende Elemente: 

— Nicht-Rücktritt vom ABM-Vertrag während des 
noch zu vereinbarenden Zeitraums; 

— nach Ablauf dieses Zeitraums sind beide Ver-
tragsparteien frei in ihren Entscheidungen über 
weitere Maßnahmen, die auch die Stationierung 
von Defensiv- und Weltraumwaffen jenseits der 
Begrenzungen des ABM-Vertrags einschließen 
kann. Ein solcher Schritt muß sechs Monate vor-
her angekündigt werden. 

Am 15. März 1988 legten die USA den Entwurf eines 
Protokolls über Vertrauensbildende Maßnahmen 
vor, darunter ein jährlicher Austausch von For-
schungsdaten zu neuen strategischen Abwehrsyste-
men, gegenseitige Besuche von entsprechenden For-
schungseinrichtungen und Regelungen für die 
wechselseitige Beobachtung der Erprobung von De-
fensiv- und Weltraumwaffen. 

Die grundsätzliche sowjetische Zustimmung zum 
Abschluß eines solchen Protokolls über Vertrauens-
bildende Maßnahmen als integraler Bestandteil ei-
nes künftigen separaten Weltraumvertrags war ein 
wichtiger Fortschritt im Bereich Defensiv- und Welt-
raumwaffen auf dem amerikanisch-sowjetischen 
Gipfel in Moskau (29. Mai bis 1. Juni 1988). 

Beide Seiten setzten die Arbeit an einem gemeinsa-
men Textentwurf des Protokolls über Vertrauensbil

-

dende Maßnahmen in der 10. Verhandlungsrunde 
(12. Juli bis 16. November 1988) und der 11. Verhand-
lungsrunde (19. Juni bis 7. August 1989) fort. 

Ende Oktober 1988 schlugen die USA folgende Re-
gelungen für die Erprobung weltraumgestützter-
ABM-Systeme vor: 

— Erprobung nur von vorher bestimmten ,.Testsa-
telliten" (analog zu Artikel IV des ABM-Vertra-
ges, der „Erprobung von max. 15 ABM-Abschuß-
vorrichtungen in Versuchsgebieten" zuläßt, so-
wie gemäß der weiten Auslegung des ABM

-

Vertrags); 
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— Notifizierung von bevorstehenden Tests mit ei-
nem Testsatelliten, von seinem Start und Ände-
rungen seiner Umlaufbahn. 

Die USA greifen mit ihren Vorschlägen einen frühe-
ren sowjetischen Vorschlag auf, im Weltraum er-
laubte bzw. verbotene Maßnahmen detaillie rt  fest-
zulegen. 

Auch der Verlauf der 10. Verhandlungsrunde und 
der Beginn der 11. Verhandlungsrunde im Bereich 
Defensiv- und Weltraumwaffen bestätigte, daß fol-
gende Schlüsselfragen einer künftigen Vereinba-
rung noch zu klären sind: 
— Welche Aktivitäten sind während der Zeit, in der 

beide Seiten grundsätzlich am ABM-Vertrag fest-
halten wollen, erlaubt? 

— Welche Anschlußregelungen gibt es für die Zeit 
nach der Bindungsfrist an den ABM-Vertrag? 

Der grundlegende Dissens zwischen USA und So-
wjetunion blieb im Berichtszeitraum bestehen: Das 
Ziel der USA ist eine Regelung, die die Entwicklung, 
Erprobung und mögliche Stationierung von ABM

-

Systemen oder deren Komponenten und damit die 
weitere Durchführung des SDI-Programms zuläßt; 
die Sowjetunion strebt eine Regelung an, die Grund-
lage für Einschränkungen dieses Programms ist. 

Die Sowjetunion machte im Berichtszeitraum wei-
terhin den Abschluß eines START-Abkommens vom 
Zustandekommen eines Defensiv-/Weltraumabkom-
mens abhängig. Die USA lehnten dieses Junktim ab 
und sprachen sich dafür aus, ein START-Abkommen 
hiervon unabhängig, nach dessen eigenen Zielset-
zungen auszuhandeln. 

Die Bundesregierung, die die Bemühungen der USA 
und der Sowjetunion um einen baldigen Abschluß 
von Verträgen sowohl für START als auch für Defen-
siv- und Weltraumwaffen uneingeschränkt unter-
stützt, tritt dafür ein, daß für das künftige Verhältnis 
von Offensiv- und Defensivwaffen eine einvernehm-
liche Lösung gefunden wird, die zur Festigung der 
strategischen Stabilität beiträgt. 

3. Die ABM-Überprüfungskonferenz 

Der amerikanisch-sowjetische Vertrag über die Be-
grenzung von Systemen zur Abwehr ballistischer 
Raketen (ABM-Vertrag) von 1972 sieht in seinem Ar-
tikel XIV Überprüfungskonferenzen in Fünf-Jahres-
Intervallen vor. 

Auf der dritten Überprüfungskonferenz vom 24. bis 
31. August 1988 stand die amerikanische Kritik am so-
wjetischen Großradar in Krasnojarsk (Sibirien) im 
Vordergrund. Die USA haben der Sowjetunion seit 
1984 vorgeworfen, daß diese Anlage aufgrund ihrer 
Lage, Ausrichtung und technischen Ausstattung ge-
gen die Bestimmungen des ABM-Vertrags verstoße. 
Sie erklärten auf der Überprüfungskonferenz darüber 
hinaus, daß der vollständige Abbau der Anlage Vor-
bedingung für den Abschluß von Verträgen zu nukle-
arstrategischen Offensivwaffen (START) und Defen-
siv-/Weltraumwaffen sei. Sie bekräftigen, daß es ih-
nen in erster Linie darum ginge, einen möglichen 

zeitlichen Vorsprung der Sowjetunion beim Ausbau 
eines landesweiten ABM-Systems zu verhindern. 

Die Sowjetunion hat seit 1987 verschiedene, von den 
USA als unzureichend abgelehnte Vorschläge zur 
Lösung des Krasnojarsk-Problems unterbreitet. Zu-
letzt hat die Sowjetunion im Mai 1989 angeboten, 
den Krasnojarsk-Radar „vollständig" abzubauen un-
ter der Voraussetzung, daß die USA sich zum Fest-
halten am ABM-Vertrag und an dessen enger Ausle-
gung verpflichten. Dies haben die USA mit der Be-
gründung abgelehnt, daß sie nicht bereit sind, für 
die Beseitigung eines eindeutigen sowjetischen Ver-
tragsverstoßes ihrerseits auf vertragliche Rechte zu 
verzichten. 

Eine Einigung beider Seiten bei der Frage des Kras-
nojarsk-Radards wurde im Berichtszeitraum nicht 
erreicht. 

III. Die multilateralen Verhandlungsforen 

1. KAPITEL 

Verhandlungen über konventionelle Streitkräfte 
in Europa (VKSE) 

1. Der Weg zu den Verhandlungen 

Seit langem haben die Partner der Allianz und vor 
allem die Bundesregierung auf die konventionelle 
Überlegenheit des Warschauer Paks in Europa als 
wesentliche Ursache des in Europa bestehenden Si-
cherheitsproblems hingewiesen. Die zur Zeit gege-
bene Fähigkeit des Warschauer Pakts zum Überra-
schungsangriff und zur raumgreifenden Offensive, 
d. h. seine Invasionsfähigkeit, betrifft die Bundesre-
publik Deutschland als Land an der Schnittstelle der 
beiden Bündnisse in besonderem Maße. 

Die Bundesregierung hat daher aktiv an den westli-
chen Bemühungen — beginnend mit der Erklärung 
von Halifax vom 30. Mai 1986 — mitgewirkt, Ver-
handlungen zwischen den Mitgliedern der Atlanti-
schen Allianz und des Warschauer Pakts über kon-
ventionelle Rüstungskontrolle in Europa vom Atlan-
tik zum Ural auf den Weg zu bringen. Bei der Ausar-
beitung des westlichen Verhandlungsansatzes, der 
sowohl die Fortführung der Stockholmer Verhand-
lungen über vertrauens- und sicherheitsbildende 
Maßnahmen zwischen den 35 KSZE-Teilnehmer-
staaten als auch neue Verhandlungen über konven-
tionelle Streitkräfte zwischen den 23 Mitgliedstaa-
ten der NATO und des WP über konventionelle Sta-
bilität in ganz Europa vorsieht, hat die Bundesregie-
rung entscheidende Beiträge geleistet (zur Vorge-
schichte im einzelnen siehe Vorjahresbericht). 

2. Die Mandatsverhandlungen über konventionelle 
Streitkräfte in Europa (VKSE-Mandat) 

Die auf Einladung der NATO-Mitgliedstaaten am 
17. Februar 1987 in Wien zwischen den 23 Mitglied

-

staaten der Atlantischen Allianz und des Warschauer 
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Paktes aufgenommenen Mandatsverhandlungen für 
neue Verhandlungen über Konventionelle Streit-
kräfte in Europa wurden bei angehaltener Uhr am 
10. Januar — tatsächlich am 14. Januar — 1989 er-
folgreich abgeschlossen. Damit war die letzte Vor-
aussetzung für die am 15. Januar 1989 erfolgte An-
nahme des Abschließenden Dokuments des Wiener 
KSZE-Folgetreffens geschaffen. Das Mandat für die 
Verhandlungen über Konventionelle Streitkräfte in 
Europa wurde in einen Anhang des Wiener Schluß-
dokuments aufgenommen. 

Von besonderer Bedeutung sind folgende Vereinba-
rungen im VKSE-Mandat: 

Ziele und Methoden der Verhandlungen: Dieser 
Abschnitt, der sich eng an in der Brüsseler Erklä-
rung der westlichen Allianz vom 11. Dezember 
1986 enthaltene Formulierungen anlehnt, führt 
folgende Ziele auf: 

+ die Schaffung eines stabilen und sicheren 
Gleichgewichts der auf Land stationierten 
konventionellen Streitkräfte, einschließlich 
deren konventioneller Bewaffnung und Aus-
rüstung, auf niedrigerem Niveau. Seestreit-
kräfte sind demnach ebensowenig Verhand-
lungsgegenstand wie nukleare oder chemi-
sche Waffen. 

+ die Beseitigung von Ungleichgewichten, die 
sich nachteilig auf Stabilität und Sicherheit 
auswirken. 

+ Schwerpunktsetzung auf die Beseitigung der 
Fähigkeit zur Auslösung von Überraschungs-
angriffen und zur Einleitung großangelegter 
offensiver Handlungen. 

Jeder Teilnehmer ohne Ausnahme verpflichtet 
sich im Mandat, zur Erreichung dieser Ziele bei-
zutragen. Als Methoden zur Erreichung der ge-
nannten Ziele werden u. a. Reduzierungen, Be-
grenzungen, Bestimmungen zu Umdislozierun-
gen und gleiche Obergrenzen genannt. Ergän-
zend wird spezifiziert, daß Maßnahmen für das 
gesamte Anwendungsgebiet angestrebt werden 
sollen — sofern und wo angemessen mit Bestim-
mungen für eine regionale Differenzierung. Da-
mit sollen Ungleichgewichte innerhalb des An-
wendungsgebiets beseitigt werden, und zwar in 
einer Weise, die eine Umgehung ausschließt. 

Verhandlungsbereich und Anwendungsgebiet 
sind in einem zusammenhängenden Abschnitt 
des Mandats behandelt. Eines der Kernprobleme 
war die Frage der Behandlung doppelt einsatzfä-
higer Waffen. Die östliche Seite, die ursprünglich 
auf eine Einbeziehung aller taktischen Nuklear-
waffen gedrungen hatte, verlangte mit großem 
Nachdruck, alle doppelt verwendbaren Waffen 
in die Verhandlungen einzubeziehen. Nach einer 
gemeinsamen Initiative von BM Genscher und 
des französischen Außenministers Dumas (ge-
meinsamer Auftritt vor dem Wiener Folgetreffen 
der KSZE am 1. Juli 1988) und nach intensiven 
Beratungen wurde eine Kompromißlösung ver-
einbart: Gegenstand der Verhandlungen sind die 
auf Land stationierten konventionellen Streit

-

kräfte der Teilnehmer, einschließlich konventio-
neller Bewaffnung und Ausrüstung, innerhalb 
des Territoriums der Teilnehmer in Europa vom 
Atlantik bis zum Ural. Doppelt einsatzfähige 
Waffen oder Ausrüstungen können in den Ver-
handlungen mit ihrer konventionellen Fähigkeit 
angesprochen werden, werden aber nicht als ge-
sonderte Kategorie behandelt. Mit dieser Rege-
lung bleibt die in der Erklärung des Bündnisses 
von Reykjavik vom 10. Juni 1987 enthaltene Op-
tion gewahrt, daß nukleare Flugkörpersystem 
kürzerer Reichweite Gegenstand besonderer 
Verhandlungen werden können. 

Das Anwendungsgebiet ist das Landgebiet der 
Teilnehmer in Europa vom Atlantik bis zum Ural. 
Ergänzend wird festgestellt, daß die europäi-
schen Inseln Teil des Anwendungsgebietes sind 
(eine Reihe von Inseln werden in nationalen Er-
klärungen, die dem Mandat beigefügt sind, na-
mentlich genannt) und daß die südöstliche Gren-
ze des Anwendungsgebietes in der Sowjetunion 
entlang des Ural-Flusses und des Kaspischen 
Meeres verläuft. Bis zuletzt umstritten war die 
Frage der Festlegung einer an nichtteilnehmen-
de außereuropäische Staaten angrenzenden Aus-
schlußzone im asiatischen Teil der Türkei. Nach-
dem der Osten dieser Ausschlußzone zugestimmt 
hatte, kam es in den letzten Tagen der Mandats-
verhandlungen wegen des Verlaufs der Aus-
schlußlinie in der Zypern gegenüberliegenden 
türkischen Mittelmeerküste zu einer Meinungs-
verschiedenheit zwischen der Türkei und Grie-
chenland. Erst nachdem dieser durch einen Kom-
promiß beigelegt werden konnte, war der Weg 
zum Abschluß des Mandats und zur Beendigung 
des Wiener KSZE-Folgetreffens frei. 

Informationsaustausch und Verifikation: Von be-
sonderer Wichtigkeit — insbesondere im Ver-
gleich zu den inzwischen beendeten MBFR-
Verhandlungen, die nicht zuletzt an  der östlichen 
Haltung in der Frage des Austausches und der 
Überprüfung von Streitkräftedaten gescheitert 
waren — sind die im Abschnitt Informationsaus-
tausch und Verifikation enthaltenen Bestimmun-
gen. Langjährige westliche Forderungen akzep-
tierend, erklärte sich die östliche Seite damit ein-
verstanden, zur Ermöglichung eines klaren Ver-
gleichs der Fähigkeiten der Streitkräfte der Teil-
nehmer und zur Überprüfung der Einhaltung zu-
künftiger Rüstungskontrollvereinbarungen de-
taillierte Streitkräftedaten auszutauschen sowie 
Inspektionen vor Ort zuzulassen. 

Zum Verhältnis der Verhandlungen über Konventio-
nelle Streitkräfte in Europa zum KSZE-Prozeß hat-
ten im Bündnis zunächst Meinungsverschiedenhei-
ten bestanden, die bei der NATO-Tagung in Reykja-
vik am 12. Juni 1987 auf der Grundlage einer 
deutsch-britischen Initiative im Grundsatz über-
wunden wurden. Kern  dieser Einigung war, daß 

— die Verhandlungen der 23 ebenso wie die Weiter-
führung der Stockholmer VSBM-Verhandlungen 
der 35 im Rahmen des KSZE-Prozesses stattfin-
den, es sich also bei VKSE nicht um Verhandlun-
gen von Block zu Block handelt, 
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— gesonderte Mandate für beide Verhandlungen 
vereinbart werden, 

— an den Verhandlungen zur Herstellung konven-
tioneller Stabilität allein die 23 Mitgliedstaaten 
der NATO und des Warschauer Paktes teilneh-
men und autonom über Verhandlungsablauf und 
Ergebnisse entscheiden. 

Auf dieser Grundlage wurden im Schlußdokument 
des Wiener KSZE-Folgetreffens eine Reihe von Be-
stimmungen vereinbart, die den Zusammenhang der 
VKSE mit dem KSZE-Prozeß unterstreichen. Dazu 
gehören: 

KSE- und VSBM-Verhandlungen finden in einem 
Gebäudekomplex (Wiener Hofburg) statt, 

an VKSE nichtteilnehmende KSZE-Staaten wer-
den in regelmäßig während der Verhandlungs-
runden stattfindenden gesonderten Treffen über 
den Verlauf der Verhandlungen der 23 infor-
miert, 

die 23 sagen zu, die von den nichtteilnehmenden 
KSZE-Staaten bei diesem Meinungsaustausch 
zum Ausdruck gebrachten Auffassungen zu be-
rücksichtigen, 

beim nächsten KSZE-Folgetreffen in Helsinki 
findet eine Unterrichtung und ein Meinungsaus-
tausch über den Stand der 23er Verhandlungen 
statt. Zu diesem Zweck werden die Verhandlun-
gen der 23 zeitweise unterbrochen. Wichtig für 
die Autonomie der Verhandlungen ist, daß die 
nichtteilnehmenden KSZE-Staaten auf ihre zu-
nächst erhobene Forderung verzichteten, wo-
nach die bis dahin erzielten Fortschritte der 23er 
Verhandlungen beim nächsten KSZE-Folgetref-
fen in Helsinki einer kollektiven Bewertung 
durch die 35 KSZE-Staaten unterworfen werden 
sollten. 

3. Erarbeitung der westlichen Vorschläge 

Parallel zu den Wiener Gesprächen zwischen West 
und Ost über ein Mandat für neue Verhandlungen 
über konventionelle Stabilität (VKSE) arbeitete die 
von den Außenministern des Atlantischen Bündnis-
ses im Mai 1986 in Halifax eingesetzte hochrangige 
Arbeitsgruppe (High Level Task Force = HLTF) 
Vorschläge aus, die von den Bündnispartnern zu Be-
ginn der Wiener Verhandlungen unterbreitet wur-
den. Die Beratungen der HLTF fanden ihren Nieder-
schlag in der „Erklärung zur konventionellen Rü-
stungskontrolle: Der Weg nach vorn', die die Staats- 
und Regierungschefs des Bündnisses bei ihrem Tref-
fen am 2. März 1988 in Brüssel verabschiedeten. 

Ausgehend von einer Analyse der fundamentalen 
Asymmetrien, die in ihrer Kombination das konven-
tionelle Ungleichgewicht in Europa prägen und den 
NATO-Verbündeten unverändert Anlaß zur Sorge 
um Europas Sicherheit geben, legte dieses Doku-
ment das westliche Ziel für die KSE-Verhandlungen 
dar: eine Lage in Europa zu schaffen, in der die 
Streitkräftestruktur sowie Zahl und Dislozierung 

von Waffensystemen zum Überraschungsangriff und 
zur raumgreifenden Offensive nicht mehr befähigen. 
Die Mitglieder der NATO, so wird festgestellt, ha-
ben eine solche Fähigkeit nicht und streben sie auch 
nicht an. 

Für die westlichen Verhandlungsvorschläge legten 
die Staats- und Regierungschefs wichtige inhaltli-
che Kriterien fest: 

Sie sollen ganz Europa vom Atlantik bis zum Ural 
erfassen, zugleich jedoch die Konzentrationen 
von Streitkräften des Warschauer Pakts und be-
sondere regionale Probleme berücksichtigen. 

Da angesichts der komplexen Ausgangslage das 
Ziel konventioneller Stabilität nur schrittweise 
zu erreichen sei, gelte es, sich in der ersten Ver-
handlungsphase auf diejenigen Waffensysteme 
zu konzentrieren, die für die Fähigkeit zum Über-
raschungsangriff und zur raumgreifenden Offen-
sive eine Schlüsselrolle spielen und deshalb nach 
westlicher Auffassung die stärkste Bedrohung 
darstellen. 

Angesichts der besonderen Bedeutung der so-
wjetischen Streitkräfte, die auf fremdem Territo-
rium stationiert sind, sollten stationierte Kräfte 
besonderen Begrenzungen unterliegen. 

Zur Beseitigung der bestehenden konventionel-
len Ungleichgewichte seien weitgehende asym-
metrische Reduzierungen notwendig. Gleiche 
numerische oder prozentuale Reduzierungen 
würden das bestehende Ungleichgewicht nicht 
beseitigen. Es gelte daher sicherzustellen, daß 
die Verhandlungen sich auf Reststärken und die 
Festlegung gleicher Obergrenzen konzentrier-
ten. 

Zusätzliche Maßnahmen zur Verringerung des 
Konfliktrisikos und verläßliche Überwachungs- 
und Überprüfungsregelungen sollten die Redu-
zierung und Begrenzung der konventionellen 
Streitkräfte abstützen. 

Die Staats- und Parteichefs der Staaten des War-
schauer Pakts veröffentlichten bei ihrem Treffen im 
Juli 1988 in Warschau ihrerseits ein Dokument zur 
konventionellen Rüstungskontrolle. Die in ihm skiz-
zierten Rahmenvorstellungen des Ostens zu den 
KSE-Verhandlungen enthielten bereits wichtige 
konzeptionelle Annäherungen an die westliche Posi-
tion. Insbesondere ging der Warschauer Pakt von sei-
nem Konzept gleicher Reduzierungen ab und schloß 
sich dem westlichen Konzept der Herstellung kon-
ventioneller Stabilität mit gleichen Obergrenzen un-
ter dem gegenwärtigen Niveau beider Seiten an. 

Bei der Ministertagung des Nordatlantik-Rats am 
8./9. Dezember 1988 billigten die Außenminister des 
Atlantischen Bündnisses die von der HLTF für die 
neuen Verhandlungen ausgearbeiteten grundlegen-
den Vorschläge und skizzierten sie in einer geson-
derten Erklärung zur konventionellen Rüstungskon-
trolle wie folgt: 

— Ausschlaggebende Waffensysteme für die Fähig-
keit zum Besetzen und Halten von fremdem Ter-
ritorium sind Kampfpanzer, Artillerie und Infan- 
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teriekampffahrzeuge. Auf diese Waffen konzen-
trieren sich die westlichen Vorschläge für einen 
ersten Verhandlungsschritt. 

Der Gesamtbestand dieser Waffen soll auf einen 
im Vergleich zu heute wesentlich niedrigeren 
Stand abgesenkt und begrenzt werden; bei den 
Kampfpanzern soll diese Grenze auf 40 000 für al-
le Mitglieder der beiden Bündnisse in Europa 
festgelegt werden. 

— Kein Staat soll mehr als einen festzulegenden An-
teil dieses Gesamtbestands — nämlich 30 % - be-
sitzen; für Kampfpanzer bedeutet dies eine 
Höchstgrenze von 12 000 Kampfpanzern für jeden 
Teilnehmerstaat. 

— Auf dem Territorium anderer Staaten in aktiven 
Einheiten stationierte Streitkräfte sollen, da sie 
für Überraschungsangriffe besonders relevant 
sind, spezifischen Begrenzungen unterworfen 
werden. 

Unannehmbare Konzentrationen an Streitkräften 
in bestimmten Gebieten sollen durch Teil

-

Höchststärken vermieden werden. 

— Stabilisierende Maßnahmen sollen zusätzlich 
Transparenz schaffen sowie die nach Reduzie-
rungen verbleibenden konventionellen Streit-
kräfte hinsichtlich ihrer Dislozierung, Bewegun-
gen und ihrem Bereitschaftsstand beschränken. 

Zur wirksamen Verifizierung von Vereinbarun-
gen wird ein zuverlässiges Überwachungs- und 
Überprüfungssystem notwendig sein, zu dessen 
Bestandteilen ein detaillie rter Datenaustausch 
und obligatorische Vor-Ort-Inspektionen ohne 
Widerspruchsrecht gehören werden. 

Die Minister erklärten ihre Bereitschaft, im Lichte 
der Verwirklichung dieser Vorschläge nach einem 
ersten KSE-Abkommen weitere Schritte zur Stär-
kung der Stabilität ins Auge zu fassen: 

— Weitere Reduzierungen oder Begrenzungen kon-
ventioneller Waffen oder Ausrüstungen, 

— die Umstrukturierung der Streitkräfte mit dem 
Ziel, ihre defensiven Fähigkeiten zu stärken und 
die offensiven abzubauen. 

Die Außenminister der NATO bekräftigten, daß ihre 
Vision ein Kontinent bleibt, auf dem die Streitkräfte 
nur der Kriegsverhinderung und der Selbstverteidi-
gung dienen, nicht jedoch der Aggression oder der 
politischen oder militärischen Einschüchterung. 

4. Verlauf der KSE-Verhandlungen 

Vom 6. bis 8. März 1989 fand auf Einladung des öster-
reichischen Außenministers Dr. Mock in Wien eine 
Konferenz der Außenminister der 35 KSZE-Teilneh-
merstaaten statt, in deren Verlauf die Verhandlun-
gen über Konventionelle Streitkräfte in Europa so-
wie über einen erweiterten Satz Vertrauens- und Si-
cherheitsbildender Maßnahmen eröffnet wurden. 
Als erster westlicher Redner stellte dabei der briti

-

sche AM Howe den westlichen Verhandlungsvor-
schlag vor, während der sowjetische AM Scheward-
nadse einen Rahmenvorschlag des Warschauer Pak-
tes präsentierte. Vertreter von West und Ost sowie 
der Neutralen und nicht-paktgebundenen Staaten 
würdigten die neuen Verhandlungen als Markstein 
in den Beziehungen zwischen West und Ost und als 
historische Chance zu einer grundsätzlichen Verbes-
serung der Sicherheitslage Europas. Der sowjetische 
Außenminister Schewardnadse sprach von der 
Überwindung der Spaltung Europas als Fernziel der 
Verhandlungen. 

Die eigentlichen Verhandlungen begannen am 
9. März in der Wiener Hofburg mit der förmlichen 
Einführung der beiderseitigen Konzepte im Plenum. 
Der westliche Vorschlag präzisierte und konkreti-
sierte die im Rahmen der NATO-Gipfeltreffen vom 
2. März und vom 8./9. Dezember 1988 festgelegten 
Prinzipien. Seine wesentlichen Elemente waren 
dementsprechend: 

— Konzentration auf die konventionellen Waffensy-
steme, die für die Fähigkeit zum Überraschungs-
angriff und zur raumgreifenden Offensive aus-
schlaggebend sind: Kampfpanzer (KPZ), Artille-
riegeschütze (ART) und Infanteriekampffahrzeu-
ge (IKF), 

— Reduzierung und Begrenzung dieser Waffen auf 
gleiche Obergrenzen für beide Bündnisse in ganz 
Europa vom Atlantik bis zum Ural: Kampfpanzer 
20 000, Artilleriegeschütze 16 500, Infanterie-
kampffahrzeuge 28 000, 

zusätzliche Zwischenobergrenzen für. Gerät in 
aktiven Einheiten in drei ineinander geschach-
telten Subregionen innerhalb des gesamten An-
wendungsbereichs: Subregion 4 (Mitteleuropa) 
umfaßt auf westlicher Seite die Bundesrepublik 
Deutschland, die Niederlande, Belgien und Lu-
xemburg, auf östlicher die DDR, Polen und die 
CSSR. Subregion 3 umfaßt zusätzlich Dänemark, 
Frankreich, Großbritannien und Italien sowie 
Ungarn und die sowjetischen Militärbezirke Bal-
tikum, Karpaten und Weißrußland. Subregion 2 
umfaßt außerdem Portugal und Sp anien sowie 
die sowjetischen Militärbezirke Moskau, Ural 
und Wolga, während Griechenland, Island, Nor-
wegen und die Türkei sowie Bulgarien, Rumäni-
en und die sowjetischen Militärbezirke Lenin-
grad, Kiew, Odessa, Nordkaukasus und Trans-
kaukasus lediglich im Rahmen Gesamteuropas 
(Region 1) berücksichtigt werden. Reduzierun-
gen und Beschränkungen sind als zusammenhän-
gendes Ganzes zu verstehen. Sie sollen gleichzei-
tig und im gesamten Gebiet vom Atlantik bis 
zum Ural zur Anwendung kommen. Die Auftei-
lung der sich aus diesen Maßnahmen ergeben-
den Kontingente liegt jeweils in der Entschei-
dung der Mitglieder eines Bündnisses. 

— Begrenzung der Waffen, die auf beiden Seiten 
von Teilnehmerstaaten außerhalb des eigenen 
Territoriums in aktiven Einheiten stationiert 
werden, auf 3 200 KPZ, 1 700 ART und 6 000 IKF 
(„Stationierungs-Regel"), 
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— Beschränkung des Potentials, über das ein einzel-
ner Staat verfügen darf, auf maximal 30 % des 
Gesamtpotentials aller Teilnehmerstaaten („Suf-
fizienz-Regel"), 

— Jährlicher Informationsaustausch über die Be-
stände an KPZ, ART und IKF sowie Personal, auf-
geschlüsselt bis auf Bataillonsebene, sowie 
Pflicht zu Notifizierung von Veränderungen des 
Personalumfangs und der Streitkräftestrukturen, 

— ergänzende stabilisierende Maßnahmen (Trans-
parenz, Notifizierungen und Beschränkungen in 
den Bereichen Dislozierung, Bewegung und Be-
reitschaftsgrad), 

— wirksame Verifikation, u. a. durch Vor-Ort-
Inspektionen ohne Widerspruchsrecht, 

— Perspektive weiterer Verhandlungen mit dem 
Ziel: 

+ weiterer Reduzierungen und Begrenzungen 

+ Erfassung zusätzlicher Waffenkategorien, die 
in der ersten Phase nicht erfaßt wurden, 

+ Umstrukturierungen mit dem Ziel, offensive 
Fähigkeiten weiter abzubauen und defensive 
zu stärken. 

Der Osten legt zu Beginn der ersten Verhandlungs-
runde nur ein allgemein formuliertes ,,Rahmenkon-
zept" vor, das ein Vorgehen in drei Phasen vorsah: 

— 1. Phase: 
Abbau der Disparitäten in den fünf Waffenkate-
gorien Kampfpanzer, Artilleriegeschütze und In-
fanteriekampffahrzeuge, Kampfflugzeuge (KF) 
und Kampfhubschrauber (KH), sowie bei Perso-
nal (PERS) und Herstellung gleicher Obergren-
zen bei 10 bis 15 % unter dem gegenwärtigen Ni-
veau der schwächeren Seite, 

— 2. Phase: 
weitere Reduzierungen um 25 % bei allen Waf-
fensystemen, 

— 3. Phase: 
Umstellung auf defensive Strukturen. 

Während die Vorstellungen zu Phase 2 und 3 in dem 
östlichen Vorschlag nur grob umrissen waren, wur-
den für Phase 1 konkretere Ziele genannt. 

Die auf der Basis dieser beiden Konzepte geführte 
erste Verhandlungsrunde, die am 23. März 1989 be-
endet wurde, stand im Zeichen eines intensiven, 
sachlichen und beiderseits erfolgsorientieren Dia-
logs, in dessen Verlauf sich deutliche Konvergenzen 
zwischen den Vorstellungen beider Seiten heraus-
kristallisierten. Übereinstimmung bestand insbeson-
dere im phasenweisen Ansatz, bei dem Konzept glei-
cher Obergrenzen unter dem Niveau der schwäche-
ren Seite, in der Priorität, die der Beseitigung der Fä-
higkeit zum Überraschungsangriff und zur großan-
gelegten Offensive beigelegt wurde, in der Ableh-
nung fruchtloser Datendiskussionen, in der Forde-
rung nach einem zuverlässigen Verifikationssystem 
und weiteren stabilisierenden Maßnahmen. 

Als kontrovers erwiesen sich insbesondere die östli-
che Forderung nach Einbeziehung von Kampfflug-
zeugen (jedoch nur der „Angriffsflugzeuge der 
Frontfliegerkräfte") schon in ein erstes VKSE-
Abkommen, nach Festlegung von Obergrenzen auch 
für Personal sowie nach Schaffung verdünnter Zo-
nen an der Kontaktlinie zwischen NATO und WP. 

Im Verlauf der zweiten Verhandlungsrunde, die vom 
5. Mai bis 13. Juli 1989 dauerte, modifizierte der 
Osten seinen Vorschlag sukzessiv in wichtigen 
Punkten, präzisierte ihn durch konkrete Zahlenvor-
stellungen zu den angestrebten Höchstgrenzen und 
näherte sich insgesamt den westlichen Positionen 
weiter an. Folgende Gesamtobergrenzen für jedes 
der beiden Bündnisse wurden vorgeschlagen: 

— Kampfpanzer 20 000 (westlicher Vorschlag: 
20 000) 

— Artilleriegeschütze 24 000 (westl. Vorschlag: 
16 500). [Die erhebliche Abweichung beruht un-
ter anderem auf unterschiedlicher Definition der 
einzubeziehenden Systeme.] 

— Infanteriekampffahrzeuge 28 000 (westl. Vor-
schlag: 28 000) 

— „Taktische Angriffsflugzeuge" 1 500 

— Kampfhubschrauber 1 700 

— Personal 1,35 Mio. 

Die westlichen Konzepte einer „Stationierungs"- und 
einer .,Suffizienz"-Regel wurden übernommen und 
dazu eigene östliche Zahlenvorschläge vorgelegt, 
die durchgehend über den vom Westen vorgeschla-
genen Obergrenzen liegen. 

Im Gegenzug zum westlichen Regionalkonzept 
schlug der WP eine dreifache Unterteilung des 
Raums Europa vom Atlantik zum Ural und entspre-
chende Teilhöchststärken vor: 

— ein breiter „Kontakt-Streifen" vom Nordkap bis 
Ostanatolien: 16 000 Kampfpanzer, 16 500 Artille-
riegeschütze, 20 500 Infanteriekampffahrzeuge, 
1 100 ,,Angriffs"-Kampfflugzeuge, 1 300 Kampf-
hubschrauber, 1 000 000 Personen; 

— innerhalb dieses Kontakt-Streifens spezifische 
Behandlung Mitteleuropas (MBFR-Raum plus 
Ungarn und Dänemark): 8 700 Kampfpanzer, 7 600 
Artilleriegeschütze, 14 500 Infanteriekampffahr-
zeuge, 420 ,,Angriffs"-Kampfflugzeuge, 800 
Kampfhubschrauber, 570 000 Personen; 

— rückwärtiges Gebiet" (F, GB, E, P, IS; die sowjeti-
schen Militärbezirke Weißrußland, Karpathen, 
Kiew, Moskau, Ural, Wolga, Nord- und Transkau-
kasus): 4 000 Kampfpanzer, 11 500 Artilleriege-
schütze, 20 750 Infanteriekampfpanzer, 1 120 „An-
griffs"-Kampfflugzeuge, 1 250 Kampfhubschrau-
ber, 910 000 Personen. 

Auf westliche Kritik an der Zuordnung der westli-
chen Militärbezirke der Sowjetunion zum ,,rückwär-
tigen Gebiet" eingehend, schlug der Osten gegen 
Ende der Runde am 29. Juni 1989 alternativ zu die-
sem Konzept eine Einteilung Europas in vier Zonen 
mit folgenden Zwischenobergrenzen vor: 
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— 1. „Mitteleuropa" (DDR, PL, CSSR, H, Baltikum, 
MBe Weißrußland, Karpathen, Kiew; D, B, NL, 
LUX, DK, F, GB): 13 300 Kampfpanzer, 11 500 Ar-
tilleriegeschütze, 20 750 Infanteriekampffahrzeu-
ge, 1 120 „Angriffs"-Kampfflugzeuge, 1 250 
Kampfhubschrauber, 910 000 Personen. 

— 2. Nordeuropa (N; MB Leningrad nördlicher Teil): 
200 Kampfpanzer, 1 000 Artilleriegeschütze, 150 
Infanteriekampffahrzeuge, 30 ,,Angriffs"-Kampf-
flugzeuge, 30 Kampfhubschrauber, 20 000 Perso-
nen. 

— 3. Südeuropa (RO, BG, Militärbezirke Odessa, 
Nordkaukasus, Transkaukasus; I, GR, TR): 5 200 
Kampfpanzer, 8 500 Artilleriegeschütze, 5 750 In-
fanteriekampfahrzeuge, 290 ,,Angriffs''-Kampf-
flugzeuge, 360 Kampfhubschrauber, 270 000 Per-
sonen. 

— 4. Rückwärtige Zone (Militärbezirke Moskau, 
Wolga, Ural, Leningrad südlicher Teil; E, P, IS): 
1 300 Kampfpanzer, 3 000 Artilleriegeschütze, 
1 350 Infanteriekampffahrzeuge, 60 ,,Angriffs"-
Kampfflugzeuge, 60 Kampfhubschrauber, 150 000 
Personen. 

Anders als das westliche Regionalkonzept erlauben 
die östlichen Vorschläge, die von starren Teilhöchst-
stärken in den einzelnen Subregionen ausgehen, 
keine Verlagerung von Waffen aus dem Zentralbe-
reich in rückwärtige Gebiete. Auch schließt das öst-
liche Regionalkonzept alle Waffen ein — unabhän-
gig davon, ob sie zu aktiven Einheiten oder zu De-
pots gehören, während die regionalen Zwischen-
obergrenzen des westlichen Vorschlags sich nur auf 
Gerät in aktiven Einheiten beziehen. 

In Anbetracht der in Wien erzielten Fortschritte und 
der deutlichen Annäherung der WP-Staaten an die 
westliche Position beschloß der Westen anläßlich 
des Gipfeltreffens der Staats- und Regierungschefs 
der NATO am 29./30. Mai 1989 — auf der Grundlage 
einer Initiative von US-Präsident Bush — eine um-
fangreiche Ergänzung des westlichen Verhand-
lungsvorschlags mit dem Ziel eines baldigen ersten 
KSE-Vertragsabschlusses. Nach Klärung von Detail-
fragen im Rahmen der HLTF wurde der erweiterte 
Vorschlag zum Ende der zweiten Verhandlungsrun-
de am 13. Juli in Wien offiziell eingebracht. Er sieht 
insbesondere vor: 

— Festschreibung der zwischen West und Ost un-
strittigen Höchststärken für Kampfpanzer 
(20 000) und Infanteriekampffahrzeuge (28 000) 
sowie Festlegung einer Höchststärke für Artille-
rie nach Einigung über Definition. Alle Waffen, 
die zur Erreichung der Höchststärken zu reduzie-
ren sind, sind zu vernichten. 

— Eingehen auf die östliche Forderung nach Einbe-
ziehung von Kampfflugzeugen und Kampfhub-
schraubern bereits in der ersten Phase. Alle land-
gestützten Kampfflugzeuge (i. e. auch die ,,Vertei-
digungsflugzeuge", die der Osten ausschließen 
will) sollen einbezogen werden. Eine Differenzie-
rung nach Rollen ist aus militärisch-taktischen, 
technischen und organisatorischen Gründen 
fragwürdig und nicht verifizierbar. Gleiche 

Obergrenzen sollen bei 15 % unter dem derzeiti-
gen NATO-Niveau, nämlich bei 5 700 Kampfflug-
zeugen und 1900 Kampfhubschraubern herge-
stellt werden; zu reduzierende Flugzeuge und 
Hubschrauber sollen zerstört werden. 

— Gleiche Obergrenzen von 275 000 für Personal 
der Land- und Luftstreitkräfte der USA und der 
SU, das in Europa außerhalb des eigenen Territo-
riums stationiert ist. 

— Beschleunigung der Verhandlungen mit dem 
Ziel eines Ergebnisses in 6 bis 12 Monaten sowie 
Vollzug der Reduzierungen bis 1992 bis 1993. 

GS Gorbatschow begrüßte anläßlich seines Besuchs 
in Bonn am 12. Juni 1989 den westlichen Verhand-
lungsschritt. Eine offizielle Reaktion am Verhand-
lungstisch auf den zu Ende der zweiten Runde ein-
gebrachten detaillierten erweiterten Vorschlag des 
Westens stellte der Osten für die dritte Runde 
(7. September bis 19. Oktober 1989) in Aussicht. 

Noch vor Ende der zweiten Verhandlungsrunde be-
schlossen die in Wien vertretenen Delegationen die 
Einsetzung zweier Arbeitsgruppen. Die eine hat den 
Auftrag, Definitionen und Zählregeln für die im Rah-
men eines KSE-Abkommens zu erfassenden Waffen-
systeme sowie Verifikationsinstrumente und Regeln 
des Informationsaustauschs auszuarbeiten. Die ande-
re ist mit der Erarbeitung von Maßnahmen der Re-
duzierung, Begrenzung und Stabilisierung, ein-
schließlich der Obergrenzen und Zwischenober-
grenzen beauftragt. Die Einigung auf diese Arbeits-
struktur der Verhandlungen hat günstige Vorausset-
zungen für einen zügigen Fortschritt der Verhand-
lungen geschaffen. 

Nach zwei Verhandlungsrunden wurde somit bei 
VKSE ein weit höheres Maß an Fortschritt und kon-
zeptioneller Übereinstimmung erzielt, als dies in al-
len bisherigen Rüstungskontrollverhandlungen in 
einem vergleichbaren Zeitraum der Fall war. Das In-
teresse aller Beteiligten an einem schnellen und sub-
stantiellen Ergebnis unterliegt keinem Zweifel. 
Trotz fortbestehender Meinungsverschiedenheiten 
in wichtigen Punkten schätzt die Bundesregierung 
die Aussichten, im Jahre 1990 ein Abkommen zu er-
reichen, positiv ein. Ein solcher Verhandlungserfolg 
wird über den sicherheitspolitischen Bereich hinaus 
für die künftige Entwicklung Europas weitreichen-
de Folgen haben. 

2. Kapitel: 

Vertrauensbildende Maßnahmen 

1. Die Implementierung des Stockholmer Dokuments 

Im Dokument der Konferenz für Vertrauens- und Si-
cherheitsbildende Maßnahmen und Abrüstung in 
Europa (KVAE), die am 19. September 1986 in Stock-
holm erfolgreich abgeschlossen worden war, wur-
den eine Reihe konkreter Maßnahmen vereinbart, 
die dazu bestimmt sind, die Gefahr von bewaffneten 
Konflikten sowie von Mißverständnissen oder Fehl- 
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einschätzungen militärischer Aktivitäten zu verrin-
gern. Die vereinbarten Bestimmungen über den Aus-
tausch von Jahresübersichten, über die Ankündi-
gung und Beobachtung militärischer Aktivitäten so-
wie über Vor-Ort-Inspektionen gelten seit dem In-
krafttreten des Dokuments am 1. Januar 1987 unver-
ändert. Sie sind im Vorjahresbericht ausführlich dar-
gestellt. 

In den zum 15. November 1987 ausgetauschten Jah-
resübersichten für 1988 waren insgesamt 38 Übun-
gen aufgeführt worden. Während im Verlauf des Be-
richtsjahres Frankreich und die CSSR jeweils eine 
Übung unter die Schwelle von 13 000 teilnehmenden 
Soldaten absenkten und damit die Notwendigkeit 
einer Notifizierung entfiel, kündigten die USA, Ita-
lien und die Türkei jeweils eine Übung über die Jah-
resübersicht 1988 hinaus 42 Tage vor Übungsbeginn 

an. Von den damit im Verlauf des Jahres 1988 insge-
samt 39 notifizierten Übungen entfielen 

— 21 auf den Osten (davon 7 beobachtungspflichtig), 

— 15 auf den Westen (davon 8 beobachtungspflich-
tig)6), 

— 3 auf neutrale und nichtgebundene Staaten (alle 3 
Übungen beobachtet) 7). 

Unter Einbeziehung der im November 1988 vorge-
legten Jahresübersichten für 1989 und der im 1. 
Halbjahr 1989 dazu von einzelnen Teilnehmerstaa-
ten (SU, DDR, BUL, D, USA) übermittelten Änderun-
gen ergibt sich seit Inkrafttreten des Stockholmer 
Dokuments bei der Anzahl ankündigungs- und be-
obachtungspflichtiger Aktivitäten folgende Ent-
wicklung: 

Übungen 1987 Übungen 1988 Übungen 1989 
Landa) 

Ankündigung (davon Beobachtungspflichtig): 

SU 	 11 (2) 10 (1) 5 (2) 
DDR 	 5 (3) davon SU 4 	(2) 4 (3) davon SU 3 (2) 4 (2) davon SU 3 	(2) 
CSSR 	 3 (2) davon SU 2 	(1) 2 (2) davon SU 1 (1) 3 (—) 
UNG 	 2 (—) davon SU 1 (—) 2 (1) davon SU 1 (1) — (—) 
POL 	 2 (1) davon SU 1 (—) 2 (—) davon SU 1 (—) 1 (1) 
BUL 	 2 (—) davon SU 1 (—) 1 (—) — (—) 

WP gesamt 	 25 (8) 21 (7) 13 (5) 

D 	 10 (6) davon USA 5 (3) 8 (6) davon USA 3 (2) 3 (2) davon USA 1 	(1) 
GB 	2 (2) GB 1 (1) GB 	1 (—) 

BE 1 (1) 
NL 1 (1) 

GB 	 1 (1) —(—) —(—) 
NOR 	 1 (—) 3 (1) 2 (1) 
FR 	 2 (1) — (—) 2 (2) 
DA 	 — (—) 1 (1) — (—) 
IT 	 — (—) 2 (—) 2 (—) 
TUR 	 1 (1) 1 (—) 1 (—) 

NATO gesamt . 	 15 (9) 15 (8) 10 (6) 

SWZ 	 — (—) 2 (2) 2 (1) 
FIN 	 — (—) 1 (1 freiwillig) — (—) 
JUG 	 1 (—) — (—) — (—) 
A 	 1 (—) — (—) — (—) 
SWE 	 — (—) — (—) 1 (1) 

NuN gesamt 	 2 (0) 3 (3) 3 (2) 

Gesamt 	 42 (17) 39 (18) 26 (13) 

Die Zahlen machen deutlich, daß im Gegensatz zu 
einer nur geringen Verminderung des Gesamtum-
fangs der notifizierten Übungen vom Vorjahr zum 
Berichtsjahr von 1987 auf 1988 erheblich weniger no- 

6) Eine Übung davon wurde von Italien trotz Unterschreiten der 
Schwelle von 13 000 bzw. 3 000 Mann (bei amphibischen - oder 
Luftlande-Übungen) bereits in der Jahresübersicht für 1988 ange-
kündigt. 

7 ) Finnland hat Beobachter freiwillig eingeladen.  

tifizierungspflichtige Übungen für 1989 vorgesehen 
sind. Diese Entwicklung weist auf eine Tendenz zur 
Verringerung der Anzahl größerer Übungen in bei-
den Bündnissen hin, ist allerdings zum Teil auch 

8) Auf dessen Territorium die Übung durchgeführt wurde (1987, 
1988) bzw. gemäß Jahresübersicht für 1989 angekündigt ist. Die 
in der Bundesrepublik Deutschland stationierten alliierten 
Streitkräfte führen ebenfalls notifizierungs- und beobachtungs-
pflichtige Übungen durch. Die Anzahl solcher Übungen ist in der 
für die Bundesrepublik dargestellten Gesamtzahl enthalten. 
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durch den unterschiedlichen Übungsrhythmus ein-
zelner NATO-Partner bei Übungen in der Bundesre-
publik Deutschland bedingt. Die Verringerung der 
Truppenstärke bei Übungen in der Bundesrepublik 
Deutschland ist auf veränderte Übungskonzepte 
(u. a. Beteiligung von Truppenteilen als Rahmen-
truppe und Volltruppe, Einsatz von computerge-
stützten Simulatoren) zurückzuführen. Ziel dieser 
neuen Übungskonzepte ist die effizientere Ausbil-
dungs- und Übungsgestaltung sowie eine Verringe-
rung der Belastungen für Bevölkerung und Umwelt. 
Auf seiten der Warschauer-Pakt-Staaten steht die 
Verringerung offensichtlich im Zusammenhang mit 
den öffentlich angekündigten einseitigen Truppen-
reduzierungen. Zugleich bestätigt sich die bisherige 
Übungspraxis, daß nämlich die NATO weniger, aber 
größere Übungen als der WP durchführt. 

Die oben angeführte Tabelle zeigt außerdem, daß — 
wie bereits im ersten Jahr der Implementierung 
auch 1988 — etwa 1/3  aller Übungen des Warschauer 
Paktes und ca. 2/3 aller NATO-Übungen beobach-
tungspflichtig waren. Während dies für die NATO 
auch weiterhin gilt, scheint sich 1989 im Warschauer 
Pakt das Verhältnis in Richtung auf mehr beobachte-
te Übungen zu ändern. Ob dies insgesamt auch zu 
mehr Transparenz und Offenheit führt, kann letzt-
lich erst nach Auswertung aller in diesem Jahre be-
obachteten Übungen in Warschauer-Pakt-Staaten 
beurteilt werden. 

Von den 8 westlichen Aktivitäten mit Beobachter-
einladungen im Jahre 1988 fanden 6 auf dem Territo-
rium der Bundesrepublik Deutschland statt. 360 Ma-
növerbeobachter haben seit Januar 1987 die Einla-
dung der Bundesregierung angenommen. Die Bun-
desrepublik Deutschland entsandte ihrerseits Beob-
achter zu allen Übungen, für die 1987, 1988 und im 1. 
Halbjahr 1989 Einladungen erfolgten. 

Ein Vergleich der Zeiträume, für die von den KVAE

-

Teilnehmerstaaten Beobachter zu den beobach-
tungspflichtigen Übungen 1988 eingeladen waren, 
macht deutlich, daß bei etwa der gleichen Anzahl 
beobachtungspflichtiger Übungen in Warschauer-
Pakt- und NATO-Staaten (7 zu 8) sich die KVAE

-

Beobachter fast dreimal so lange (79 zu 29 Beobach-
tungstage) bei den westlichen Übungen aufhielten 
und sich von Art, Umfang, Ablauf und Charakter der 
Übungen ein Bild machen konnten. Ca. 90 % dieser 
Beobachtungszeit (72 von 79 Beobachtungstagen) 
konnten die KVAE-Manöverbeobachter bei Übun-
gen in der Bundesrepublik Deutschl and verbringen. 
Dieses Angebot wurde insbesondere von den Beob-
achtern aus den Staaten des Warschauer Paktes ge-
nutzt. 

Bei allen in der Bundesrepublik Deutschl and durch-
geführten Manöverbeobachtungen wurde der 
Grundsatz verwirklicht, durch größtmögliche Tr ans-
parenz und Information der Manöverbeobachter zur 
Vertrauensbildung beizutragen. Dies geschah u. a. 
durch 

— Informationen bei der Ankündigung der Übung, 
die über die Forderungen des Stockholmer Do-
kuments hinausgingen, 

— die Genehmigung zur Nutzung von Kameras und 
Diktiergeräten zu Dokumentationszwecken, 

— die Bereitstellung geeigneter Karten mit der Ein-
zeichnung der taktischen Situation, 

— die Nutzung von Hubschraubern für die weiträu-
mige Beobachtung aus der Luft, 

— uneingeschränkte Gesprächsmöglichkeiten für 
Beobachter mit Soldaten aller Ebenen, ein-
schließlich der Besichtigung von Teilen von Ge-
fechtsständen und der geeigneten Darstellung 
neuen Wehrmaterials. 

Unter Berücksichtigung der Anzahl der beobach-
tungspflichtigen Übungen und der Beobach-
tungstage sowie der bisherigen Implementie-
rungspraxis bei KVAE-Manöverbeobachtungen 
wird deutlich, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land einen wesentlichen Beitrag zur Transparenz 
und Vertrauenbildung leistet. 

Bei Übungen des Warschauer Paktes erhielten 
die Beobachter kein ebenso breites Informations-
angebot wie bei Übungen im Westen. Unter-
schiede waren vor allem: 

— Truppenteile übten mit fiktiven Truppenbe-
zeichnungen; Friedensstandorte der teilnehmen-
den Truppenteile wurden nicht bekanntgegeben. 

— Von Beobachtern beantragte Hubschrauberflüge 
über das Übungsgebiet wurden fast ausnahmslos 
abgelehnt. 

— Neues Großgerät wurde kaum gezeigt; Befehls-
stellen als Ersatz für Gefechtsstände wurden 
meist ohne Personal vorgestellt. 

— Beobachtung von Übungstätigkeit bei Nacht 
wurde nicht angeboten. 

— Gelegenheit zu Gesprächen mit hochrangigen 
militärischen Führern wurde nur selten einge-
räumt; Angaben zu Auftrag, Kräften und Gliede-
rung der vorgestellten Verbände waren sehr all-
gemein gehalten. 

— Der Vorführungscharakter aller beobachteten 
Übungsausschnitte und die Beschränkung der 
Beobachtung auf nur Teile des notifizierten 
Übungsraumes ließen nur bedingt Rückschlüsse 
auf das tatsächliche Übungsgeschehen zu. 

Die Beobachtungspraxis bei Übungen des War-
schauer Paktes läßt insgesamt die strikte Einhaltung 
der Bestimmungen des Stockholmer Dokuments er-
kennen, zeigt aber auch, daß der Warschauer Pakt 
nur sehr zögernd bereit ist, verbesserte Beobach-
tungsmöglichkeiten zu schaffen. Dabei ist festzustel-
len, daß die verschiedenen Warschauer Pakt-Staaten 
durchaus ein unterschiedliches Maß an  Offenheit 
praktizierten. Es wurden jedoch in keinem Falle 
westliche Standards erreicht. Es war deshalb westli-
chen Beobachtern kaum möglich, den Charakter und 
den Gesamtzusammenhang der beobachteten Übun-
gen verläßlich zu beurteilen. 

Das Bemühen einzelner Warschauer Pakt-Staaten 
nach mehr Offenheit wurde auch bei beobachteten 
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Übungen im 1. Halbjahr 1989 deutlich, als erstmals 
bei einer notifizierungs- und beobachtungspflichti-
gen Übung im Warschauer Pakt (Übung sowjeti-
scher Streitkräfte in der DDR und der Nationalen 
Volksarmee der DDR vom 15. bis 21. April 1989 in der 
DDR) westliche Medienvertreter eingeladen wur-
den, diese Übung ebenfalls zu beobachten. Insge-
samt waren 47 Journalisten von Zeitungen, Rund-
funk und Fernsehen aus Ost und West anwesend. 
Neben dem Bestreben nach mehr Offenheit könnte 
eine solche Einladung, die bei späteren beobachte-
ten Übungen im Warschauer Pakt nicht mehr erfolg-
te, jedoch auch im Zusammenhang mit dem gleich-
lautenden und vom westlichen Bündnis bei den 
VSBM-Verhandlungen Anfang März 1989 in Wien 
eingebrachten Vorschlag zu sehen sein. Das östliche 
Verhandlungspaket enthält keinen vergleichbaren 
Vorschlag. Die Teilnahme von Medienvertretern an 
Großübungen in der Bundesrepublik Deutschland 
wird bereits seit langem praktiziert. Die Beobach-
tungspraxis der N u N-Staaten bewegte sich im Rah-
men der vom Westen praktizierten Standards. 

Von dem durch das Stockholmer Dokument neu ge-
schaffenen Recht der Inspektion ohne Ablehnungs-
möglichkeit wurde 1988 erheblich häufiger Ge-
brauch gemacht; nach 5 Inspektionen 1987, fanden 
198813 Inspektionen und im 1. Halbjahr 1989 weitere 
6 Inspektionen statt: 

1988: 

- USA in Ungarn 	(4. bis 6. Februar 1988) 

- SU in Norwegen (AMF-Übung) 
(13. bis 15. März 1988) 

- GB in Sowjetunion 	(9. bis 11. April 1988) 

- USA in DDR 	(10. bis 12. April 1988) 

- BUL in Italien 	 (2. bis 4. Mai 1988) 

- USA in Polen 	(25. bis 27. Juli 1988) 

- Bundesrepublik Deutschland in DDR 
(12. bis 14. August 1989) 

- TUR in Sowjetunion 	(23. bis 25. August 1988) 

- SU in Bundesrepublik Deutschland 
(7. bis 9. September 1988) 

- SU in Großbritannien 	(5. bis 7. Oktober 1988) 

- USA in Sowjetunion 	(14. bis 16. Oktober 1988) 

- POL in Bundesrepublik Deutschland 
(7. bis 9. November 1988) 

- DDR in Bundesrepublik Deutschland 
(28. bis 30. November 1988) 

1. Halbjahr 1989: 

- Bundesrepublik Deutschland in DDR 
(9. bis 11. April 1989) 

- Italien in Sowjetunion 	(16. bis 18. April 1989) 

- USA in DDR 	 (19. bis 21. Mai 1989) 

- SU in Italien 	 (28. bis 30. Mai 1989)  

- Kanada in CSSR 
	

(14. bis 16. Juni 1989) 

- SU in Dänemark 
	

(21. bis 23. Juni 1989) 

1988 wurde erstmals seit Inkrafttreten die im Stock-
holmer Dokument vereinbarte passive Inspektions-
quote vollständig ausgeschöpft: In der Sowjetunion 
und der Bundesrepublik Deutschland fanden je drei 
Inspektionen statt. 

Insgesamt wurden nun seit Inkrafttreten des Stock-
holmer Dokuments 24 KVAE-Inspektionen, davon 11 
von Staaten des Warschauer Paktes und 13 von Staa-
ten der NATO, durchgeführt. Dies macht deutlich, 
daß die Inspektionen rasch ihren Ausnahmecharak-
ter verloren haben und zur routinemäßigen vertrau-
ens- und sicherheitsbildenden Maßnahme gewor-
den sind. Bei der Durchführung von Inspektionen 
konnten unterschiedliche Verhaltensmuster erkannt 
werden. Mehrheitlich war es Ziel einer Inspektion, 
die Einhaltung der vereinbarten vertrauens- und si-
cherheitsbildenden Maßnahmen bei notifizierten 
Übungen zu überprüfen. Dementsprechend waren 
die Aktivitäten der Inspektoren auf Überprüfung der 
teilnehmenden Truppen und Beurteilung ihrer Akti-
vitäten gerichtet. In Einzelfällen jedoch standen Be-
lange der Nachrichtengewinnung bei der Inspekti-
onstätigkeit im Vordergrund. 

Die von den inspizierenden Staaten allen anderen 
KVAE-Teilnehmerstaaten zu übermittelnden Ergeb-
nisberichte enthielten nur in einem Falle die Fest-
stellung, daß KVAE-Bestimmungen nicht eingehal-
ten worden seien. Die Sowjetunion beanstandete in 
ihrem Bericht über die Anfang September 1988 in 
der Bundesrepublik Deutschland durchgeführte In-
spektion, daß eine amerikanische Gefechtsübung im 
September 1988 nicht hätte stattfinden dürfen, da sie 
von der Bundesrepublik Deutschland nicht schon in 
der Jahresübersicht 1987/1988 vorangekündigt wor-
den sei, und daß drei gleichzeitig stattfindende, von 
der Bundesregierung notifizierte Übungen nicht 
korrekt notifiziert worden seien. Die Bundesregie-
rung hat die Vorwürfe im einzelnen sowohl gegen-
über der Sowjetunion als auch gegenüber allen 
KVAE-Teilnehmerstaaten ausgeräumt. Sie verwies 
darauf, daß die amerikanische Gefechtsübung durch 
die USA entsprechend den Bestimmungen des 
Stockholmer Dokuments angekündigt worden war 
und daß gleichzeitig stattfindende Übungen selb-
ständig und voneinander unabhängig waren. 

Insgesamt läßt sich feststellen, daß die bisherige An-
wendungsphase des Stockholmer Dokuments die 
Richtigkeit des vom Westen verfolgten und schließ-
lich durchgesetzten Transparenzkonzeptes erwiesen 
und einen Zugewinn an Erkenntnissen über die 
Übungstätigkeit anderer Staaten gebracht hat. Die 
Bundesregierung bewertet die Ergebnisse der bishe-
rigen Anwendung der in Stockholm vereinbarten 
vertrauens- und sicherheitsbildenden Maßnahmen 
als sehr positiv. Die dabei gewonnenen Erkenntnisse 
wurden bei der Formulierung des im März ds. Js. in 
Wien bei den VSBM-Verhandlungen eingebrachten 
westlichen VSBM-Pakets berücksichtigt. Die an die 
in Stockholm vereinbarten vertrauens- und sicher-
heitsbildenden Maßnahmen geknüpften Erwartun-
gen wurden im wesentlichen erfüllt. 
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2. Neue VSBM-Verhandlungen im Rahmen der KSZE 

Schon in der Brüsseler Erklärung vom 11. Dezem-
ber 1986 hatten sich die Bündnispartner dafür aus-
gesprochen, daß neben den Verhandlungen über 
konventionelle Streitkräfte in Europa auch Ver-
handlungen zwischen allen 35 Teilnehmerstaaten 
der KSZE geführt werden sollen, die auf den Ergeb-
nissen der Stockholmer Konferenz über Vertrauens-
und Sicherheitsbildende Maßnahmen aufbauen und 
diese erweitern. 

Das Mandat für solche VSBM-Verhandlungen wur-
de beim Wiener KSZE-Folgetreffen (WFT) in der 
Gruppe „Sicherheit" verhandelt und mit der Annah-
me des Schlußdokuments zum WFT am 15. Januar 
1989 vereinbart. 

Die Teilnehmerstaaten legten darin fest, daß ab 
6. März 1989 in Wien Verhandlungen über Vertrau-
ens- und sicherheitsbildende Maßnahmen stattfin-
den, die auf den in Stockholm erzielten Ergebnissen 
aufbauen und sie erweitern sollen mit dem Ziel, ei-
nen weiteren Satz von VSBM auszuarbeiten, um die 
Gefahr militärischer Konfrontation in Europa zu ver-
mindern. Diese Verhandlungen werden in Einklang 
mit dem auf der KSZE-Folgekonferenz in Madrid 
1983 vereinbarten Mandat geführt werden. Die WP-
Staaten konnten sich mit ihrem Versuch, das Mandat 
zu erweitern und auch unabhängige Aktivitäten der 
Seestreitkräfte einzubeziehen, nicht durchsetzen. 

Vorschläge für die VSBM-Verhandlungen 

Gleichzeitig mit der Erarbeitung des M andats für 
weitere VSBM-Verhandlungen in Wien wurden in 
den NATO-Gremien in Brüssel die westlichen Vor-
stellungen für die Substanz neuer VSBM entwickelt. 
Die Bundesregierung, die der Verbesserung von Of-
fenheit in militärischen Angelegenheiten und weite-
rer Vertrauensbildung große Bedeutung beimißt, 
brachte unter Nutzung der Erfahrungen mit der An-
wendung der bisherigen VSBM des Stockholmer 
Dokuments weitergehende Vorstellungen in das 
Bündnis ein. Auf der Grundlage eines Berichts der 
HLTF legten die Außenminister der NATO in ihrer 
Erklärung über konventionelle Rüstungskontrolle 
vom 8. Dezember 1988 auch das westliche Programm 
für mehr Offenheit in Europa dar und kündigten an, 
daß sie entsprechende Vorschläge in die Verhand-
lungen einführen werden. 

Die VSBM-Verhandlungen wurden gleichzeitig mit 
den Verhandlungen über Konventionelle Streitkräf-
te in Europa am 6./8. März 1989 durch die Außenmi-
nister der beteiligten Staaten in Wien eröffnet. 
Gleich zu Beginn der VSBM-Verhandlungen am 9. 
März 1989 hat der Westen seine Vorschläge für wei-
tere VSBM vorgelegt, die darauf gerichtet sind, 

— Vorschläge, die in Stockholm noch nicht verein-
bart werden konnten, zu erneuern und zu erwei-
tern, 

— das Regime des Stockholmer Dokuments auszu-
bauen, 

— neue Bereiche für die Vertrauensbildung zu er-
öffnen. 

Der westliche Verhandlungsvorschlag sieht vor: 
 

Um mehr Offenheit in militärischen Angelegen-
heiten zu schaffen, soll ein weitreichender, um-
fassender jährlicher Austausch von Informatio-
nen vereinbart werden über die militärische Or-
ganisation, die Personalstärke, den Gerätebe-
stand sowie über Programme zur Einführung 
neuer Hauptwaffensysteme in die Truppe. Zur 
Bewertung dieser Information soll ein stichpro-
benartiges Überprüfungssystem vorgesehen wer-
den. 

— Aufbauend auf den Ergebnissen von Stockholm 
soll größere Transparenz, Offenheit und Vorher-
sehbarkeit militärischer Aktivitäten erreicht 
werden durch 

+ einen weiteren Ausbau des Notifikationsregi-
mes, 

+ bessere Möglichkeiten für die Beobachtung 
militärischer Aktivitäten, 

+ bessere Gewährleistung der Einhaltung ein-
gegangener Verpflichtungen. 

- Zusätzlich sollen Kontakte und Kommunikation 
zwischen den Teilnehmerstaaten auf militäri-
schem Gebiet gestärkt werden durch 

+ Verbesserung der Arbeitsbedingungen für 
Militärattachés und der Zulassung von Me-
dienvertretern zu Manöverbeobachtungen; 

+ Einrichtung besonderer moderner Kommuni-
kationsmittel; 

+ Meinungsaustausch über sicherheitspoliti-
sche Konzepte bzw. Militärdoktrinen in enger 
Verbindung mit tatsächlichen Potentialen, 
Strukturen, Fähigkeiten und Dislozierung der 
Streitkräfte in Europa, wobei auch gegenseiti-
ge Informationen über Militärausgaben sowie 
die Ausbildungs- und Übungspraxis der 
Streitkräfte gegeben werden sollen. 

Die Staaten des Warschauer Paktes haben ebenfalls 
bereits zu Beginn der Verhandlungen VSBM-
Vorschläge eingebracht. Sie enthalten einerseits in 
eher allgemeiner Form Elemente des westlichen 
Konzeptes (Weiterentwicklung der Bestimmungen 
von Stockholm, Vereinbarung eines Informations-
austauschs sowie verbesserte Kommunikation und 
Kontakte), andererseits detaillierte Vorstellungen 
gerade in den Bereichen, die für den Westen proble-
matisch sind: Einbeziehung unabhängiger See- und 
Luftaktivitäten, Übungsbeschränkungen, Zonenkon-
zepte. 

Hinsichtlich der Problembereiche ist festzustellen: 

— Die Einbeziehung unabhängiger Seeaktivitäten 
war schon in Stockholm ein Kernanliegen des 
Ostens. Mit der Ausdehnung von VSBM auf See-
streitkräfte soll ein Einstieg in die rüstungskon-
trollpolitische Erfassung von Seestreitkräften er-
reicht werden. Der Westen lehnt VSBM für unab- 
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hängige Seeaktivitäten ab, da er anders als der 
Osten von Heranführung von Verstärkungen zu 
See abhängig ist. Die Erfassung unabhängiger 
Seeaktivitäten ist zudem nach westlichem Ver-
ständnis nicht mandatskonform. 

— Unabhängige Luftaktivitäten über der Landmas-
se Europa werden vom Madrider Mandat nicht 
ausgeschlossen. Gegen eine Erfassung solcher 
Aktivitäten spricht aus westlicher Sicht aller-
dings die Tatsache, daß bislang keine angemes-
sene Möglichkeit für die erforderliche Verifikati-
on gefunden werden konnte. 

— Die Vorschläge von Beschränkungen für Manö-
ver (u. a. Höchstumfang von Manövern bei 40 000 
Mann, jährlich höchstens zwei Großmanöver mit 
25 000 Mann in einem Land, Beschränkung der 
Dauer von Manövern auf 15 Tage) sind so formu-
liert, daß sie nur den Westen treffen. Der Westen 
ist zu Beschränkungen von Übungen im Zusam-
menhang mit Reduzierungen von Streitkräften, 
d. h. im Rahmen von VKSE, bereit. Dabei werden 
der komplementäre Charakter beider Verhand-
lungsforen und die Tatsache berücksichtigt, daß 
sie bei VKSE — nach durchgeführten Reduzie-
rungen und damit verändertem Ausbildungs- 
und Übungsbedarf — mehr Sinn machen. 

— Der östliche Vorschlag zur Bildung einer „Zone 
des Vertrauens und der Sicherheit" in Mitteleuro-
pa würde einen Teil der KSZE-Teilnehmerstaa-
ten einem besonderen Rüstungskontrollregime 
unterwerfen. Der Westen hat sich aus politischen 
und militärischen Gründen gegen die Schaffung 
von Zonen mit besonderem Sicherheitsstatus in-
nerhalb Europas ausgesprochen. 

Ein N u N-Vorschlag wurde im Juli 1989 einge-
bracht. Er bildet weniger ein geschlossenes Konzept 
als vielmehr eine Zusammenfassung von Maßnah-
men und Formulierungen, die spezifischen Interes-
sen einzelner Einbringerstaaten entsprechen. Er 
weist eine Reihe konzeptioneller Übereinstimmun-
gen mit westlichen Positionen auf (z. B. Austausch 
statischer Informationen, Weiterentwicklung der 
Bestimmungen von Stockholm zu Notifizierung, Be-
obachtung und Verifikation, verbesserte Kommuni-
kation und Konsultation) enthält jedoch auch The-
men, die für den Westen Probleme aufwerfen: Ein-
schluß von Seestreitkräften in den statischen Infor-
mationsaustausch, Notifizierung von „Operationen" 
von Luftlande- und amphibischen Truppen, „Be-
schränkende Maßnahmen". 

Stand der VSBM-Verhandlungen 

Während die erste Verhandlungsrunde (9. bis 23. 
März 1989) der allgemeinen Erläuterung der westli-
chen und östlichen Vorstellungen diente, war die 
zweite Verhandlungsrunde (5. Mai bis 14. Juli 1989) 
geprägt von einem intensiven Meinungsaustausch 
über die Substanz der vorliegenden Vorschläge. 
Darüber hinaus wurden die Voraussetzungen ge-
schaffen für zügige, sachliche und ergebnisorientier-
te Verhandlungen, indem u. a. 

— bereits am 12. Mai zwei Arbeitsgruppen (AG A: 
Information, Verifikation, Kommunikation, Kon-
sultation. AG B: Notifizierung, Beobachtung, Jah-
reskalender, Beschränkende Maßnahmen) einge-
richtet wurden, 

— der Westen am 9. Juni die erweiterte Fassung sei-
nes Verhandlungsvorschlags (WV.1 amplified) 
einbrachte, 

— am 16. Juni das Ad-hoc-Arbeitsgremium zur Vor-
bereitung eines Seminars über Militärdoktrinen 
gebildet wurde, 

— der Osten in der Woche vom 3. bis 7. Juli seinen 
Vorschlag WV.2 in Teilbereichen durch Vorlage 
von Arbeitspapieren (statische Information, Noti-
fikation von Luftaktivitäten, von See- und amphi-
bischen Aktivitäten, Beschränkende Maßnah-
men für Land-, Luft- und See-Streitkräfte) spezifi-
zierte; 

— am 12. Juli die N u N-Teilnehmer ihren ersten 
Verhandlungsvorschlag einbrachten. 

Der detaillierte westliche Vorschlag (WV1. ampli-
fied) ist nach wie vor das umfassendste Dokument. 
Er deckt den Bereich der Verhandlungen mit Vor-
schlägen in Vertragssprache ab und hat damit bisher 
die Verhandlungen konzeptionell geprägt. In den 
östlichen und N u N-Vorschlägen sind bewußt Lük-
ken enthalten, die z. T. auf Abstimmungsschwierig-
keiten und z. T. auf der Absicht beruhen, sich nicht 
festzulegen und Verhandlungspositionen flexibel zu 
halten. Bis zum Ende der zweiten Sitzungsperiode 
konnten die Bereiche, in denen sich bereits am An-
fang eine gewisse Übereinstimmung zeigte, vertieft 
werden, während erhebliche, auch konzeptionell 
schwierig zu überwindende Differenzen nach wie 
vor bestehen bei 

— Einbeziehung von See-/Luft-Streitkräften und 
deren Aktivitäten 

— Beschränkenden Maßnahmen. 

Als zukunftsweisend hat sich der westliche Vor-
schlag einer Erörterung der sicherheitspolitischen 
Konzepte bzw. Militärdoktrinen in einem seminar-
ähnlichen Rahmen erwiesen. Einen intellektuellen 
Probelauf auf dieses „Doktrinenseminar" hat das In-
stitut „Stiftung Wissenschaft und Politik" und das 
polnische Institut PISM im Juni 1989 auf Anregung 
der Bundesregierung und der Regierung Polens 
durchgeführt. Die Veranstaltung zeigte, daß ein sol-
cher Meinungsaustausch möglich, aber auch nötig 
ist. Das offizielle Seminar im Rahmen der VSBM-
Verhandlungen wird weiter dazu beitragen, Sicher-
heitskonzepte zu klären und Bedrohungsvorstellun-
gen abzubauen. Die Bundesregierung erwartet sich 
von diesem Dialog Aufschlüsse für Kriterien der De-
fensivität der Streitkräftestrukturen. 

Dieser Dialog wird damit auch wichtige Erkenntnis-
se für die Verhandlungen über konventionelle 
Streitkräfte in Europa liefern. Dies unterstreicht die 
Tatsache, daß beide Verhandlungen, die im Rahmen 
des KSZE-Prozesses stattfinden, sich gegenseitig er- 
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gänzen, auf dem Wege zu kooperativen Strukturen 
der Sicherheit in Europa. 

3. KAPITEL 

MBFR-Verhandlungen 

Das MBFR-Forum stand im Jahre 1988 im Schatten 
des KSZE-Folgetreffens und — in Verbindung damit 
— der Gespräche der Mitgliedstaaten von NATO 
und Warschauer Pakt über ein Mandat für neue Ver-
handlungen über konventionelle Rüstungskontrolle 
in ganz Europa. 

Die östlichen Verhandlungsteilnehmer betonten zu-
nehmend, daß sie die Unterschiede in den Verhand-
lungspositionen für unüberbrückbar hielten. Aus 
dieser Grundhaltung heraus betrachteten sie MBFR 
distanziert und beschränkten sich im wesentlichen 
darauf, positive wie negative Lehren im Hinblick auf 
ihre Nutzanwendung für neue Verhandlungen zu 
ziehen. Gleichzeitig forderte der Osten dazu auf, die 
Frage des Wann und des Wie einer Beendigung der 
MBFR-Verhandlungen anzugehen. In diesem Zu-
sammenhang nahm er seinen bereits im Dezember 
1986 vorgetragenen und in der Folgezeit gelegent-
lich wiederholten Gedanken wieder auf, MBFR mit 
einem „symbolischen" Abkommen abzuschließen. 
Ein solches Abkommen sollte — im Wege des gegen-
seitigen Beispiels — nur aus sowjetisch-amerikani-
schen Reduzierungen sowie einer politischen Ver-
pflichtung beider Seiten bestehen, die Streitkräfte 
während der bevorstehenden konventionellen Rü-
stungskontrollverhandlungen nicht zu erhöhen. 

Die westlichen Verhandlungsteilnehmer ließen ihre 
Erwartungen an die künftigen Rüstungskontroll-
Verhandlungen erkennen, vermieden aber politi-
sche oder sachliche Präjudizierungen. Der Westen 
fuhr im Berichtszeitraum fort, sich mit MBFR-rele-
vanten Problemen auseinanderzusetzen, um die 
Funktionsfähigkeit des Forums durch Sacharbeit so 
lange wie nötig zu erhalten. Entsprechend wies er 
auch östliche Versuche zurück, die Erörterung der 
Beendigung von MBFR vorzeitig aufzunehmen. Der 
Westen nutzte die letzten Verhandlungsrunden, um 
zentrale Fragen der konventionellen Rüstungskon-
trolle konzeptionell aufzuarbeiten. Den vom Osten 
wieder aufgegriffenen Gedanken eines ,,symboli-
schen" Abkommens wies er weiterhin zurück, weil 
dies den an ein sinnvolles Rüstungskontrollabkom-
men zu stellenden Kriterien (klar definie rte und 
verifizierbare Verpflichtungen) widersprechen wür-
de. 

Im Kommuniqué der Ministertagung des Nordatlan-
tikrats vom 9. Dezember 1988 stimmten die Mitglied-
staaten der NATO darin überein, daß MBFR vor Be-
ginn der neuen Verhandlungen über konventionelle 
Streitkräfte in Europa beendet werden sollte, weil es 
nicht sinnvoll wäre, konventionelle Rüstungskon-
trolle gleichzeitig auf zwei verschiedenen Foren mit 
unterschiedlicher Zielsetzung, unterschiedlichen 
Teilnehmern und unterschiedlichem Verhandlungs-
gegenstand und Geltungsbereich zu verhandeln. 

Nach dem erfolgreichen Abschluß des 3. KSZE

-

Folgetreffens in Wien und der Vereinbarung des 
Mandats für die KSE-Verhandlungen, die am 6. März 
1989 in Wien beginnen sollten, wurde MBFR am 2. 
Februar 1989 mit einem gemeinsamen Abschluß-
kommuniqué beendet. 

Auch wenn kein konkretes Verhandlungsergebnis 
erzielt werden konnte, sollte die Bedeutung der seit 
1973 geführten MBFR-Verhandlungen nicht unter-
schätzt werden. Als erstes und ständig etabliertes 
Forum für konventionelle Rüstungskontrolle zwi-
schen NATO und Warschauer Pakt bot MBFR die 
Möglichkeit, die komplexen Probleme der konven-
tionellen Rüstungskontrolle multilateral zu sondie-
ren. Im Laufe der Verhandlungen konnten sich beide 
Bündnisse auf eine Reihe von Prinzipien verständi-
gen, die auch für die neuen Verhandlungen von Be-
deutung sein werden: 

— Gleiche Obergrenzen auf niedrigerem Niveau als 
Ausdruck des Paritätsprinzips 

— Kollektivität im Hinblick auf die angestrebten 
Vertragspflichten für die Mitglieder der beiden 
Bündnissysteme 

— besondere Behandlung von stationierten Kräften. 

— Notwendigkeit von stabilisierenden Maßnah

-

men 

— effektive Verifizierung von Reduzierungen und 
von Resthöchststärken 

— Verfahren für aufgeschlüsselten Datenaustausch 
und Überprüfung 

— Prinzip der Sicherheit für alle Teilnehmer in je-
der Phase des schrittweisen Vorgehens 

4. KAPITEL 

Die Verhandlungen der Genfer 
Abrüstungskonferenz 

Die Genfer Abrüstungskonferenz (Conference on Di-
sarmament = CD) ist das einzige multilaterale Fo-
rum für Verhandlungen über Abrüstung und Rü-
stungskontrolle, in dem Staaten aus allen Regionen 
der Welt vertreten sind. Sie umfaßt 40 Staaten, dar-
unter die fünf Kernwaffenstaaten. Die CD ist ein au-
tonomes und von den Vereinten Nationen formell 
unabhängiges Gremium; das CD-Sekretariat wird je-
doch von den Vereinten Nationen unterhalten. Au-
ßerdem unterbreitet die Genfer Abrüstungskonfe-
renz durch ihren Vorsitzenden einen Jahresbericht, 
der allen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
vor der Eröffnung der ordentlichen Tagung der VN

-G
eneralversammlung zugänglich gemacht wird. 

Bei den Verhandlungen, die im Rahmen der Abrü-
stungskonferenz im Berichtszeitraum geführt wur-
den, stand die Thematik des umfassenden Verbots-
abkommens chemischer Waffen (CW) weiterhin im 
Vordergrund. Gemeinsam mit seinem italienischen 
Kollegen Andreotti trat Bundesminister Genscher 
am 4. Februar 1988 und erneut am 2. März 1989 vor 
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der Genfer Abrüstungskonferenz auf, um die Bedeu-
tung zu unterstreichen, die die Bundesregierung 
diesen Verhandlungen beimißt. 

Andere Themenbereiche, die auf der Tagesordnung 
der Genfer Abrüstungskonferenz stehen, wie — „ra-
diologische Waffen", „umfassendes Abrüstungspro-
gramm" und „negative Sicherheitsgarantien' — be-
finden sich in einem weit weniger fortgeschrittenen 
Stadium und wurden auch im Berichtszeitraum 
überwiegend nur unter prozeduralen Gesichtspunk-
ten behandelt. Bei weiteren Themen — „Nuklear-
kriegsverhütung",,nuklearer Teststopp" und „Ver-
hütung eines Rüstungswettlaufs im Weltraum" — 
fanden zwar nützliche Erörterungen statt, die der 
Klärung der z. T. weit auseinanderliegenden Stand-
punkte dienten, Verhandlungen im eigentlichen 
Sinne wurden jedoch nicht geführt. In diesen Berei-
chen gilt es, der Gefahr entgegenzuwirken, daß die 
Genfer Abrüstungskonferenz von einem Verhand-
lungsgremium zum reinen Dialogforum wird. 

1. Weltweites und umfassendes Verbot chemischer 
Waffen (CW) 

Bei den Arbeiten am Entwurf einer weltweiten, um-
fassenden und verläßlich verifizierbaren Konventi-
on für ein Chemie-Waffen-Verbot konnten insge-
samt wichtige Fortschritte erzielt werden. Die Bun-
desregierung beurteilt das Verhandlungsergebnis 
der Abrüstungskonferenz im Jahre 1988 und bis Mit-
te 1989 dennoch zurückhaltend. Es ist nicht gelun-
gen, die grundsätzliche Übereinstimmung in poli-
tisch wichtigen Fragen — insbesondere die Zustim-
mung der Sowjetunion zu Verdachtskontrollen im 
August 1987 — in konkrete Vertragstexte umzuset-
zen. Auch in der Frühjahrssitzungsperiode 1989 
blieb das Ergebnis hinter den Erwartungen zurück, 
obwohl der Verhandlungsausschuß für chemische 
Waffen unter französischem Vorsitz, dem Aufruf der 
Pariser Konferenz vom Januar 1989 (siehe Anhang) 
folgend, seine Arbeit erheblich intensiviert hatte. 

Im Berichtszeitraum wurden insbesondere folgende 
Fragen behandelt: 

— Zur überwachten Vernichtung von CW-Produk-
tionsanlagen wurden auf Grundlage eines ameri-
kanisch-sowjetischen Papiers vom April 1988 
Fortschritte erzielt. 

— Im Hinblick auf Testinspektionen zur Nichther-
stellungskontrolle bestand Einvernehmen, daß 
die bereits erarbeiteten Überwachungsvorschrif-
ten durch nationale Testinspektionen in relevan-
ten Chemieanlagen auf ihre Durchführbarkeit 
und Wirksamkeit geprüft werden sollten. An-
schließend an eine Erörterung der Ergebnisse in 
der Abrüstungskonferenz ist daran gedacht, sol-
che Inspektionen unter internationaler Beteili-
gung zu wiederholen. Eine Reihe von Staaten hat 
ihre nationalen Testinspektionen durchgeführt 
und der Konferenz darüber Bericht vorgelegt. In 
enger Zusammenarbeit mit der deutschen chemi-
schen Industrie wurde Anfang 1989 in der Bun-
desrepublik Deutschland eine Probe-Inspektion 

einer Chemieanlage durch die nationale Exper-
tengruppe durchgeführt. 

Fragen einer praxisnahen Nichtherstellungskon-
trolle standen auch im Mittelpunkt eines in die-
ser Form neuartigen Gedankenaustausches zwi-
schen Vertretern der chemischen Industrie und 
Angehörigen des CW-ad-hoc-Ausschusses der 
Abrüstungskonferenz im Juli 1988 und erneut im 
Juni 1989 in Genf. Die deutsche chemische Indu-
strie beteiligte sich jeweils mit hochrangigen Ex-
pertendelegationen. Gelegentlich des Treffens 
1988 führte unsere Delegation ein im Auftrag der 
Bundesregierung entwickeltes technisches Gerät 
vor, das der Kontrolle chemischer Produktionsan-
lagen in der Zeit zwischen den Inspektionen die-
nen kann. 

— Großes Interesse fand unser Vorschlag vom Janu-
ar 1988 zu einem neuen, ad-hoc-checks genann-
ten Inspektionsverfahren, das — zusätzlich zur 
Überprüfung der Herstellungsbetriebe zivil ge-
nutzter Substanzen, die auch als Schlüsselaus-
gangsstoffe für die Herstellung chemischer Waf-
fen dienen können — stichprobenartige Kontrol-
len in der gesamten chemischen Industrie er-
möglicht. Eine weiterentwickelte Fassung mit 
Textelementen für den Vertragsentwurf führten 
wir am 6. September 1988 ein. Der Vorschlag wur-
de auch in der Frühjahrssitzungsperiode 1989 
ausführlich behandelt und soll in der Sommersit-
zungsperiode unter Einbeziehung von Vorschlä-
gen anderer westlicher Staaten weiterentwickelt 
werden. 

— Auf Grundlage eines Textvorschlags des polni-
schen Vorsitzenden des CW-ad-hoc-Ausschusses 
wurden 1988 erstmals die Schlußbestimmungen 
des Abkommens erörtert. Dabei fanden die Fra-
gen der Vertragsdauer und des Rücktrittsrechts 
- etwa bei Vertragsverletzungen durch andere - 
besondere Aufmerksamkeit. 

— Die Bemühungen um mehr Transparenz im Hin-
blick auf den Besitz chemischer Waffen und den 
Umgang mit zur CW-Herstellung geeigneten 
Substanzen in der zivilen chemischen Industrie 
wurden fortgesetzt. Wir führten ein Schema für 
den Datenaustausch ein und legten der Konfe-
renz die Daten vor über den Umgang mit rele-
vanten Substanzen in der Bundesrepublik. Wei-
tere Staaten aus allen politischen Gruppierungen 
machten ebenfalls entsprechende Angaben. 

Die Datenangaben bilden zudem eine notwendi-
ge Grundlage für die Ausarbeitung der Bestim-
mungen über das Internationale Inspektorat, das 
als Teil der zu schaffenden Vertragsorganisation 
die Einhaltung des CW-Verbots überwachen soll. 
Nur wenn der zu leistende Verifikationsumfang 
annähernd bekannt ist, läßt sich der Bedarf von 
Inspektoren in etwa bestimmen. Zugleich gewin-
nen die Verhandlungsteilnehmer Aufschluß über 
die politisch interessante Frage, wie sich die In-
spektionstätigkeit unter dem Gesichtspunkt der 
industriellen Nutzung verteilen sollte. 
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Die Bundesregierung hat auch im Berichtszeitraum 
nachdrücklich auf ein baldiges Chemiewaffen

-

Verbot gedrängt und zu den Genfer Verhandlungen 
aktiv beigetragen. In seiner Rede vor der Abrü-
stungskonferenz am 4. Februar 1988 trat Bundesmi-
nister Genscher dafür ein, die Verhandlungen ener-
gisch voranzutreiben mit dem Ziel, eine Ächtung 
chemischer Waffen so schnell wie möglich zu errei-
chen. Er wiederholte diesen Appell in einem Gruß-
wort  bei Übernahme des Vorsitzes der Abrüstungs-
konferenz für den Monat März 1988 durch die Bun-
desregierung Deutschland und rief zu praxisorien-
tierten Problemlösungen auf Basis der gründlichen 
Vorarbeiten der Konferenz auf. Aus Anlaß von Be-
richten über den Einsatz chemischer Waffen im ira-
kisch-iranischen Krieg forde rte Bundesminister 
Genscher mit einer Note vom 11. Februar 1988 die üb-
rigen Teilnehmerstaaten der Abrüstungskonferenz zu 
einer Beschleunigung der Verhandlungen auf. 

Bei seinem erneuten Auftreten vor der Genfer Abrü-
stungskonferenz am 2. März 1989 hat Bundesminister 
Genscher unter Hinweis auf den globalen Konsens 
für ein baldiges weltweites CW-Verbot, der auf der 
Pariser Konferenz deutlich wurde, auf Beschleuni-
gung der Verhandlungen und baldigen Abschluß 
der Verbotskonvention gedrängt. Er hat zugleich auf 
die Notwendigkeit hingewiesen, schon vor Inkraft-
treten eines weltweiten CW-Verbots mit geeigneten 
Maßnahmen der zunehmenden Verbreitung von 
Chemiewaffen entgegenzuwirken. 

Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland 
wirkte im Jahr 1988 durch Wahrnehmung des Vorsit-
zes der westlichen Koordinierung für die CW

-

Verhandlungen und durch Vorlage von Substanz-
beiträgen zu den offenen Fragen der Konvention für 
eine Intensivierung der Verhandlungen: 

Zur Gewährleistung der Sicherheit während der 
zehnjährigen Chemiewaffen-Vernichtungsphase 
(gemeinsames Papier mit Italien), 

zur Verifikation der Nichtherstellung der in 
Liste 1 des Artikel VI des Vertragsentwurfs erfaß-
ten, mit wenigen Ausnahmen ausschließlich zur 
Chemiewaffen-Herstellung geeigneten Stoffen, 

zum Problem hochtoxischer Stoffe, die bisher 
nicht in Kontrollisten erfaßt sind, 

zu dem als „ad hoc-checks" vorgeschlagenen zu-
sätzlichen Verifikationsmittel und zum Daten-
austausch 

zu einigen Aspekten der Verdachtskontrolle. 

Auch in der Frühjahrssitzungsperiode 1989 hat die 
Bundesrepublik Deutschland sich intensiv um Ver-
handlungsfortschritte bemüht und weitere Beiträge 
zu Problemlösungen in die Verhandlungen einge-
führt. Sie hat insbesondere in Wahrnehmung des 
Vorsitzes der Verifikationsarbeitsgruppe umfangrei-
che Anstrengungen unternommen, um konsensfähi-
ge Lösungen für offenstehende Verifikationsfragen 
herbeizuführen. 

Der seit 1984 fortgeschriebene und schon weitge

-

hend entwickelte Vertragsentwurf konnte im Be

-

richtszeitraum in Teilbereichen vorangebracht wer-
den. Für weitere noch offene Fragen liegen der Kon-
ferenz Lösungsmodelle vor, zu anderen gibt es 
grundlegende Vorarbeiten. Mit folgenden Fragen ist 
die Konferenz im Jahr 1989 vornehmlich befaßt: 

Aufrechterhaltung der Sicherheit während der 
Vernichtungsperiode chemischer Waffen 

Finalisierung des Systems der Nichtherstellungs-
kontrolle 

Umsetzung der politischen Übereinstimmung zur 
Verdachtskontrolle in Vertragssprache 

Einigung auf Struktur und Kompetenzen der zu 
schaffenden Vertragsorganisation 

Beistand für Vertragsparteien im Falle des An-
griffs oder der Bedrohung mit Chemiewaffen 
durch Nichtmitglieder der Konvention 

— Redaktion der Schlußbestimmungen 

Die Bundesregierung ist entschlossen und sachlich 
darauf vorbereitet, weiterhin substantiell zur Errei-
chung des weltweiten Chemiewaffenverbots beizu-
tragen. Die politischen Voraussetzungen für Fort-
schritte in Genf sind gut, da das Bewußtsein für die 
Dringlichkeit eines weltweiten CW-Verbots durch 
die verschiedenen Berichte über den Einsatz dieser 
Waffen nachhaltig gestärkt wurde. Ausdruck der 
steigenden Besorgnis gegenüber fortgesetztem CW

-

Gebrauch waren zwei von der Bundesregierung mit-
initiierte Resolutionen des Sicherheitsrats der Ver-
einten Nationen. 

Im Berichtszeitraum hat die Bundesregierung sich 
an  der Stärkung aller Instrumente — einschließlich 
eines umfangreich erweiterten Systems von Export-
kontrollen — beteiligt, die schon vor einem weltwei-
ten Chemiewaffen-Verbot dem Einsatz und der Pro-
liferation chemischer Waffen entgegenwirken kön-
nen. Sie hat hierfür die notwendigen gesetzlichen 
und administrativen Voraussetzungen geschaffen 
und in jüngster Zeit, auch im Bereich der Exportkon-
trollen, weiter ausgebaut. Sie sucht die Wirksamkeit 
dieser Maßnahmen durch ein enges Zusammenwir-
ken der Industrie und durch inte rnationale Abspra-
chen zu erhöhen. Eine verläßliche und dauerhafte 
Lösung dieses Problems ist jedoch nur durch ein 
weltweites Verbot der Entwicklung und Herstellung 
chemischer Waffen unter zuverlässiger internationa-
ler Kontrolle zu erreichen. 

In dieser Einschätzung befindet die Bundesregierung 
sich im Einklang mit ihren Verbündeten, die diese 
Zielsetzung im Kommuniqué des NATO-Ministerrats 
vom 9. Dezember 1988 und erneut im Gesamtkonzept 
für Rüstungskontrolle und Abrüstung bekräftigt ha-
ben, das von den Staats- und Regierungschefs des 
Bündnisses auf der Tagung des Nordatlantikrats in 
Brüssel am 30. Mai 1989 verabschiedet wurde. 

2. Umfassendes Verbot von Kernsprengungen (CTB) 

Die von Staats- und Parteichef Gorbatschow und 
Bundeskanzler Kohl am 13. Juni 1989 in Bonn unter 
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zeichnete „Gemeinsame Erklärung" enthält zum um-
fassenden Teststopp folgende Aussage: „Die Bundes-
republik Deutschland und die Sowjetunion treten 
ein für (...) — die Vereinbarung eines zuverlässig 
verifizierbaren nuklearen Teststopps im Rahmen der 
Genfer Abrüstungskonferenz zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt. Bei den laufenden Gesprächen zwischen 
den USA und der Sowjetunion ist ein schrittweises 
Herangehen an dieses Ziel wünschenswert." 

Im Berichtszeitraum lag das Schwergewicht der Be-
mühungen in diesem Bereich bei den bilateralen 
Verhandlungen zwischen den USA und der Sowjet-
union um eine schrittweise und überprüfbare Be-
schränkung von Nukleartests. Im Rahmen dieses 
Verhandlungsprozesses fanden gegenseitige Besu-
che der Atomtestgelände und zwei unterirdische 
Kernexplosionen als Teil von gemeinsamen Verifi-
kationsexperimenten statt. 

Die gemeinsamen Verifikationsexperimente der 
USA und der Sowjetunion gehen auf die Vereinba-
rung von „umfassenden, schrittweisen Verhandlun-
gen über Nukleartests" zurück, die zwischen den Au-
ßenministern Shultz und Schewardnadse in Wa-
shington am 17. September 1987 getroffen worden 
war. Als erster Schritt dieser Verhandlungen ist eine 
Einigung auf wirksame Verifikationsmaßnahmen 
vorgesehen, die eine Ratifizierung des amerika-
nisch-sowjetischen „Vertrags über die Begrenzung 
von unterirdischen Kernwaffenversuchen" vom 
3. Juli 1974 und des „Vertrags über unterirdische 
Kernexplosionen zu friedlichen Zwecken" vom 
28. Mai 1976 ermöglichen sollen. Im Anschluß daran 
sollen mittelfristig weitere Begrenzungen von Nu-
kleartests als Teil eines wirksamen Abrüstungspro-
zesses verhandelt werden. Zum Zwecke der Ausar-
beitung von verbesserten Verifikationsmaßnahmen 
wurde in dieser Vereinbarung ein völlig neuer Weg 
beschritten: Es wurden gemeinsame Verifikations-
experimente (Joint Verification Experiments = 
JVE) auf dem Testgelände der jeweils anderen Seite 
vereinbart. Bei diesen Experimenten geht es um 
technische Verfahren zur Überprüfung der Stärke 
von Kernexplosionen, die auch bei zukünftigen Ab-
kommen über die Begrenzung von Nuklearversu-
chen Anwendung finden können. 

Erste gegenseitige Besuche auf den Atomtestgelän-
den in Nevada (USA) und Semipalatinsk (UdSSR) 
waren in der ersten Verhandlungsrunde in Genf 
(9. bis 20. November 1987) über Beschränkungen von 
Nukleartests vereinbart worden. Die Besuche wur-
den im Januar 1988 durchgeführt. 

Am 15. Februar 1988 begann in Genf die zweite Run-
de der Verhandlungen über Nukleartests. Bei dem 
Außenministertreffen in Washington (21. bis 23. 
März 1988) wurden die Delegationen beauftragt, ei-
nen gemeinsamen Entwurf für das Verifikationspro-
tokoll zum Vertrag von 1974 zu erarbeiten. Bei dem 
weiteren Außenministertreffen in Moskau (12. bis 14. 
April 1988) verabschiedeten die Außenminister ein 
vorläufiges Programm für die gemeinsamen Verifi-
kationsexperimente und die wesentlichen Elemente 
für ein Abkommen über die Durchführung der Veri-
fikationsexperimente. 

Nach umfangreichen Vorarbeiten auf den beidersei-
tigen Atomtestgeländen im April und Mai 1988 un-
terzeichneten die Außenminister im Verlaufe des 
Moskauer Gipfeltreffens (29. Mai bis 1. Juni 1988) das 
Abkommen über die gemeinsamen Verifikationsex-
perimente. Es umfaßt 107 Seiten und regelt alle tech-
nischen Einzelheiten der Experimente, sowie den 
Status und die Rechte der beiderseitigen Beobach-
terteams. Mitte Juli 1988 trafen die sowjetischen Ex-
perten mit ihren Meßgeräten auf dem US-Atomtest-
gelände in Nevada ein. Die zweite Verhandlungs-
runde wurde am 28. Juli 1988 beendet. 

Am 17. August 1988 fand auf dem US-Testgelände in 
Nevada das erste gemeinsame Verifikationsexperi-
ment statt, in dessen Rahmen eine unterirdische Nu-
kleardetonation mit einer Detonationsstärke zwi-
schen 100 und 150 Kilotonnen ausgelöst wurde. Ein 
gleichartiges Experiment fand am 14. September 
1988 auf dem Testgelände der Sowjetunion in Semi-
palatinsk statt. Die Experimente verliefen nach An-
gaben beider Seiten erfolgreich. In der Erklärung 
zum Abschluß des Washingtoner Außenministertref-
fens (22./23. September 1988) begrüßten die Außen-
minister den erfolgreichen Abschluß des gemeinsa-
men Verifikationsexperiments, das „ein beispielloses 
Niveau der Zusammenarbeit und Offenheit bei der 
Kontrolle der Einhaltung der Begrenzung von Ke rn

-waffentests gezeigt habe". In seiner Pressekonferenz 
zum Abschluß des Washingtoner Außenministertref-
fens bezeichnete der sowjetische Außenminister al-
lein die Tatsache, daß ein solches Experiment ge-
meinsam durchgeführt werden konnte, als beispiel-
los in der Geschichte der Beziehungen der Sowjet-
union mit den USA. 

Im Verlaufe der 3. Verhandlungsrunde (29. August 
bis 15. Dezember 1988) tauschten die sowjetische und 
die amerikanische Seite in Genf die Ergebnisse des 
gemeinsamen Kontrollexperiments aus. Die bei den 
gemeinsamen Verifikationsexperimenten gewonne-
nen Erkenntnisse werden in Verifikationsprotokolle 
zu den Verträgen von 1974 und 1976 eingearbeitet. 

Die 4. Verhandlungsrunde begann am 26. Juni 1989 
in Genf und endete am 8. August 1989. Die Verhand-
lungen über ein Verifikationsprotokoll zu dem „Ver-
trag über unterirdische Kernexplosionen zu friedli-
chen Zwecken" von 1976 sind bereits im wesentli-
chen abgeschlossen. Im Mittelpunkt der 4. Verhand-
lungsrunde stand daher die Erörterung des Verifika-
tionsprotokolls für den „Vertrag über die Begren-
zung von unterirdischen Kernwaffenversuchen" von 
1974. Da die Verträge von 1974 und 1976 in einem 
inneren Zusammenhang stehen, beabsichtigt die 
amerikanische Regierung eine gemeinsame Ratifi-
kation beider Verträge einschließlich der Verifika-
tionsprotokolle im US-Senat. 

Die Bundesregierung sieht sich durch diese Ent-
wicklung in ihrer Auffassung bestätigt, daß eine 
schrittweise Lösung am ehesten Fortschritte in der 
Teststoppfrage ermöglicht. Die Tatsache, daß bei 
den Verifikationsexperimenten beide Seiten die Ge-
legenheit hatten, Expertenteams in einer Stärke von 
über 40 Personen unmittelbar auf das Testgelände 
des jeweils anderen Staates zu entsenden und elek- 

 



Drucksache 11/5620 	Deutscher Bundestag —11. Wahlperiode 

tronische Meßverfahren ihrer Wahl und in unmittel-
barer Nähe des Ortes der unterirdischen Kernspren-
gung vorzunehmen, ist in mehrfacher Hinsicht be-
deutsam: Sie ist unverzichtbar für die Klärung der 
technischen Möglichkeiten für eine zuverlässige 
Überwachung von unterirdischen Kernexplosionen. 
Zugleich stellt sie eine wichtige Voraussetzung für 
die Bildung des notwendigen Vertrauens dar. Die 
bei den Verifikationsexperimenten gewonnenen Er-
kenntnisse sollen nach dem Willen beider Seiten bei 
zukünftigen weiteren Abkommen über die Begren-
zung von Nukleartests angewandt werden. 

In der Genfer Abrüstungskonferenz (CD) gelang es 
auch während des Berichtszeitraums nicht, einen 
Konsens für ein Mandat zur Wiedereinsetzung eines 
CTB-Arbeitsgremiums herzustellen: Während die 
nichtgebundenen Staaten die unmittelbare Aufnah-
me von CTB-Vertragsverhandlungen forderten, hiel-
ten die Länder der westlichen Gruppe eine Klärung 
der mit Verifikation eines umfassenden Verbots von 
Kernsprengungen zusammenhängenden Fragen für 
notwendig, bevor in die eigentlichen Vertragsver-
handlungen eingetreten werden kann. Die Bemü-
hungen der CD-Mitgliedstaaten konzentrierten sich 
daher auf die Arbeit der seismologischen Experten-
gruppe. Die Tätigkeit dieser Gruppe hat zum Ziel, 
unter Nutzung der neuesten technischen Möglich-
keiten zur Erfassung, Übermittlung und Auswertung 
von seismischen Daten ein weltweites Netz von seis-
mologischen Stationen zur Überwachung eines zu-
künftigen Verbots von unterirdischen Kernspren-
gungen zu entwickeln und zu erproben. 

Die Bundesregierung hat ihr Eintreten für das Ziel 
eines umfassenden Teststopps im Berichtszeitraum 
durch ihre aktive Mitarbeit in der Gruppe der seis-
mologischen Experten in Genf zum Ausdruck ge-
bracht. Die Beiträge der deutschen Experten kon-
zentrieren sich weiterhin auf den Aufbau eines glo-
balen seismologischen Netzes zur zuverlässigen Er-
fassung von Kernsprengungen. Dabei tritt die Bun-
desregierung, zusammen mit anderen westlichen 
Staaten, für das Konzept von „offenen Stationen" ein, 
wie es in dem aus Mitteln der Bundesregierung fi-
nanzierten nationalen seismologischen Datenzen-
trum in der Bundesanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe in Hannover bereits verwirklicht ist. 
Unsere Delegation bei der Genfer Abrüstungskonfe-
renz hat die Vorzüge des Konzepts von „offenen" 
seismologischen Stationen am Beispiel der beiden 
Nuklearexplosionen, die im Rahmen der gemeinsa-
men Verifikationsexperimente ausgelöst wurden, er-
neut demonstriert. 

Außerhalb der Genfer Abrüstungskonferenz richte-
ten am 5. August 1988 fünf Mitgliedstaaten des „Ver-
trags über das Verbot von Kernwaffenversuchen in 
der Atmosphäre, im Weltraum und unter Wasser" 
vom 5. August 1963 (Indonesien, Jugoslawien, Mexi-
ko, Peru, Sri Lanka und — gesondert — Venezuela) 
ein Ersuchen an die Depositarstaaten (USA, Sowjet-
union und Großbritannien), mit dem Ziel, im Wege 
der Vertragsänderung eine Ausdehnung des beste-
henden Verbots auf die bisher erlaubten unterirdi-
schen Kernexplosionen zu erreichen. Gemäß Arti-
kel II dieses Vertrages sind die Depositarstaaten auf 

Antrag eines Drittels der Vertragsstaaten (gegen-
wärtig 116 Vertragsstaaten) verpflichtet, eine Konfe-
renz zur Änderung des Vertrags einzuberufen. An-
fang Juli 1989 lagen den Depositarstaaten Anträge 
von insgesamt 46 Staaten vor. Eine Vertragsände-
rung ist jedoch nur möglich, wenn ihr von der einfa-
chen Mehrheit der Mitgliedstaaten unter Einschluß 
der drei Depositarstaaten zugestimmt wird. Die USA 
und Großbritannien stehen dieser Initiative kritisch 
gegenüber, da sie in der Teststoppfrage nur ein 
schrittweises Vorgehen als realistisch ansehen. 

Die Bundesregierung hält die Errichtung eines wei-
teren Forums zur Lösung von Fragen, die bisher in 
den schon bestehenden Gremien nicht gelöst wer-
den konnten, nicht für den geeigneten Weg. Die 
Genfer Abrüstungskonferenz ist das berufene Forum 
zur multilateralen Erörterung aller Fragen, die mit 
einem Kernwaffenteststopp im Zusammenhang ste-
hen. 

3. Sonstige Themen 

Die Verhandlungen über ein Verbot radiologischer 
Waffen (RW) haben im Berichtszeitraum nur wenig 
Fortschritt gebracht, obwohl seit 1979 ein gemeinsa-
mer Vertragsentwurf der USA und der SU vorliegt. 
Unter radiologischen Waffen werden neue, noch 
nicht existierende Waffen verstanden, deren Wir-
kung überwiegend auf radioaktiver Strahlung be-
ruht, die nicht aus Kernspaltung oder -verschmel-
zung herrührt, z. B. Abwurf hoch radioaktiven Mate-
rials. Die Frage der schon 1981 vorgeschlagenen Ver-
bindung der Problemkreise radiologischer Waffen 
und des Angriffsverbots auf Nuklearanlagen blieb 
weiterhin umstritten. Beide Themen wurden paral-
lel in zwei Kontaktgruppen behandelt. Bisher völlig 
ungelöst ist, wie die Einhaltung eines Verbotsab-
kommens radiologischer Waffen überwacht werden 
kann. Im Hinblick auf ein Angriffsverbot auf Nukle-
aranlagen besteht vor allem noch keine einheitliche 
Auffassung über den Schutzumfang einer zukünfti-
gen Konvention. Hierunter fällt z. B. die Frage, ob 
nur zivile nukleare Anlagen, die den Kontrollen der 
Internationalen Atomenergieorganisation in Wien 
(IAEO) unterworfen sind, oder auch nicht überwach-
te Einrichtungen und sogar militärische Nuklearan-
lagen geschützt sein sollen. Weiter ist ungeklärt, ob 
nur Nuklearanlagen ab einer bestimmten Größen-
ordnung, wie dies von einigen Staaten befürwortet 
wird, von einer zukünftigen Schutzkonvention um-
faßt sein sollen oder alle Nuklearanlagen. 

Die Bundesregierung hält beide Materien — Verbot 
von radiologischen Waffen und Angriffsverbot auf 
Nuklearanlagen — für wichtig. Bei einer Einigung 
über das Verbot radiologischer Waffen würde prä-
ventive Rüstungskontrolle praktiziert, indem Waf-
fen vor ihrer Entwicklung zur Einsatzfähigkeit ver-
boten werden. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
bereits am 23. Oktober 1954 im Rahmen des Beitritts 
zur „Westeuropäischen Union" (WEU) auf die Her-
stellung von ABC-Waffen verzichtet und sich zur 
Überwachung und Einhaltung des Verzichts Kon-
trollen durch die zuständigen Stellen der WEU un- 
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terworfen. Dieser Verzicht umfaßt nicht nur Nukle-
arsprengsätze, sondern auch Waffen, die „durch 
Radioaktivität des Kernbrennstoffes oder der 
radioaktiven Isotope — Massenzerstörungen, Mas-
senschäden oder Massenvergiftungen — hervorru-
fen können", also Waffen, wie sie in der Genfer Abrü-
stungskonferenz unter dem Begriff „radiologische 
Waffen" erörtert werden. 

Auch ein verbesserter Schutz von zivilen Nuklearan-
lagen vor militärischen Angriffen würde angesichts 
der geographischen Lage der Bundesrepublik 
Deutschland wichtigen deutschen Interessen ent-
sprechen. Tschernobyl hat die grenzüberschreiten-
den Gefahren unkontrolliert entweichender Ra-
dioaktivität gezeigt. 

Die Frage der Rüstungskontrolle im Weltraum blieb 
im Berichtszeitraum ein wichtiges Thema der Gen-
fer Abrüstungskonferenz. Bei der Erörterung mögli-
cher Vertragsmaterien wurde deutlich, daß die 
schwierigen technischen und völkerrechtlichen Pro-
bleme noch grundsätzlicher Klärung bedürfen. Wei-
tere Probleme entstehen dadurch, daß die multilate-
rale Diskussion in dem Genfer Abrüstungsforum 
auch Fragen des bilateralen strategischen Verhält-
nisses der USA und der Sowjetunion berühren. Fort-
schritte sind nicht zu erwarten, solange nicht eine 
ernsthafte Bestandsaufnahme darüber erfolgt, wel-
che Bereiche im bestehenden Völkerrecht bereits 
geregelt sind und welche noch nicht gelösten Fra-
gen für zukünftige weltweite, multilaterale Abkom-
men geeignet sind. Die Bundesregierung wird sich 
weiterhin aktiv an der Suche nach ausgewogenen 
Lösungen für eine Begrenzung militärischer Aktivi-
täten im Weltraum beteiligen. 

5. KAPITEL 

Die Pariser Konferenz über ein Verbot 
chemischer Waffen 

Vom 7. bis zum 11. Januar 1989 fand im UNESCO

-

Palast in Paris die „Konferenz über das Verbot che-
mischer Waffen" statt. Das Treffen geht auf Initiative 
Präsident Reagens in seiner VN-Rede vom 26. Sep-
tember 1988 zurück. Zur Konferenz hatte Staatspräsi-
dent Mitterrand unter Hinweis auf die Rolle Frank-
reichs als Depositarstaat des Genfer Protokolls von 
1925 alle VN-Mitgliedstaaten nach Paris eingeladen. 
Es waren 149 Staaten auf der Konferenz vertreten, 
davon fast 70 auf Außenministerebene. Die Delega-
tion der Bundesrepublik Deutschland wurde von 
BM Genscher geleitet, der sich am 9. Januar 1989 vor 
dem Plenum nachdrücklich für ein baldiges welt-
weites Verbot als einzig verläßliche Lösung des Pro-
blems chemischer Waffen einsetzte. Die Konferenz 
endete am 11. Januar 1989 mit der feierlichen Ver-
abschiedung einer im Konsens angenommenen 
Schlußerklärung. Deren zentrale Aussagen sind Ver-
urteilung des CW-Einsatzes, Bekräftigung des Gen-
fer Protokolls von 1925 und der erklärte Wunsch der 
teilnehmenden Staaten, daß die Genfer Abrüstungs-
konferenz ihre Bemühungen wesentlich verstärkt 
und zum frühest möglichen Zeitpunkt ein weltwei

-

tes CW-Verbotsabkommen verabschiedet. Außer-
dem wird zu verantwortlichem Handeln und Zu-
rückhaltung im Hinblick auf die Gefahren der Wei-
terverbreitung chemischer Waffen aufgerufen und 
die Unterstützung der VN und des VN-GS bei Un-
tersuchungen vermuteter CW-Einsätze bekräftigt. 
Die Schlußerklärung enthält auch einen Hinweis auf 
die Notwendigkeit fortgesetzter Bemühungen um 
allgemeine und vollständige Abrüstung. 

Vor und während der Konferenz traten zehn Staaten 
dem Genfer Protokoll (bisher 111 Mitglieds- und 
zwei Signatarstaaten) bei oder erklärten sich hierzu 
bereit, unter ihnen auch Süd- und Nordkorea. Da-
durch erlangt das Genfer Protokoll nahezu univer-
selle Geltung. Die auch von zahlreichen Nichtver-
tragsparteien des Genfer Protokolls mitgetragene 
Verurteilung von CW-Einsätzen bestätigt, daß das 
im Genfer Protokoll niedergelegte Einsatzverbot 
mittlerweile Völkergewohnheitsrecht geworden ist. 

Das verbesserte West-Ost-Verhältnis, die Fortschritte 
in der Rüstungskontrolle (INF, START) und erfolgrei-
che Ansätze bei Entschärfung regionaler Konflikte 
fanden ihren Ausdruck in den Erklärungen der mei-
sten Redner und wirkten sich positiv auf das Konfe-
renzklima aus. Alle Staaten waren bereit, bei der For-
mulierung der Schlußerklärung im Interesse des Er-
folges der Konferenz auf von ihnen für wichtig gehal-
tene Punkte zu verzichten. Im Bemühen um möglichst 
umfangreiche Konferenzteilnahme und weltweiten 
Konsens der Ächtung von CW hatte Frankreich schon 
im Entwurf der Schlußerklärung auf Verurteilung 
einzelner Staaten wegen CW-Einsatz und auf Sankti-
ons-Formulierungen verzichtet. 

Die Bundesregierung bewertet die Konferenz als ein 
wichtiges abrüstungspolitisches Ereignis. Der von 
ihr ausgehende Impuls muß auch für die Genfer Ver-
handlungen genutzt werden, da nur ein weltweites 
CW-Verbot das Chemiewaffen-Problem dauerhaft 
lösen kann. Nach dem Abschluß der Konferenz hat 
Bundesminister Genscher die Überzeugung ausge-
drückt, daß das im Konsens angenommene Schluß-
dokument ein politisches und moralisches Signal 
darstellt, das zu einer Intensivierung der Verhand-
lungen über ein umfassendes Chemiewaffen-Verbot 
führen müsse. 

6. KAPITEL 

Vertrag über die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen vom 1. Juli 1968 

Aus Anlaß des 20. Jahrestages des Nichtverbrei-
tungsvertrages hat BM Genscher am 1. Juli 1988 in 
einer Erklärung u. a. zum Ausdruck gebracht: „In-
zwischen ist der Nichtverbreitungsvertrag von über 
130 Staaten ratifiziert und damit der Rüstungskon-
trollvertrag mit der größten Zahl von Vertragspar-
teien in der Geschichte der Abrüstung und Rü-
stungskontrolle. Der Nichtverbreitungsvertrag hat 
sich als ein wichtiger Eckpfeiler der internationalen 
Stabilität und Friedenssicherung bewährt. Ein Ent-
stehen neuer Kernwaffenstaaten hätte nicht nur re- 

 



Drucksache 11/5620 	Deutscher Bundestag —11. Wahlperiode 

gionale Kräfteverhältnisse verändert, sondern desta-
bilisierende Entwicklungen mit weltweiten Auswir-
kungen ausgelöst. Der Vertrag hat die internationale 
Zusammenarbeit bei der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie auf eine stabile, dem Grundsatz der poli-
tischen Gleichheit angemessene Basis gestellt und so 
Forschung und Wirtschaft, entwicklungspolitische 
Partnerschaft und nukleare Sicherheit begünstigt. 
Wir werden uns auch zukünftig dafür einsetzen, daß 
der Nichtverbreitungsvertrag als Instrument einer 
wirksamen Verhinderung der Weiterverbreitung von 
Kernwaffen und als Basis für die internationale Zu-
sammenarbeit bei der friedlichen Nutzung von Ker-
nenergie integral bestätigt und bekräftigt wird." 

Die 4. Konferenz zur Überprüfung des Vertrags über 
die Nichtverbreitung von Kernwaffen vom 1. Juli 
1968 (NVV) wird vom 20. August bis 14. September 
1990 in Genf stattfinden. Ihre Aufgabe wird es sein, 
wie schon bei den NVV-Überprüfungskonferenzen in 
den Jahren 1975, 1980 und 1985, sich mit der Wir-
kungsweise und der Durchführung der Vertragsbe-
stimmungen des NVV zu befassen. Sie wird die letzte 
Überprüfungskonferenz vor der Konferenz der Ver-
tragsstaaten im Jahre 1995 sein, die gemäß Artikel X 
Abs. 2 NVV darüber beschließen wird, ob der NW auf 
unbegrenzte Zeit in Kraft bleibt, oder ob er um eine 
oder mehrere Fristen weitergelten soll. Dieser Be-
schluß bedarf der Mehrheit der Vertragsstaaten. 

Die 4. NVV-Überprüfungskonferenz wird durch ei-
nen von der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen einberufenen Ausschuß vorbereitet, der in 
drei Sitzungsperioden tagt. Die erste Sitzungsperio-
de des Vorbereitungsausschusses, auf der auch die 
Bundesregierung vertreten war, fand am 1. bis 5. Mai 
1989 in New York statt und endete mit der Annahme 
eines „Progress Report", auf dem erste Entscheidun-
gen für die Organisation der 4. NVV-Überprüfungs-
konferenz getroffen wurden. Die erste Sitzungspe-
riode machte deutlich, daß allen Vertragsstaaten an 
einem dem der Bedeutung des NVV angemessenen 
Ablauf und Ergebnis der 4. Überprüfungskonferenz 
gelegen ist. Die Anzahl der teilnehmenden Staaten 
lag mit 95 erheblich höher als bei der vergleichbaren 
ersten Sitzungsperiode im Jahre 1984 (62) und bei 
der 3. NVV-Überprüfungskonferenz selbst (86). Die 
zweite Tagung des Vorbereitungsausschusses wird 
im September 1989, die dritte Tagung im April 1990, 
stattfinden. Die Bundesregierung mißt der 4. NVV

-

Überprüfungskonferenz im Hinblick auf die Konfe-
renz der Vertragsstaaten im Jahre 1995 eine beson-
dere Bedeutung bei. Sie wird aktiv an der Konferenz 
teilnehmen und sich für ein substantielles Schlußdo-
kument einsetzen, in dem alle Bestimmungen und 
Aspekte des NVV behandelt werden. 

7. KAPITEL 

Die Implementierung der auf der zweiten 
Überprüfungskonferenz zum 
B-Waffenübereinkommen vereinbarten 
Maßnahmen 

Die Bundesregierung hat der Abrüstungsabteilung 
des VN-Generalsekretariats zum 15. April 1988 und 

1989 Informationen über die in der Bundesrepublik 
Deutschland bestehenden relevanten Einrichtungen 
der biologischen Forschung übermittelt. Diese Infor-
mationen entsprechen den Maßnahmen, die 1986 im 
Schlußdokument der zweiten Konferenz zur Über-
prüfung des Übereinkommens über das Verbot der 
Entwicklung, Herstellung und Lagerung bakteriolo-
gischer (biologischer) und von Toxinwaffen sowie 
über die Vernichtung dera rtiger Waffen vom 
10. April 1972 (BWÜ) vereinbart wurden. 

Zusätzlich hat die Bundesregierung am 29./30. No-
vember 1988 in der Wehrwissenschaftlichen Dienst-
stelle der Bundeswehr für ABC-Schutz in Munter 
eine internationale Konferenz veranstaltet. Dort 
wurden Ergebnisse der biologischen Forschung in 
der Bundesrepublik Deutschland, die direkt mit der 
Konvention in Verbindung stehen, vorgestellt und 
erörtert. Zur Teilnahme waren sämtliche BWÜ-
Mitgliedstaaten berechtigt. Die Bundesregierung 
hatte auf die Konferenz und die Möglichkeit der 
Teilnahme in den im November 1987 und April 1988 
übermittelten Informationen hingewiesen, wie es für 
den gegenseitigen Informationsaustausch auf der 
zweiten BWÜ-Überprüfungskonferenz festgelegt ist. 
An der Konferenz nahmen Teilnehmer aus 11 westli-
chen und ungebundenen Staaten teil. 

Die Bundesregierung hat damit als erster Staat eine 
Konferenz über BW-Schutzmaßnahmen mit einer 
Teilnahmemöglichkeit für alle BWÜ-Mitgliedstaa-
ten durchgeführt. Diese Konferenz stand im Ein-
klang mit der in der Schlußerklärung der 2. BWÜ-
Überprüfungskonferenz niedergelegten Verpflich-
tung zur aktiven Förderung von Kontakten zwischen 
Wissenschaftlern, die biologische Forschung betrei-
ben, die direkt mit dem Übereinkommen in Verbin-
dung steht. Während des Besuchs besichtigten die 
Teilnehmer auch das im Bau befindliche biologische 
Labor der Wehrwissenschaftlichen Dienststelle der 
Bundeswehr mit dem Sicherheitsstandard L 3. 

Mit der Konferenz hat die Bundesregierung einen 
Beitrag zu einer größeren Transparenz im B-Waffen-
verbotsbereich geleistet. Die Bundesregierung sieht 
dies als Teil ihrer Bemühungen an, das B-Waffenver-
botsabkommen zu stärken. 

8. KAPITEL 

Vereinte Nationen und Abrüstung 

1. Bedeutung und Struktur der Abrüstungsdebatte 

Für den weltweiten Abrüstungsdialog ist die Gene-
ralversammlung (GV), die jedes Jahr von September 
bis Dezember in New York tagt, das zentrale Forum. 
Für viele Länder der Dritten Welt ist es die wichtig-
ste Möglichkeit, ihre Vorstellungen und Forderun-
gen zu Abrüstung und Sicherheit vorzutragen. Die 
dabei erarbeiteten und verabschiedeten Resolutio-
nen sind zwar für die Staatengemeinschaft nicht bin-
dend, können jedoch beachtliche politische und mo-
ralische Wirkung entfalten. 
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Die Debatte findet vor allem im 1. Ausschuß der GV 
statt. Dabei werden auch die Ergebnisse der vorauf-
gegangenen Tagung der Abrüstungskommission der 
Vereinten Nationen (UNDC) und der Verhandlun-
gen der Genfer Abrüstungskonferenz (CD) disku-
tiert. Die abrüstungspolitischen Vorstellungen der 
Mitgliedstaaten schlagen sich in jährlich ca. 65 vom 
1. Ausschuß verabschiedeten Resolutionen nieder, 
die später dem Plenum der GV zur Bestätigung vor-
gelegt werden. Sie spiegeln das politische Gewicht 
der einzelnen Konzepte und der sie tragenden Grup-
pierungen innerhalb der Staatengemeinschaft wie-
der. 

Daneben finden in regelmäßigen Abständen Sonder-
generalversammlungen (SGV) zu Abrüstungsfragen 
statt. Die 1. SGV über Abrüstung, die 1978 auf Initia-
tive der 80 blockfreien Staaten tagte, konnte sich auf 
ein von allen Mitgliedstaaten gemeinsam verab-
schiedetes Schlußdokument einigen. Es beschreibt 
Rahmen und Ziele künftiger Abrüstungsgespräche 
und ist — wenn auch naturgemäß auf dem Stand von 
1978 — noch heute ein wichtiges Bezugsdokument. 
Dagegen scheiterte die 2. SGV über Abrüstung im 
Jahre 1982, und auch die 3. SGV über Abrüstung im 
Sommer 1988 endete ohne Einigung über ein 
Schlußdokument (s. unten Ziff. 2). 

Die Abrüstungskommission der Vereinten Nationen 
(United Nations Disarmament Commission, UNDC), 
die jedes Frühjahr 3 bis 4 Wochen in New York tagt, 
ist ein Hilfsorgan der GV, dem alle UNO-Mitglieder 
angehören und das zu einzelnen Abrüstungsthemen 
einvernehmlich erarbeitete Empfehlungen an die 
GV richtet. 

2. Die 3. Sondergeneralversammlung für Abrüstung 

Vom 31. Mai bis 26. Juni 1988 fand die 3. Sondergene-
ralversammlung für Abrüstung (3. SGV) statt. Die be-
deutendste multilaterale Abrüstungskonferenz der 
VN seit 1982 (2. SGV) erörterte das gesamte Spek-
trum der Abrüstung und Rüstungskontrolle,um ein-
vernehmliche Aussagen über Stand und Richtung 
der weiteren Bemühungen zu erarbeiten. Die Eini-
gung auf ein substantielles Schlußdokument miß-
lang jedoch. 

Letztlich setzten zwei gegenläufige Tendenzen den 
erklärten Einigungswillen der ganz überwiegenden 
Mehrheit der Teilnehmerstaaten außer Kraft: einer-
seits der Versuch einer Anreicherung des Schlußdo-
kuments mit einer Vielzahl von zum Teil unrealisti-
schen Sonderwünschen, andererseits das Bemühen 
um ein möglichst unverbindliches Schlußdokument. 

Es ist fraglich, ob es eine neue SGV Abrüstung in 
absehbarer Zeit geben wird. Damit wird sich der 
..konstruktive Parallelismus" (so Bundesminister 
Genscher in seiner SGV-Rede am 6. Juni 1988) von 
konkreten bilateralen oder multilateralen Verhand-
lungen einerseits und der sie begleitenden VN-
Abrüstungsdebatte andererseits in seiner Wirkung 
bis auf weiteres nur beschränkt verwirklichen las-
sen. 

3. Die Abrüstungsdebatte 
der 43. Generalversammlung 

In der Abrüstung und Rüstungskontrolle arbeiten 
der Generalversammlung vor allem der 1. Ausschuß 
und die VN-Abrüstungskommission (UNDC) zu. 

Im 1. Ausschuß der 43. GV standen Debatten und Be-
schlußfassung nur selten im Zeichen einer Ost-West

-

Konfrontation. Damit setzte sich die Tendenz der 
letzten Jahre fort. Dies ist auch ein Ergebnis der Auf-
lockerung des Ost-West-Gegensatzes und der bei 
Abrüstung und Rüstungskontrolle erzielten Fort-
schritte. Für die vorhersehbare Zukunft wird die the-
matische Auseinandersetzung im VN-Abrüstungs-
bereich zwischen den westlichen Staaten und den 
Ungebundenen stattfinden. 

Innerhalb der westlichen Staatengruppe, nament-
lich im engeren Kreis der zwölf EG-Staaten, konnte 
in vielen Fällen einheitliches Stimmverhalten er-
reicht werden. Die USA bezogen aufgrund ihrer spe-
zifischen Interessenlage als globale Großmacht des 
öfteren Sonderpositionen. 

In der Substanz war eine gewisse Stagnation unver-
kennbar. Viele Resolutionen früherer Jahre wurden 
mit kaum verändertem Stimmergebnis fortgeschrie-
ben. Das entspricht der allgemeinen Erfahrung, daß 
der VN-Abrüstungsdialog auf längere Fristen ange-
legt ist und nennenswerte Veränderungen oft nur 
über mehrere Jahre zu erreichen sind. 

Inhaltlich dominierten erneut die Nuklearfragen 
(über ein Drittel der eingebrachten Resolutionsent-
würfe). Hier wirkt sich die Überzeugung vieler Staa-
ten der Dritten Welt von der absoluten Priorität der 
Kernwaffenproblematik in der Abrüstungsdebatte 
aus, die zu einer relativen Vernachlässigung der 
konventionellen Rüstungskontrolle führt. Aus aktu-
ellem Anlaß (Genfer Verhandlungen über ein Che-
miewaffen-Verbot, bevorstehende Pariser Konferenz 
zum Genfer Chemiewaffen-Protokoll von 1925) wa-
ren auch die chemischen Waffen auf dieser General-
versammlung ein prominentes Thema. 

Die Bundesrepublik Deutschland konnte ihre lang-
jährigen Bemühungen um vertrauensbildende Maß-
nahmen erfolgreich abschließen. Auf deutsche In-
itiative verabschiedete die Generalversammlung im 
Konsens eine Resolution, die den in der UNDC erar-
beiteten Richtlinienentwurf für vertrauensbildende 
Maßnahmen verabschiedet und allen Staaten zur 
Anwendung empfiehlt. Der Katalog unterstreicht 
die Bedeutung, die konkrete militärisch bedeutsame 
und überprüfbare vertrauensbildende Maßnahmen 
im Rahmen der weltweiten Bemühungen bei der Si-
cherung von Frieden und Stabilität haben. Es be-
steht begründete Aussicht, daß die Richtlinien 
Grundlage regional vereinbarter Maßnahmen auch 
außerhalb Europas sein werden. 

Die VN-Abrüstungskommission (UNDC) beschäftig-
te sich auf ihrer Frühjahrssitzung 1988 mit den fol-
genden Themen: nukleare und konventionelle Ab-
rüstung, Militärhaushalte, Nuklearfähigkeit Südafri-
kas, Rolle der Vereinten Nationen in der Abrüstung, 
maritime Rüstung und Abrüstung, Verifikation und 
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vertrauensbildende Maßnahmen. Zu den beiden 
letzten Themen konnte die Abrüstungskommission 
ihre Beratungen abschließen und Empfehlungen an 
die 3. Sondergeneralversammlung Abrüstung bzw. 
die reguläre 43. Generalversammlung geben. 

Die UNDC-Frühjahrssitzung 1989 hatte folgende 
Themen auf der Tagesordnung: nukleare Abrüstung, 
Militärhaushalte, Nuklearfähigkeit Südafrikas, Rolle 
der Vereinten Nationen in der Abrüstung, maritime 
Rüstung und Abrüstung, konventionelle Abrüstung, 
3. Abrüstungsdekade. Sie konnte der bevorstehen-
den 44. GV zu keinem dieser Themen ein Konsenser-
gebnis vorlegen. 

Dieser ergebnislose Ausgang wird zu internationa-
len Bemühungen um einen Ausweg aus der offen-
kundig gewordenen Krise der UNCD führen. Die 
Bundesregierung will sich daran aktiv beteiligen 
und konkrete Vorschläge im Interesse einer Bewah-
rung der UNDC vor dauerhaftem Schaden machen. 

4. Weitere Aktivitäten 

Teil des weitgespannten rüstungskontrollpolitischen 
Instrumentariums der VN sind die Studien zu Abrü-
stungsthemen. Sie werden von Experten bearbeitet, 
die die VN auf Vorschlag der Regierungen berufen. 
Bisher wurden insgesamt 36 Studien fertiggestellt und 
verabschiedet. Fünf weitere Studien sind auf Beschluß 
der letztjährigen Generalversammlung derzeit in Ar-
beit. Eine besonders bedeutsame Studie aus jüngster 
Zeit, an deren Erarbeitung sich die Bundesrepublik 
Deutschland aktiv beteiligt hat und die auf der 41. GV 
1986 einvernehmlich verabschiedet wurde, war der 
Abschreckung gewidmet. In dieser Studie wurden 
erstmals die Standpunkte von Experten des Westens, 
des Ostens und der Ungebundenen einander gegen-
übergestellt und wechselseitig kommentiert. 

Die Bundesregierung arbeitete auch im Berichtszeit-
raum aktiv in dem seit 1978 bestehenden Beirat des 
VN-Generalsekretärs für Abrüstungsstudien mit. 
Der Beirat berät den VN-Generalsekretär und ist au-
ßerdem Aufsichtsgremium für das Abrüstungs-
Forschungsinstitut der VN (UNIDIR). Deutsches 
Mitglied ist der frühere Beauftragte der Bundesre-
gierung für Fragen der Abrüstung und Rüstungskon-
trolle, Botschafter Dr. Ruth. 

Die VN haben sich mit einem Stipendien-Programm 
das Ziel gesetzt, junge Diplomaten aus den Mitglied-
staaten, insbesondere der Dritten Welt, mit Fragen 
der Abrüstung und Rüstungskontrolle vertraut zu 
machen. Die Bundesregierung ist die einzige Regie-
rung neben Schweden, die die jeweiligen Stipendia-
ten seit dem Start des Programms 1980 jedes Jahr 
eingeladen hat. So hielt sich im September 1988 er-
neut eine Gruppe von 25 Stipendiaten, die später für 
ihre Länder im Rüstungskontrollbereich arbeiten 
sollen, in der Bundesrepublik Deutschland auf und 
führte in Bonn Gespräche über sicherheits- und rü-
stungskontrollpolitische Themen. Außerdem besich-
tigten die Stipendiaten die Verbrennungsanlage der 
Bundeswehr für CW-Fundmunition aus den beiden 
Weltkriegen in Munster. 

IV. Bilanz und Perspektiven 

1. Auch für den Berichtszeitraum galt: Unsere Au-
ßen- und Sicherheitspolitik ist Friedenspolitik. 
Unser oberstes Ziel, das wir mit unseren Bünd-
nispartnern gemeinsam verfolgen, ist: Jede Art 
von Krieg, ob konventionell oder nuklear, zu 
verhindern und eine gerechte und dauerhafte 
Friedensordnung in Europa schaffen. 

Abrüstung und Rüstungskontrolle erfüllen eine 
bedeutende Aufgabe in dem ständigen Bemühen 
um dieses Ziel. Sie dienen dem Zweck, Sicher-
heit und Stabilität auf einem möglichst niedri-
gen Streitkräfteniveau herzustellen. Sie sind in-
tegraler Bestandteil unserer Sicherheitspolitik. 
Im Zug sich stetig verbessernder West-Ost-
Beziehungen werden sie zu einem tragenden 
Bauelement auf dem Wege zu kooperativen Si-
cherheitsstrukturen zwischen West und Ost. 

2. In den vergangenen eineinhalb Jahren konnten 
im Bereich von Abrüstung und Rüstungskontrol-
le weitere bedeutende Fortschritte erreicht wer-
den. West und Ost haben damit bewiesen, daß 
sie — bei Wahrung ihrer Sicherheit — zu einem 
fairen Ausgleich der Interessen bereit und fähig 
sind. Die Gipfeldiplomatie zwischen den USA 
und der Sowjetunion, die vor allem von der Bun-
desregierung nach 1982 nachdrücklich gefordert 
worden war, erwies sich als wesentlicher Motor 
für eine dynamische und konstruktive Aufwärts-
bewegung nicht nur in den amerikanisch-sowje-
tischen Beziehungen, sondern im West-Ost-
Verhältnis insgesamt. Die Bereitschaft der neuen 
sowjetischen Führung, auf unser Angebot zum 
Dialog und zur Zusammenarbeit mit Taten zu 
antworten, hat neue Chancen zur Überwindung 
der Konfrontation durch Kooperation eröffnet. 
Jetzt gilt es, diesen in Gang gekommenen Pro-
zeß fortzuführen und die bestehenden Chancen 
für Fortschritte bei der nuklearen Abrüstung, vor 
allem aber auf dem Weg zur konventionellen 
Stabilität auf niedrigerem Niveau in Europa zu 
nutzen. 

3. Das Inkrafttreten des INF-Vertrages, mit dem ei-
ne ganze Kategorie von Waffen eliminiert wird, 
war eine historische Wende in der Geschichte 
der Rüstungskontrolle. Seine Implementie rung 
bestätigt die richtungsweisende Bedeutung die-
ses Abkommens. Die inzwischen durchgeführten 
Vor-Ort-Inspektionen haben gezeigt: Die verläß-
liche Überprüfung der Einhaltung von Vertrags-
verpflichtungen ist möglich. Der INF-Vertrag 
hat durch die in ihm verankerten Prinzipien 
asymmetrischer Reduzierung und stringenter 
Verifikation allgemeine politische Geltung er-
langt. Seine zwei wesentlichen Grundgedanken 
„Wer mehr hat, muß auch mehr abrüsten" und 
„Erst verläßliche Überprüfung schafft Vertrau-
en" sind Vorbild und Maßstab für alle weiteren 
Abrüstungsvereinbarungen. Durch das INF

-

Abkommen wurde die Sicherheit, insbesondere 
in Europa, verbessert. seine Implementie rung, 
die eingeleitete Verschrottung aller sowjeti-
schen und amerikanischen Mittelstreckenflug- 
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körper, insbesondere aber die wechselseitigen 
Inspektionen leistet einen wichtigen Beitrag zur 
Vertrauensbildung zwischen Ost und West. Die 
Bundesregierung wird dafür eintreten, daß das 
Momentum dieses Abkommens als Wegbereiter 
für weitere sicherheitsrelevante Rüstungskon-
trollvereinbarungen aufrechterhalten bleibt. 

4. Die nächsten Richtpunkte für Abrüstung und Rü-
stungskontrolle hat das Bündnis in seinem von 
der NATO-Gipfelkonferenz in Brüssel am 29. 
und 30. Mai 1989 gebilligten Gesamtkonzept für 
Rüstungskontrolle und Abrüstung vorgezeich-
net: 

— baldiger erfolgreicher Abschluß der amerika

-

nisch-sowjetischen START-Verhandlungen; 

— Beginn der Verhandlungen über konventio-
nelle Stabilität in Europa zwischen den 
23 Mitgliedern der beiden Militärbündnisse 
mit dem Ziel eines sicheren und stabilen 
Kräftegleichgewichts auf niedrigerem Ni-
veau; 

— Verhandlungen über weitere vertrauensbil-
dende Maßnahmen unter den 35 Teilnehmer-
staaten der KSZE; 

— baldiger Abschluß eines weltweiten, umfas-
senden und wirksam nachprüfbaren Verbots 
chemischer Waffen; 

— amerikanisch-sowjetische Verhandlungen 
über eine teilweise Reduzierung landgestütz-
ter nuklearer Flugkörpersysteme kürzerer 
Reichweite auf ein gleiches und verifizierba-
res Niveau; 

5. Aus der Sicht der Bundesregierung und des 
Bündnisses müssen sich die weiteren Anstren-
gungen bei der Abrüstung und Rüstungskontrol-
le jetzt insbesondere auf die konventionellen 
Streitkräfte konzentrieren. Das konventionelle 
Ungleichgewicht ist das Kernproblem der mili-
tärischen Sicherheit in Europa. Konventionelle 
Stabilität ist für uns ein Anliegen höchster Prio-
rität. Es geht vor allem darum, 

— durch Verhandlungen ein stabiles Kräftever-
hältnis auf niedrigerem Niveau der Rüstun-
gen zu schaffen und 

— durch geeignete Maßnahmen die Fähigkeit 
zum Überraschungsangriff und zur raumgrei-
fenden Offensive zu beseitigen. 

Die KSE-Verhandlungen zeichnen sich seit ih-
rem Beginn durch eine bemerkenswerte Dyna-
mik aus, die zu einem erstaunlichen Maß an 
Konvergenz der Verhandlungsvorschläge auf 
beiden Seiten geführt hat. Durch die beim 
NATO-Gipfeltreffen in Brüssel gebilligte VKSE-
Initiative des amerikanischen Präsidenten wur-
den die Gemeinsamkeiten der beiderseitigen 
Verhandlungsvorschläge erweitert. Damit haben 
sich die Aussichten erheblich verbessert, binnen 
Jahresfrist zu einem ersten Verhandlungsergeb-
nis zu kommen. 

Die einseitigen Reduzierungen der konventio-
nellen Streitkräfte, die Generalsekretär Gorba-
tschow — und in seinem Gefolge auch die DDR, 
die CSSR, Polen und andere WP-Staaten — an-
gekündigt haben, vermindern die bestehenden 
Überlegenheiten, beseitigen sie aber nicht. Sie 
bestätigen indes die Auffassung der Bundesre-
gierung, daß auch die Staaten des Warschauer 
Pakts daran interessiert sind, konventionelle 
Stabilität auf einem niedrigeren Niveau zu errei-
chen. Sie bestätigen auch, daß der Warschauer 
Pakt im Prinzip das wesentliche Konzept akzep-
tiert hat: Die Fähigkeit zum Überraschungsan-
griff und zu raumgreifenden Offensiven ist zu 
beseitigen. Jetzt kommt es in den Wiener Ver-
handlungen darauf an, baldige Vereinbarungen 
zu erreichen, die überprüfbar, unumgehbar und 
unumkehrbar sind. 

Der Abbau der gefährlichsten Disparitäten ist 
nur ein erster Schritt zur Herstellung konventio-
neller Stabilität. Im Zuge eines etappenweisen 
Verhandlungsprozesses wollen wir weitere Re-
duzierungen und Begrenzungen konventioneller 
Waffen vereinbaren. Die NATO-Außenminister 
haben am 8. Dezember 1988 — neben konkreten 
Verhandlungsvorschlägen — auch ihre Vorstel-
lung einer solchen Perspektive dargelegt, die 
schrittweise zum Ziel konventioneller Stabilität 
in Europa führt. 

6. Abrüstung setzt Vertrauen voraus. Vertrauen ist 
das Ergebnis von Offenheit und Berechenbar-
keit. Daher gilt es, die Transparenz der militäri-
schen Organisationen und Aktivitäten zu erhö-
hen. Deshalb sind Verhandlungen über weitere 
Vertrauensbildende Maßnahmen so bedeutsam. 
Wichtig ist dabei auch der konstruktive Beitrag, 
den die neutralen und ungebundenen KSZE

-

Teilnehmerstaaten in diesen Verhandlungen 
zum europäischen Sicherheitsdialog leisten wer-
den. 

Nicht nur in Europa brauchen wir Vertrauensbil-
dung. Überall auf der Welt gilt: Vertrauen schafft 
mehr Sicherheit. Mehr Sicherheit ermöglicht Re-
duzierungen. Reduzierungen, die zu gleichen 
Obergrenzen führen und die Erreichung militä-
rischer Stabilität fördern, erzeugen mehr Ver-
trauen. Diese Spirale der Abrüstung müssen wir 
weltweit in Gang setzen. Die Reduzierung von 
Waffen allein kann Frieden und Stabilität nicht 
garantieren. Dauerhafte Sicherheit setzt eine 
Verständigung über die der Verteidigung zu-
grundeliegende Philosophie voraus. Deren aus-
schließlich defensive Ausrichtung muß sich im 
gesamten Streitkräftedispositiv z. B. in Umfang, 
Struktur, Dislozierung, Logistik, Ausbildungs- 
und Übungsverhalten niederschlagen. Dies ist 
im Westen schon jetzt der Fall. In einigen Staa-
ten des Warschauer Pakts gibt es deutliche An-
zeichen eines Umdenkens. Es ist zu hoffen, daß 
es sich durchsetzen und die Aussichten für er-
folgreiche, stabilitätsorientierte Rüstungskon-
trollverhandlungen verbessern wird. Bei den 
neuen VSBM-Verhandlungen werden wir zu-
sammen mit unseren Bündnispartnern einen 
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Meinungsaustausch über Sicherheitskonzepte, 
Militärstrategie und -Doktrin in ihrem Verhält-
nis zu den real vorhandenen Potentialen vor-
schlagen. 

7. Prioritäre Aufgabe verantwortlicher Abrü-
stungspolitik bleibt die weltweite Ächtung che-
mischer Waffen. Nach dem erfolgreichen Ablauf 
der „Pariser Konferenz über ein Verbot chemi-
scher Waffen" (7. bis 11. Januar 1989) erwartet die 
Bundesregierung einen wichtigen politischen 
Impuls für die schon weit fortgeschrittenen Ver-
handlungen in der Genfer Abrüstungskonferenz. 
Die Anwendung chemischer Waffen ist verläß-
lich und auf Dauer nur zu verhindern durch den 
Stopp ihrer Entwicklung und ihrer Herstellung 
sowie durch Vernichtung aller Bestände und 
Herstellungsanlagen. Dies alles muß unter zu-
verlässiger internationaler Kontrolle erfolgen. 

Freilich bleiben noch viele technisch schwierige 
Fragen zu klären. Es geht um Kontrollmaßnah-
men für die chemische Industrie, um Routine-
kontrollen in Anlagen zur Produktion und die 
gezielte Überprüfung, daß keine verbotenen 
Stoffe hergestellt werden. Es geht vor allem aber 
um Verdachtskontrollen. Sie sollen es ermögli-
chen, sehr kurzfristig, zu jeder Zeit, an jedem Ort, 
jede Art  von mutmaßlichen Vertragsverstößen 
zu überprüfen. Wenn diese Art der Kontrolle, die 
sich gleichermaßen auf Entwicklung, Produk-
tion, Lagerung und Weitergabe von Chemiewaf-
fen erstrecken würde, schon heute gegeben wä-
re, wären uns manche Probleme erspart geblie-
ben. 

Nach der Pariser Konferenz sind die politischen 
Voraussetzungen für ein weltweites und verifi-
zierbares Chemiewaffen-Verbotsabkommen be-
sonders günstig. Nie zuvor hat sich die Völker-
gemeinschaft so eindeutig zur Zielsetzung eines 
baldigen C-Waffenverbots bekannt. Nie zuvor 
haben sich die Staaten so ausführlich mit diesem 
Problem auseinandergesetzt. Der globale Kon-
sens für die Abschaffung der chemischen Waffen 
und die von der Pariser Konferenz ausgehenden 
Anstöße in vielen Einzelfragen müssen jetzt für 
zügige Fortschritte in Genf genutzt werden. Die 
Bundesregierung wird auch in Zukunft ihren 
Beitrag dazu leisten. Die Verhandlungen der 
Genfer Abrüstungskonferenz über ein Abkom-
men zur Ächtung chemischer Waffen müssen 
endlich erfolgsorientiert zu Ende geführt wer-
den. 

8. Die Bundesregierung rechnet damit, daß die Be-
mühungen der USA und der Sowjetunion in den 
START-Verhandlungen um eine 50 %ige Redu-
zierung ihrer strategischen nuklearen Systeme 
auch unter der neuen amerikanischen Admini-
stration auf der Grundlage des bisher Erreichten 

zügig voranschreiten. Ein baldiges Verhand-
lungsergebnis, das die strategische Stabilität auf 
einem niedrigeren Niveau der Rüstungen fest-
legt, liegt auch und besonders im Interesse Euro-
pas. 

9. Im Gesamtkonzept für Rüstungskontrolle und 
Abrüstung wurde eine konkrete Verhandlungs-
perspektive für die teilweise Reduzierung land-
gestützter nuklearer Kurzstreckenraketen der 
USA und der Sowjetunion auf ein gleiches und 
verifizierbares niedrigeres Niveau festgelegt. 
Das Atlantische Bündnis verfügt damit über ei-
nen gemeinsamen Ansatz, um durch den Abbau 
der drastischen Überlegenheit des Ostens bei 
nuklearen Kurzstreckenraketen Sicherheit und 
Stabilität in Europa auch in diesem Bereich zu 
festigen. Damit kann auf dem Gebiet der nuklea-
ren Rüstungskontrolle eine wichtige noch ver-
bleibende Lücke geschlossen werden. Es gilt 
nunmehr, eine einvernehmliche Rüstungskon-
trollposition des Bündnisses so zeitgerecht zu 
entwickeln, daß Verhandlungen über nukleare 
Kurzstreckenraketen beginnen können, sobald 
die Implementierung eines Abkommens über 
konventionelle Streitkräfte in Europa aufgenom-
men wird. 

10. Die Bundesregierung wird dafür eintreten, daß 
alle aus dem gegenwärtigen Wandel im West-
Ost-Verhältnis resultierenden Chancen genutzt 
werden, damit das in den vergangenen zwei Jah-
ren erreichte Momentum im Rüstungskontroll-
dialog aufrechterhalten bleibt. Die Bundesregie-
rung bekennt sich nachdrücklich zu den langfri-
stigen Zielen des Atlantischen Bündnisses, die in 
der Brüsseler Erklärung der Staats- und Regie-
rungschefs vom 30. Mai 1989 wie folgt umschrie-
ben worden sind: 

„— zu gewährleisten, daß Kriege und Ein-
schüchterung jeder Art in Europa und Nord-
amerika verhindert werden, und daß ein mi-
litärischer Angriff eine Option ist, die keine 
Regierung vernünftigerweise erwägen oder 
hoffen kann, erfolgreich durchzuführen. Da-
durch soll das Fundament für eine Welt ge-
legt werden, in der Streitkräfte nur noch da-
zu da sind, die Unabhängigkeit und territo-
riale Unversehrtheit ihrer Länder zu bewah-
ren, wie dies schon immer für die Bündnis-
partner gegolten hat; 

— eine neue Struktur der Beziehungen zwi-
schen den Staaten in West und Ost zu schaf-
fen, in der ideologische und militärische Ge-
gensätze durch Zusammenarbeit, Vertrauen 
und friedlichen Wettbewerb ersetzt werden, 
und in der Menschenrechte und politische 
Freiheiten zum Wohle aller Menschen voll 
garantiert sind." 
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Abkürzungsverzeichnis 

ABM(-Vertrag) 	= Anti-Ballistic Missiles 
(-Vertrag über die Begrenzung von Systemen zur Abwehr ballistischer Raketen) 

ALCM 	= Air-Launched Cruise Missile 
(Luftgestützter Marsch flugkörper) 

ASAT 	= Anti-Satellite Systems 
(Anti-Satellitensysteme) 

BWÜ 	= Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung bakte

-

riologischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen sowie über die Vernichtung 
derartiger Waffen vom 10. April 1972 

CD 	= Conference on Disarmament 
(Abrüstungskonferenz in Genf) 

CTB 	= Comprehensive Test Ban 
(Umfassendes Verbot von Kernsprengungen) 

CW 	= Chemical Weapons 
(Chemische Waffen) 

GK 	= Gefechtskopf 
GLCM 	= Ground-Launched Cruise Missile 

(Landgestützter Marsch flugkörper) 
GV 	= Generalversammlung der VN 
HLTF 	= High Level Task Force 
ICBM 	= Inter-Continental Ballistic Missile 

(Landgestützte Interkontinentalrakete) 
INF 	= Intermediate-Range Nuclear Forces 

(Nukleare Streitkräfte mittlerer Reichweite) 
KSZE 	= Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
KVAE 	= Konferenz über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen und Abrüstung in 

Europa 
LRINF 	= Longer-Range INF 

(Nukleare Mittelstreckensysteme größerer Reichweite, 1 000 bis 5 500 km) 
MBFR 	= Mutual and Balanced Force Reductions 

(Beiderseitige und ausgewogene Truppen-Reduzierungen) 
MIRV 	= Multiple Independently Targetable Re-entry Vehicle 

(Mehrfachgefechtsköpfe einer Rakete, die programmiert, unabhängig voneinander in 
verschiedene Ziele gesteuert werden können) 

NVV 	= Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen 
RW 	= Radiological Weapons 

(Radiologische Waffen) 
SDI 	= Strategic Defense Initiative 

(Strategische Verteidigungsinitiative) 
SKV 	= Streitkräftevergleich 
SLBM 	= Submarine-Launched Ballistic Missile 

(U-Boot-gestützter ballistischer Flugkörper) 
SLCM 	= Sea-Launched Cruise Missile 

(Seegestützter Marschflugkörper) 
SNF 	= Short-Range Nuclear Forces 

(Nukleare Gefechtsfeldwaffen) 
SRINF 	= Shorter-Range INF 

(Nukleare Mittelstreckensysteme kürzerer Reichweite, 150 bis  1 000 km) 
SS 	 = Surface-to-Surface (Missile) 

Boden-Boden (-Flugkörper) 
START 	= Strategic Arms Reduction Talks 

(Verhandlungen über die Verminderung strategischer Rüstung) 
UN/VN 	= United Nations/Vereinte Nationen 
UNDC 	= United Nations Disarmament Commission 

(VN-Abrüstungskommission) 
UNIDIR 	= United Nations Institute for Disarmament Research 

(VN-Institut für Abrüstungsforschung) 
VBM 	= Vertrauensbildende Maßnahmen 
VKSE 	= Verhandlungen über konventionelle Streitkräfte in Europa 
VSBM 	= Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen 
VVBSM 	= Verhandlungen über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen in Europa 
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Anhang 

A. Das militärische Kräfteverhältnis zwischen NATO und Warschauer Pakt 

Vorbemerkung 

Am 25. November 1988 hat die Bundesregierung den 
im westlichen Bündnis erarbeiteten Kräftevergleich 
zu rüstungskontrollpolitischen Zwecken ,,Konven-
tionelle Streitkräfte in Europa" veröffentlicht. Er 
spiegelt die westliche Einschätzung des quantitati-
ven konventionellen Kräfteverhältnisses ausge-
wählter Waffensysteme in Europa wider und orien-
tiert sich an den Gesamtpotentialen beider Seiten. 
Daher wurde zusätzlich zu dem in etatisierten Ein-
heiten befindlichen Material für die NATO darüber 
hinaus vorhandene, frei verfügbare Depotbestände 
angegeben. Diese sind beim WP nicht berücksich-
tigt, da sie sich nicht hinreichend genau ermitteln 
lassen. 

In der tabellarischen Gegenüberstellung werden 
nur solche Potentiale dargestellt, die nicht im ange-
sprochenen Vergleich „Konventionelle Streitkräfte 
in Europa" erfaßt sind. Die bei den Verhandlungen 
über konventionelle Streitkräfte in Europa in Wien 
von beiden Bündnissen eingebrachten Vorschläge 
basieren auf bislang noch nicht abgestimmten Defi-
nitionen und Zählkriterien. Eine Einigung in diesem 
Bereich könnte eine Neubemessung der Potential-
angaben in allen verhandlungsrelevanten Personal- 
und Waffensystemkategorien zur Folge haben. 

I. Entwicklungstendenzen 

Die schon im letzten Bericht angesprochenen Ten-
denzen haben sich bestätigt. Die Entwicklung des 
Kräfteverhältnisses zwischen NATO und Warschau-
er Pakt war durch Fortsetzung der Modernisierung 
mittels Einführung fortschrittlichen Geräts gekenn-
zeichnet. Die Umfänge bei den die Invasionsfähig-
keit begründenden Hauptwaffensystemen haben 
sich kaum verändert. Der qualitative Abstand zum 
Westen hat sich insgesamt weiter verringert und 
konnte in einigen Bereichen, z. B. bei Jagdflugzeu-
gen der 4. Generation, nahezu gänzlich geschlossen 
werden. Das für die NATO insgesamt ungünstige 
Kräfteverhältnis hat sich verfestigt. 

Trotz des vertragskonformen Abbaus der INF-Flug-
körpersysteme und auch bei vollständiger Realisie-
rung der angekündigten auch bereits eingeleiteten 
einseitigen Reduzierungen bei den konventionellen 
Kräften wird sich der WP alle militärischen Optio-
nen bewahren können. 

Bei den nuklearstrategischen Potentialen der USA 
und der Sowjetunion hat sich an den seit Jahren be-
stehenden, einander aufhebenden Asymmetrien 
nichts geändert. Während die Sowjetunion ihr 
ICBM-Potential ausbaut, legen die USA ihr Schwer-
gewicht auf die SLBM-Kräfte. Insgesamt besteht die 
„annähernde" Parität auf leicht höherem Niveau 

fort. Im einzelnen sind folgende Entwicklungen von 
Bedeutung: 

USA 

— Alle vom Kongreß bewilligten ICBM-PEACE-
KEEPER sind in geräumten MINUTEMAN III

-

Silos stationiert, 

— Abschluß des B-IB Bomberprogramms. 100 Syste-
me sind den US-Luftstreitkräften inzwischen zu-
geführt worden, ihre Ausrüstung mit Marschflug-
körpern ist vorgesehen, 

— Fertigstellung und erste Flugerprobung des 
Bombers B2 mit ,,Stealth" -Eigenschaften, 

— kontinuierliche Fortsetzung der Umrüstung von 
B-52 Bombern auf Marschflugkörper. 

— fortgesetzte Zuführung der seit 1984 eingeführten 
nuklearen SLCMs (Sea launched Cruise Missiles) 
vom Typ TOMAHAWK, 

— der trotz der jüngsten Mißerfolge offiziell nicht 
veränderte Indienststellungszeitraum - Ende 
1989 - für die SLBM TRIDENT II (D 5). 

Sowjetunion 

— Fortführung der Stationierung der schienenmo- 
bilen SS-24 als Ersatz für die SS-17 und SS-19; 

— Fortführung der Dislozierung der straßenmobi-
len SS-25 als Nachfolgemodell für SS-11 und 
SS-13; 

— Modifizierung der SS-18; durch erhöhtes Wurfge-
wicht und verbesserte Treffgenauigkeit zum Ein-
satz gegen stark gehärtete Ziele besonders geeig-
net; 

— kontinuierliche Umrüstung des Bombers BEAR H 
zum Marschflugkörper-Träger mit ca. 80 als ein-
satzbereit erkannten Systemen; 

— Außerdienststellen des veralteten Bombers M-4 
BISON bei gleichzeitiger Indienststellung des 
modernen Bombers TU-160 BLACKJACK; 

— Einführung der ersten, weitreichenden SLCM 
(ca. 3 000 km) SS-N-21, 

— erfolgreiche Erprobung einer weiteren, weitrei-
chenden SLCM SS-NX-24 mit einer Reichweite 
von ca. 2500 km, deren Einführung 1990/1991 er-
wartet wird; 

— Zuführung eines weiteren DELTA-IV U-Bootes 
mit SS-N-23. 
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Im nuklearen Mittelstreckenbereich (INF) bleibt der 
Warschauer Pakt auch bei vertragsgemäßer Vermin-
derung der landgestützten Mittelstreckenflugkörper 
der Sowjetunion im Reichweitenband von 500 bis 
5500 km in jeder Einzelkategorie deutlich überle-
gen. 

Bei den Kurzstreckenflugkörpersystemen mit einer 
Reichweite bis 500 km stehen den ca. 1400 SCUD, 
FROG und SS-21 des WP auf seiten der NATO ledig-
lich 88 LANCE gegenüber. Das bestehende deutli-
che Ungleichgewicht wird durch zwei Tatsachen ak-
zentuiert. 

— die NATO hat der SCUD nichts Gleichwertiges 
entgegenzusetzen und 

— durch kontinuierliche Umrüstung von FROG auf 
die SS-21 öffnet sich auch qualitativ die Schere 
weiter zugunsten des WP. 

Das Kräfteverhältnis bei nuklearfähigen Flugzeugen 
bleibt unverändert negativ für die NATO. Durch die 
fortgesetzte Zuführung des modernen Jagdbombers 
SU-24 FENCER wird dieses Potential qualitativ so 
verbessert, daß die vorgesehenen Einsatzoptionen 

ohne Vorverlegung wahrgenommen werden kön-
nen. Bei der nuklearfähigen Artillerie hat sich das 
Kräfteverhältnis nicht verändert; die quantitative 
Erhöhung auf beiden Seiten ist allein auf eine Ände-
rung der Zählkriterien zurückzuführen. 

Konventionelle Streitkräfte 

Bei den Landstreitkräften des Warschauer Pakt ha-
ben sich die in den Vorjahren eingeleiteten Ent-
wicklungen bestätigt. Durch Zuführung von mo-
dernem, technologisch fortschrittlichem Gerät im 
Bereich Kampfpanzer, Schützenpanzer, Artillerie- 
und Flugabwehrwaffensysteme wurden Feuerkraft, 
Beweglichkeit und damit die Befähigung zur Füh-
rung des Gefechts der verbundenen Waffen weiter 
verbessert. 

Diese Entwicklung manifestiert sich in der Einfüh-
rung 

— von bisher ca. 1600 modernen Kampfpanzern 
T-80 

II. Bestandsübersicht der wichtigsten, einsatzbereit gehaltenen Waffensysteme von NATO und Warschauer Pakt 

NATO GK WP 9) GK 

a) Nuklearstrategisches Potential 
(5 500 km; Trägerwaffen) 
— Landgestützte interkontinental strategische 

Raketen (ICGM) 	  1 000 (2 450) 1 335 (6 182) 
— U-Boot-gestützte interkontinentalstrategische 

Raketen (SLBM) 	  688 (5 536) 936 (3 420) 
— Bomber 	  349 (3 232) 172 (1 255) 

b) INF-Potential (in Europa) 
— Reichweite 500 bis 5 000 km 

= LRINF 10) 
• Flugkörpersysteme 
(Pershing II, GLCM/SS4, 20) 	  337 (337) 282 (756) 

• Kampfflugzeuge 	  138 295 11 ) 

= SRINF 12), 13) 
• Flugkörpersysteme 
(Pershing I A) 	  72 

• Kampfflugzeuge 	  ca. 1 950 ca. 4 400 

c) SNF 14)-Potential (in Europa) 
— Reichweite 0 bis 500 km 

— Flugkörpersysteme (SCUD) 	  570 
— Flugkörpersysteme 

(LANCE/SS-21, Frog) 	  88 830 
— nuklearfähige Rohrartillerie 	  2 700 6 900 

9) Während bei der NATO die Anzahl der durch LRINF-Flugkörperpotential einsatzbereit gehaltenen GK mit der Anzahl der 
Systeme identisch ist, hält der WP aufgrund der MIRV-Fähigkeit der SS-20 in Europa (756) GK einsatzbereit. 

10)LRINF — Longer Range Intermediate Range Nuclear Forces (Reichweite/Kampfradius: 1 000 bis 5 500 km). 
11)Ohne die in Europa stationierten Marinefliegerkräfte. 
12) Ohne die in Europa stationierten Marinefliegerkräfte. 
13) LRINF = Shorter-Range Intermediate Range Nuclear Forces (Reichweite/Kampfradius: 500 bis  1 000 km). 
14) SNF = Short-Range Nuclear Forces (Reichweite bis zu 500 km). 
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— des hybriden Flugabwehrwaffensystems 2S6, das 
sowohl mit Kanonen als auch mit Flugkörpern 
wirken kann und 

— der Fortführung der Umrüstung auf automatisier-
te Führungssysteme 

vorwiegend bei den sowjetischen Landstreitkräften 
im westlichen Vorfeld sowie in der Kampfwertstei-
gerung älteren Geräts bei den Landstreitkräften der 
NSWP-Staaten. 

Verringerte Haushaltsmittel bestimmten 1988 die 
Entwicklung bei den NATO-Landstreitkräften. 
Durch Beschränkung auf das Machbare konnten die 
eingeleiteten Modernisierungsmaßnahmen mit ge-
drosseltem Tempo fortgesetzt werden. Das Schwer-
gewicht lag auch hier bei Verbesserungen der Fä-
higkeit zur Führung des Gefechts der verbundenen 
Waffen und auf vermehrter Nutzbarmachung der 
dritten Dimension. 

Die Luftstreitkräfte des Warschauer Pakt haben ihre 
bestehende Offensivfähigkeit durch Zulauf weiterer 
schwerer Jagdbomber vom Typ SU-24 FENCER fe-
stigen können. 

Durch zügige Zuführung moderner Jagdflugzeuge 
der 4. Generation mit Doppelrolleneignung, MIG-29 
FULCRUM und SU-27 FLANKER, deren Verlegung 
ins westliche Vorfeld und Beginn der Umrüstung 
auch bei den Luftstreitkräften der NSWP-Staaten, 
konnten sie ihren qualitativen Rückstand weiter ab-
bauen. Bei der NATO konnte das qualitativ hohe 
Niveau erhalten werden. 

Die geringfügigen quantitativen Veränderungen bei 
den Seestreitkräften des Warschauer Pakt sind so-
wohl auf zunehmende Außerdienststellung veralte-
ter Einheiten als auch auf Verlegungen zwischen 

den Flottenbereichen zurückzuführen. Ersatz durch 
moderne Neubauten erfolgte teilweise in geringe-
ren Stückzahlen, die jedoch durch höhere Leistungs-
stärke der Zugänge ausgeglichen werden konnten. 
Es ist zu erwarten, daß im Bestreben nach größerer 
Wirtschaftlichkeit die Außerdienststellungen unren-
tabel gewordenen Material zügig fortgesetzt werden 
und daß der Trend zu verbesserter Qualität beibe-
halten wird. 

Bei etwa gleichem Gesamtumfang konnte durch 
fortgesetzte Modernisierungs- und Beschaffungsvor-
haben die Qualität der NATO-See- und Seeluftstreit-
kräfte erhalten werden. Erste Anzeichen, daß der 
Einsatz der Flotten durch personelle und finanzielle 
Engpässe beeinträchtigt wird, dürfen jedoch nicht 
übersehen werden. 

NATO WP 

Marinestreitkräfte im Nordat- 
lantik und in angrenzenden 
Seegebieten 
+ Flugzeug-, 
Hubschrauberträger 	 16 4 

+ Kreuzer 	  23 22 
+ Zerstörer, Fregatten 	 321 174 
+ Schnellboote, Korvetten, 
U-Jäger 	  217 493 

+ amphibische Schiffe 	 174 200 
+ U-Boote 
(ohne nuklearstrategische 
Einheiten) 	  192 199 

+ Land- und seegestützte 
Flugzeuge/Hubschrauber . . 2 678 1 206 
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B. 
1. Kommuniqué der Ministertagung des Nordatlantikrates — Auszug 

Vom 9. Dezember 1988 in Brüssel 
5. 
Rüstungskontrolle ist ein integraler Bestandteil der Sicher-
heitspolitik des Bündnisses. Wir unterstützen voll die ameri-
kanische Position in den START-Verhandlungen, d. h. das 
Ziel, eine fünfzigprozentige Verringerung der strategischen 
Nuklearstreitkräfte der Vereinigten Staaten und der Sowjet-
union zu erreichen, begrüßen die bereits erzielten substan-
tiellen Fortschritte, einschließlich der vorläufigen Einigung 
auf wesentliche Elemente, und sehen dem baldigen erfolg-
reichen Abschluß dieser Verhandlungen entgegen. Wir 
bekräftigen die Bedeutung des INF-Vertrags und begrüßen 
seine reibungslose Durchführung. Wir nehmen darüber hin-
aus zur Kenntnis, daß für . die baldige Ratifizierung des 
„Vertrags über Kemexplosionen zu friedlichen Zwecken" 
und des „Vertrags über die Begrenzung von unterirdischen 
Kemwaffenversuchen" (Schwellenteststoppvertrag) durch 
Verhandlungen über die diesbezüglichen Verifizierungs-
protokolle Fortschritte erzielt worden sind. 

6. 
Wir erinnern an das von den Staats- und Regierungschefs 
im März dieses Jahres verabschiedete Dokument zur kon-
ventionellen Rüstungskontrolle, in dem festgestellt wird, daß 
das konventionelle Ungleichgewicht in Europa unverände rt 

 im Zentrum der Sorge um Europas Sicherheit steht. 
Wir sehen dem möglichst baldigen Beginn der Verhandlun-
gen über konventionelle Stabilität im Rahmen der KSZE

-

Prozesses entgegen, die darauf abzielen, ein sicheres und 
stabiles Kräftegleichgewicht auf niedrigerem Niveau zwi-
schen den 23 Mitgliedern der beiden Militärbündnisse in 
Europa zu schaffen. Wir wollen eine Lage in Europa, in der 
Streitkräftestruktur sowie Zahl und Dislozierung von Waffen-
systemen zum Überraschungsangriff und zur raumgreifen-
den Offensive nicht mehr befähigen, eine Option, die wir nie 
besessen oder angestrebt haben. Unsere Vision bleibt ein 
Kontinent, auf dem Streitkräfte nur der Kriegsverhinderung 
und Selbstverteidigung dienen, nicht jedoch zum Zweck 
militärischer Aggression und als Mittel der politischen oder 
militärischen Einschüchterung. 
Wir begrüßen daher die jüngste Ankündigung der sowjeti-
schen Führung über bedeutsame Reduzierungen der sowje-
tischen konventionellen Streitkräfte in Europa und die 
Restrukturierung der verbleibenden Kräfte. Implizit wird 
damit unsere schon seit langem vertretene Auffassung 
anerkannt, daß die Beseitigung des konventionellen 
Ungleichgewichts ein Schlüssel zu mehr Sicherheit und 
Stabilität in Europa ist. Die Durchführung dieser Maßnahmen 
würde ein sehr bedeutender erster Schritt in diese Richtung 
sein; sie würde das konventionelle Ungleichgewicht reduzie-
ren, aber nicht beseitigen. Insbesondere würde sie den 
Verhandlungen über konventionelle Stabilität einen sehr 
positiven Impuls geben. 

Die Verhandlungen über konventionelle Stabilität werden 
von gesonderten Verhandlungen über weitere Vertrauens-
bildende Maßnahmen unter den 35 Teilnehmerstaaten der 
KSZE begleitet werden. Derartige Verhandlungen werden 
auf den Ergebnissen der Stockholmer Konferenz aufbauen 
und sie erweitern müssen, einer Konferenz, die einen wichti-
gen Schritt in Richtung auf erhöhte Transparenz darstellte 
und zu mehr Vertrauen und größerer Berechenbarkeit militä-
rischer Aktivitäten in Eu ropa beitrug. Zur Förderung von 

Transparenz und Vertrauen haben wir kürzlich die Initiative 
ergriffen, Daten über konventionelle Streitkräfte in Europa 
zu veröffentlichen. Wir erwarten von den Staaten des War-
schauer Vertrags und anderen Teilnehmerstaaten, Gleiches 
zu tun. 
Angesichts der Dringlichkeit und zentralen Bedeutung, die 
der Befassung mit der konventionellen Stabilität und der 
Schaffung erhöhten Vertrauens in Europa zukommt, haben 
wir eine getrennte Erklärung verabschiedet, in der unsere 
Vorschläge für die kommenden Verhandlungen über kon-
ventionelle Stabilität und weitere Vertrauens- und Sicher-
heitsbildende Maßnahmen in Europa skizziert werden. 
Die an den MBFR-Verhandlungen teilnehmenden Mitglied-
staaten betonen ihre Zustimmung zur Fortsetzung dieser 
Verhandlungen so lange, bis ein neues Mandat für Verhand-
lungen über konventionelle Stabilität vorliegt. Sie stimmen 
ebenfalls darin überein, daß diese Verhandlungen vor 
Beginn neuer Verhandlungen abgeschlossen sein sollten. 

7. 
Wir bekennen uns erneut uneingeschränkt zu dem Ziel des 
baldigen Abschlusses eines wirklich weltweiten, umfassenden 
und wirksam nachprüfbaren Verbots chemischer Waffen. 

In diesem Sinne begrüßen wir die Einberufung einer Konfe-
renz der Vertragsstaaten des Genfer Protokolls von 1925 
und anderer betroffener Staaten nach Pa ris. Wir werden ihre 
Arbeiten voll unterstützen. Wir erwarten, daß die Konferenz 
die Autorität des Genfer Protokolls und der Prinzipien gegen 
den Einsatz chemischer Waffen stärkt, die Verurteilung des 
Rückgriffs auf diese Waffen durch die Völkergemeinschaft 
bekräftigt und den Verhandlungen über ein umfassendes 
und wirksam nachprüfbares Verbot chemischer Waffen 
einen erneuten starken Impuls verleiht. 
Die Lösung der noch offenen Fragen in den Verhandlungen 
der Genfer Abrüstungskonferenz erfordert nicht nur größere 
Offenheit über die Fähigkeiten, um mehr Vertrauen zwi-
schen den Teilnehmerstaaten zu schaffen, sondern auch 
die Intensivierung der Arbeiten auf technischem Gebiet 
– besonders bei dem entscheidenden Problem der Verifi-
kation – die  die Verhandlungsanstrengungen unterstützen 
müssen. 
Mit Blick auf ein Verbot chemischer Waffen unterstreichen 
wir auch die Bedeutung durchgreifender Kontrollen beim 
Export  von Produkten, die sich zur Herstellung chemischer 
Waffen eignen. Angesichts von Berichten über den Einsatz 
dieser Waffen gegen die Zivilbevölkerung und andauernder 
Proliferation in verschiedenen Teilen der Welt ist ein solches 
Verbot von höchster Priorität und Dringlichkeit. 

8. 
Wie in der Erklärung der Ministertagung in Madrid im Juni 
1988 erbeten, erhielten wir einen schriftlichen Bericht über 
die Weiterentwicklung des Gesamtkonzepts für Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung. Wir nahmen Kenntnis vom Stand 
der Arbeiten und begrüßten den bisher erreichten Fortschritt. 
Der Ständige Rat wurde im Hinblick auf das Gesamtkonzept . 

beauftragt, seine Erörterungen aller offenen Rüstungs-
kontrollfragen in Übereinstimmung mit der Erklärung von 
Reykjavik vom Juni 1987 intensiv fortzusetzen und bis zu 
unserer nächsten Tagung einen vollständigen Bericht vor-
zulegen. 
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2. Konventionelle Rüstungskontrolle 
Erklärung der NATO-Außenminister vom 8. Dezember 1988 

1 
In ihrer Erklärung „Konventionelle Rüstungskontrolle: Der 
Weg nach vorn" betonten die an der Tagung des Nord-
atlantikrats im März 1988 teilnehmenden Staats- und 
Regierungschefs, daß das konventionelle Ungleichgewicht 
in Europa weiterhin im Zentrum der Sorge um Europas 
Sicherheit steht. Wir werden spezifische Vorschläge zur 
Beseitigung dieser Ungleichgewichte am Verhandlungstisch 
vorlegen. 

2. 
Wir sehen dem baldigen Beginn der beiden von uns vorge-
schlagenen Verhandlungen entgegen: die eine über die 
konventionelle Stabilität zwischen den 23 Mitgliedern der 
beiden Militärbündnisse in Europa und die andere über 
Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen unter 
allen 35 Unterzeichnern der Schlußakte von Helsinki. 

3. 

In diesen Verhandlungen werden wir uns leiten lassen: 

– von der Überzeugung, daß die bestehende militärische 
Konfrontation Folge, nicht Ursache der schmerzlichen 
Trennung Europas ist; 

– vom Grundsatz der unteilbaren Sicherheit aller Bündnis-
partner. Wir werden Vorschlägen entgegentreten, die auf 
Sicherheitsabkommen in Teilgebieten oder auf getrennte 
Übereinkommen abzielen; 

– von der Hoffnung, daß das Neue Denken in der Sowjet-
union den Weg für gegenseitige Übereinkommen über 
realistische, militärisch bedeutsame und nachprüfbare 
Abmachungen öffnet, welche die Sicherheit auf niedrige-
rem Niveau der Streitkräfte erhöhen. 

Der Weg zur Stabilität 

4. 

Die stärkste Bedrohung der Stabilität in Europa geht von 
den Waffensystemen aus, die zu großräumigen Angriffs-
operationen und zum Besetzen und Halten von Gebieten 
befähigen. Hierbei handelt es sich vor allem um Kampfpan-
zer, Artillerie und Infantriekampffahrzeuge. Gerade bei die-
sen Waffensystemen besitzt der Osten eine erdrückende 
Überlegenheit. Die Sowjetunion allein verfügt über mehr 
Kampfpanzer und Artillerie als alle übrigen Mitglieder des 
Warschauer Pakts und der NATO zusammengenommen. 
Sie sind darüber hinaus in einer Weise konzentriert, die 
ernste Sorgen aufkommen läßt hinsichtlich der Strategie, 
der sie dienen, als auch hinsichtlich ihrer Rolle bei der 
Aufrechterhaltung der Trennung Europas. 

5. 

Die von der Sowjetunion angekündigten Reduzierungen 
sind ein positiver Beitrag zur Veränderung dieser Situation. 
Sie sind ein Zeichen für die Ernsthaftigkeit, mit der sich die 
sowjetische Regierung jetzt dem Problem des konventionel-
len Ungleichgewichts stellt, das wir seit langem als ein 
Schlüsselproblem europäischer Sicherheit hervorgehoben 
haben. Wir begrüßen auch die erklärte Bereitschaft der 
Sowjetunion, Umfang und Struktur ihrer Streitkräfte zu ver

-

ändern. Wichtig ist es nun, auf diesen hoffnungsvollen Ent-
wicklungen am Verhandlungstisch aufzubauen, um die wei-
terhin verbleibenden erheblichen Ungleichgewichte zu 
beheben und ein Gleichgewicht der Streitkräfte auf niedrige-
rem Niveau zu gewährleisten. Dabei ist es notwendig, die 
Stationierung, Herkunft und den Bereitschaftsstand von 
Streitkräften ebenso wie ihren Umfang einzubeziehen. 
Unsere Vorschläge sehen für diese Fragen folgende spezifi-
sche Lösungen vor: 

– Wir werden vorschlagen; den Gesamtbestand an Waffen 
in Europa zu begrenzen. Dieser Gesamtbestand sollte 
entscheidend niedriger sein als der heutige und bei 
Kampfpanzern etwa bei der Hälfte liegen. Dies ent-
spräche einem Gesamtbestand der beiden Bündnisse 
von etwa 40000 Kampfpanzern in Europa. 

– Nach unserem Konzept von Stabilität sollte kein Land 
fähig sein, den Kontinent mit Waffengewalt zu beherr-
schen. Wir werden daher vorschlagen, daß kein Land 
berechtigt sein sollte, mehr als einen festzulegenden 
Anteil – wie etwa 30 Prozent – des Gesamtbestands der 
23 Länder in jeder der erwähnten Waffenkategorien in 
Europa zu besitzen. Bei Kampfpanzern würde dies dazu 
führen, daß kein Land mehr als etwa 12000 Kampfpanzer 
besitzen darf. 

– Solche Begrenzungen allein würden sich noch nicht auf 
den Umfang der Streitkräfte auswirken, die einzelne Län-
der auf dem Territorium anderer Staaten stationieren. 
Stationierte Streitkräfte, speziell diejenigen in aktiven 
Einheiten, sind aber besonders bedeutsam für Über-
raschungsangriffe. Für diese Streitkräfte werden wir 
daher Begrenzungen vorschlagen. 

– Unsere Vorschläge werden für ganz Europa gelten. Zur 
Vermeidung unannehmbarer Konzentrationen dieser 
Waffenkategorien in bestimmten Gebieten Europas wer-
den wir entsprechende Teil-Höchststärken vorschlagen. 

6. 

Zur Ergänzung und Verstärkung der sich aus diesen Regeln 
ergebenden Streitkräftereduzierungen in ganz Europa wer-
den wir stabilisierende Maßnahmen vorschlagen. Diese 
Maßnahmen könnten die Transparenz, Notifizierung, 
Beschränkung von Dislozierung, Bewegungen und Bereit-
schaftsstand konventioneller Streitkräfte umfassen, ein-
schließlich konventioneller Waffen und Ausrüstungen. 

7. 

Schließlich ist ein wirksames und zuverlässiges Über-
wachungs- und Überprüfungssystem erforderlich. Dies 
müßte den regelmäßigen Austausch detaillie rter Daten über 
Streitkräfte und ihre Dislozierung sowie das Recht auf 
Inspektionen vor Ort umfassen. 

Der Weg zu militärischer Offenheit. 

8. 
Größere Transparenz ist ein wesentliches Erfordernis für 
echte Stabilität. Im Rahmen des KSZE-Prozesses sind die 
Verhandlungen über Vertrauens- und Sicherheitsbildende 
Maßnahmen eine wichtige Ergänzung zu den Verhandlun- 
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gen über konventionelle Stabilität. Wir sind durch die 
bisherige erfolgreiche Anwendung des Stockholmer 
Dokuments ermutigt und wollen, daß der Impuls erhalten 
bleibt. 

9. 
Um mehr Offenheit über militärische Angelegenheiten zu 
schaffen, werden wir einen weitreichenden, umfassenden 
jährlichen Austausch von Informationen vorschlagen 
über die militärische Organisation, die Personalstärke, den 
Gerätebestand sowie über Programme zur Einführung 
neuer Hauptwaffensysteme in die Truppe. Um diese Infor-
mationen bewerten zu können, werden wir ein stichproben-
artiges Überprüfungssystem vorschlagen. 

10. 
Um auf dem Erfolg des Stockholmer Dokuments aufzu-
bauen und größere Transparenz militärischer Aktivitäten zu 
schaffen, werden wir außerdem vorschlagen: 

– Erhöhung der Information bei der Notifizierung mili-
tärischer Aktivitäten; 

– Verbesserungen für die Beobachtung militärischer 
Aktivitäten; 

– größere Offenheit und bessere Vorhersehbarkeit bei 
militärischen Aktivitäten; 

– bessere Gewährleistung der Einhaltung und der Veri-
fikation. 

11. 

Schließlich werden wir zusätzliche Maßnahmen vorschlagen 
für die 

– Verbesserung von Kontakten und Kommunikation 
zwischen den Teilnehmerstaaten auf militärischem 
Gebiet 

– Verbesserung des Zugangs zu Information für Militär-
attachés und der Zulassung von Medienvertretern zu 
Manöverbeobachtungen 

– Verbesserung des gegenseitigen Verständnisses für 
militärische Fähigkeiten, Übungspraxis und Streitkräfte-
strukturen. 

Wir werden ebenfalls Modalitäten für einen Meinungsaus-
tausch über Militärdoktrinen in Verbindung mit tatsächlichen 
Strukturen, Fähigkeiten und Aufstellungen der Streitkräfte in 
Europa vorschlagen. 

Eine Vision für Europa 

12. 

Wir werden diese gesonderten Verhandlungen im Rahmen 
des KSZE-Prozesses führen, weil wir glauben, daß ge-
sicherter Frieden ohne stetige Fortschritte bei der Überwin-
dung aller Aspekte der Konfrontation, die Europa seit mehr 
als vier Jahrzehnten trennt, nicht erreichbar ist. Die Beseiti-
gung der Disparitäten bei den konventionellen Streitkräften 
in Europa würde ein Hinde rnis für die von uns angestrebten 
besseren politischen Beziehungen zwischen allen Staaten 
Europas ausräumen. Konventionelle Rüstungskontrolle ist 
daher als Teil eines dynamischen Prozesses zu sehen, der 
die militärischen, politischen und menschlichen Aspekte die-
ser Trennung umfaßt. 

13. 

Die Verwirklichung unserer Vorschläge für konventionelle 
Stabilität und für weitere Vertrauens- und Sicherheits-
bildende Maßnahmen wird zu einer neuen Dimension der 
europäischen Sicherheit führen. Wir wollen sie so schnell 
wie möglich vereinbaren und in die Tat umsetzen. Im Lichte 
ihrer Durchführung wären wir dann bereit, weitere Schritte 
zur Stärkung von Stabilität und Sicherheit in Europa ins 
Auge zu fassen, wie zum Beispiel: 

– weitere Reduzierungen oder Begrenzungen konventio-
neller Waffen und Ausrüstung; 

– die Umstrukturierung der Streitkräfte mit dem Ziel, ihre 
defensiven Fähigkeiten zu stärken und die offensiven 
Fähigkeiten abzubauen. 

Unsere Vision bleibt ein Kontinent, auf dem bewaffnete 
Streitkräfte nur der Kriegsverhinderung und der Selbst-
verteidigung dienen, nicht jedoch der Aggression oder der 
politischen oder militärischen Einschüchterung. 
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Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
Abschließendes Dokument des Wiener KSZE-Folgetreffens 

3. Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen und bestimmte Aspekte der Sicherheit und  Ab

-

rüstung in Europa 
Stockholmer Konferenz: Beurteilung der erzielten Fortschritte 

Die Teilnehmerstaaten 

Beurteilten in Übereinstimmung mit den einschlägigen 
Bestimmungen des Abschließenden Dokuments von Madrid 
die auf der Konferenz über Vertrauens- und Sicherheits-
bildende Maßnahmen und Abrüstung in Europa, die vom 
17. Januar 1984 bis 19. September 1986 in Stockholm 
tagte, erzielten Fortschritte. 

Sie b e g rußten die Annahme eines Satzes einander 
ergänzender Vertrauens- und Sicherheitsbildender Maß-
nahmen (VSBM) in Stockholm. 

Sie stellten fest, daß diese Maßnahmen mit den Krite-
rien des Madrider Mandats übereinstimmen und eine 
wesentliche Verbesserung und Ausweitung der in der 
Schlußakte angenommenen vertrauensbildenden Maß-
nahmen darstellen. 

Sie s t e Ilte n fest, daß die Annahme des Stockholmer 
Dokuments ein politisch bedeutsames Ergebnis darstellt 
und daß dessen Maßnahmen ein wichtiger Schritt bei den 
Bemühungen sind, die Gefahr einer militärischen Konfronta-
tion in Europa zu vermindern. Sie sind übereingekommen, 
daß das Ausmaß, in dem die Maßnahmen in der Praxis zu 
mehr Vertrauen und Sicherheit beitragen, von der Erfül-
lungsbilanz abhängt. Sie zeigten sich von der begonnenen 
Durchführung ermutigt und stellten fest, daß weitere Erfah-
rungen und eine ausführliche Überprüfung erforderlich sind. 
Sie bekräftigten ihre Entschlossenheit, alle Bestimmungen 
des Dokuments der Stockholmer Konferenz strikt einzuhal-
ten und nach Treu und Glauben anzuwenden. 

Sie bekräftigten ihre Verpflichtung gegenüber den 
Bestimmungen des Abschließenden Dokuments von Madrid 
in bezug auf die Konferenz über Vertrauens- und Sicher-
heitsbildende Maßnahmen und Abrüstung in Europa und 
kamen überein, die Arbeit der Konferenz in der Absicht 
wiederaufzunehmen, weitere Fortschritte in Richtung auf ihr 
Ziel zu erreichen. 

Neue Bemühungen um Sicherheit und Abrüstung in Europa 

Die Teilnehmerstaaten, 

Eingedenk der einschlägigen Bestimmungen der Schluß-
akte und des Abschließenden Dokuments von Madrid, 
denen zufolge sie ihrer aller Interesse an Bemühungen 
anerkennen, die auf die Verminderung der militärischen 
Konfrontation und die Förderung der Abrüstung gerichtet 
sind 
Unter Bekräftigung ihrer in der Schlußakte bekunde-
ten Entschlossenheit, das Vertrauen zwischen ihnen zu 
stärken und somit zur Erhöhung der Stabilität und Sicherheit 
in Europa beizutragen 
Unter Betonung des komplementären Charakters der 
Bemühungen im Rahmen des KSZE-Prozesses, die auf die 
Bildung von Vertrauen und Sicherheit, die Schaffung von 
Stabilität und die Erzielung von Fortschritten in der Ab-
rüstung gerichtet sind, um die militärische Konfrontation zu 
vermindern und die Sicherheit für alle zu erhöhen 

Unter Betonung, daß sie bei dera rtigen Bemühungen 
die ihrer souveränen Gleichheit innewohnenden Sicher-
heitsinteressen aller KSZE-Teilnehmerstaaten achten 
werden 
Ferner nach Prüfung von Wegen und geeigneten Mit-
teln zur Fortsetzung ihrer Bemühungen um Sicherheit und 
Abrüstung in Europa 

Erzielten Übereinstimmung, diese Bemühungen 
wie folgt zu strukturieren: 

Verhandlungen 
über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen 
Die Teilnehmerstaaten sind übereingekommen, daß Ver-
handlungen über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maß-
nahmen stattfinden werden, um auf den bereits bei der 
Stockholmer Konferenz erzielten Ergebnissen aufzubauen 
und sie zu erweitern, mit dem Ziel, einen neuen Satz einan-
der ergänzender Vertrauens- und Sicherheitsbildender 
Maßnahmen auszuarbeiten und anzunehmen, die darauf 
gerichtet sind, die Gefahr einer militärischen Konfrontation 
in Europa zu vermindern. 
Diese Verhandlungen werden in Übereinstimmung mit dem 
Madrider Mandat stattfinden. 

Die Beschlüsse des vom 25. Oktober bis 11. November 
1983 in Helsinki abgehaltenen Vorbereitungstreffens finden 
sinngemäß Anwendung (siehe Anhang II). 

Diese Verhandlungen werden in Wien stattfinden und in der 
Woche ab dem 6. März 1989 beginnen. 

Das nächste Folgetreffen der KSZE-Teilnehmerstaaten, das 
ab 24. März 1992 in Helsinki stattfinden wird, wird die in 
diesen Verhandlungen erzielten Fortschritte beurteilen. 

Verhandlungen über Konventionelle Streitkräfte in Europa 
Die Verhandlungen über Konventionelle Streitkräfte in 
Europa werden stattfinden, wie es von jenen Staaten verein-
bart wurde, deren Namen im Mandat genannt sind, welches 
in der Erklärung des Vorsitzenden in Anhang Ill des vorlie-
genden Dokuments enthalten ist; diese Staaten haben die 
Tagesordnung, die Verfahrensregeln und die organisatori-
schen Modalitäten dieser Verhandlungen unter sich festge-
legt und werden ihren Zeitplan und ihre Ergebnisse bestim-
men. Diese Verhandlungen werden im Rahmen des KSZE-
Prozesses geführt. 
Diese Verhandlungen werden in Wien stattfinden und in der 
Woche ab dem 6. März 1989 beginnen. 

Das nächste Folgetreffen der KSZE-Teilnehmerstaaten, das 
ab 24. März 1992 in Helsinki stattfinden wird, wird einen 
Meinungsaustausch über die in diesen Verhandlungen er-
zielten Fortschritte vornehmen. 

Treffen zum Austausch von Meinungen und Informationen 
über den Verlauf der Verhandlungen 
über Konventionelle Streitkräfte in Europa 

Es wurde vereinbart, daß die Teilnehmerstaaten Treffen 
abhalten werden, um Meinungen und Informationen über 
den Verlauf der Verhandlungen über Konventionelle Streit-
kräfte in Europa auszutauschen. 
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Diese Treffen werden mindestens zweimal während jeder 
Sitzungsperiode der Verhandlungen über Konventionelle 
Streitkräfte in Europa abgehalten. 

Bestimmungen über praktische Modalitäten dieser Treffen 
sind in Anhang IV zu diesem Dokument enthalten. 

Bei diesen Treffen werden von den Teilnehmern der Ver-
handlungen über Konventionelle Streitkräfte in Europa sub-
stantielle Informationen über Entwicklungen, Fortschritte 
und Ergebnisse in den Verhandlungen gegeben, um jedem 
Teilnehmerstaat die Bewe rtung des Verlaufs dieser Ver-
handlungen zu ermöglichen. 

Die Teilnehmer an diesen Verhandlungen haben sich 
verpflichtet, im Verlauf ihrer Verhandlungen die auf diesen 
Treffen von anderen Teilnehmerstaaten in bezug auf ihre 
eigene Sicherheit geäußerten Meinungen zu berück-
sichtigen. 

Informationen werden auch bilateral gegeben. 

Das nächste Folgetreffen der KSZE-Teilnehmerstaaten, 
das ab 24. März 1992 in Helsinki stattfinden wird, wird die 
Wirkungsweise dieser Vorkehrungen prüfen. 

Unter Berücksichtigung der einschlägigen Bestimmungen 
der Schlußakte und des Abschließenden Dokuments von 
Madrid und nach Prüfung der in den beiden Verhandlungen 
erzielten Ergebnisse sowie im Lichte anderer einschlägiger, 
Europa betreffender Verhandlungen über Sicherheit und 
Abrüstung wird ein künftiges KSZE-Folgetreffen Wege und 
geeignete Mittel für die Teilnehmerstaaten zur Fortsetzung 
ihrer Bemühungen um Sicherheit und Abrüstung in Europa 
prüfen, einschließlich der Frage einer Ergänzung des Madri-
der Mandats für die nächste Phase der Konferenz über 
Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen und 
Abrüstung in Europa. 
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4. Mandat für Verhandlungen über konventionelle Streitkräfte *) in Europa 

Die Vertreter Belgiens, Bulgariens, Dänemarks, der Deutschen 
Demokratischen Repubik, der Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reichs, Griechenlands, Islands, Italiens, Kanadas, Luxemburgs, der 
Niederlande, Norwegens, Polens, Portugals, Rumäniens, Spa-
niens, der Tschechoslowakei, der Türkei, Ungarns, der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königreichs und 
der Vereinigten Staaten von Amerika führten vom 17. Februar 1987 
bis 10. Januar 1989 in Wien Konsultationen durch. 

Diese Staaten, 

I m Bewußtsein der gemeinsamen Verantwortung, die sie alle 
für das Streben nach Erreichung größerer Stabilität und Sicherheit 
in Europa tragen 

In  der Erkenntnis , daß es ihre Streitkräfte sind, die den unmit-
telbarsten Einfluß auf das grundlegende Sicherheitsgefüge in 
Europa haben, insbesondere, da sie Unterzeichner der Verträge 
von Brüssel (1948), Washington (1949) bzw. Warschau (1955) und 
demzufolge Mitglieder des Nordatlantischen Bündnisses bzw. Teil-
nehmerstaaten des Warschauer Vertrages sind 

Eingedenk dessen, daß sie alle Teilnehmer des KSZE-Prozes-
ses sind 

Eingedenk dessen, daß sie, wie in der Schlußakte von Helsinki 
bekräftigt wird, das Recht haben, internationalen Organisationen 
anzugehören oder nicht anzugehören, Vertragspartei bilateraler 
oder multilateraler Verträge zu sein oder nicht zu sein, einschließlich 
des Rechts, Vertragspartei eines Bündnisses zu sein oder nicht zu 
sein 

Entschlossen, Verhandlungen über Konventionelle Streitkräfte 
in Europa im Rahmen des KSZE-Prozesses abzuhalten 

In  Bekräftigung auch der Tatsache, daß sie als souveräne und 
unabhängige Staaten und auf der Grundlage der vollen Gleich-
berechtigung an Verhandlungen teilnehmen 

Haben folgende Bestimmungen vereinbart: 

Teilnehmer 

Die Teilnehmer an diesen Verhandlungen sind die 23 oben auf

-

geführten Staaten, im folgenden als „die Teilnehmer" bezeichnet. 

Ziele und Methoden 

Die Ziele der Verhandlungen sind die Festigung der Stabilität und 
Sicherheit in Europa durch die Schaffung eines stabilen und siche-
ren Gleichgewichts der konventionellen Streitkräfte, die konventio-
nelle Bewaffnung und Ausrüstung einschließen, auf niedrigerem 
Niveau; die Beseitigung von Ungleichgewichten, die nachteilig für 
Stabilität und Sicherheit sind; und — als vorrangige Angelegenheit — 
die  Beseitigung der Fähigkeit zur Auslösung von Überraschungs-
angriffen und zur Einleitung großangelegter offensiver Handlungen. 
Jeder Teilnehmer ohne Ausnahme verpflichtet sich, zur Erreichung 
dieser Ziele beizutragen. 

Diese Ziele sollen durch die Anwendung militärisch bedeutsamer 
Maßnahmen, wie unter anderem Reduzierungen, Begrenzungen, 
Bestimmungen zu Umdislozierungen, gleiche Obergrenzen und 
ähnliche Maßnahmen, erreicht werden. 

Zur Erreichung der oben genannten Ziele sollen Maßnahmen für 
das gesamte Anwendungsgebiet angestrebt werden mit Bestim-
mungen — sofern und wo angemessen — für eine regionale Differen-
zierung, um Ungleichgewichte innerhalb des Anwendungsgebietes 
zu beseitigen, und zwar in einer Weise, die eine Umgehung aus-
schließt. 

Der Prozeß der Festigung der Stabilität und Sicherheit soll schritt-
weise und in einer Weise verlaufen, die gewährleistet, daß die 
Sicherheit keines Teilnehmers in irgendeiner Phase beeinträchtigt 
wird. 

Konventionelle Streitkräfte schließen konventionelle Bewaffnung und Ausrüstung ein 

Verhandlungsbereich und Anwendungsgebiet 

Gegenstand der Verhandlungen sind die auf Land stationierten 
konventionellen Streitkräfte der Teilnehmer, die konventionelle 
Bewaffnung und Ausrüstung einschließen, innerhalb des Territo-
riums der Teilnehmer in Europa vom Atlantik bis zum Ural. 

Das Vorhandensein mehrfacher Einsatzfähigkeiten wird kein Krite-
rium für eine Änderung des Verhandlungsbereiches sein: 

— Keine konventionelle Bewaffnung oder Ausrüstung wird als Ver-
handlungsgegenstand ausgeschlossen, weil sie neben konven-
tioneller andere Einsatzfähigkeiten haben kann. Solche Bewaff-
nung oder Ausrüstung wird nicht als gesonderte Kategorie her-
ausgestellt; 

— Kernwaffen werden nicht Gegenstand dieser Verhandlungen 
sein. 

Besonderer Nachdruck wird anfänglich auf jene Kräfte gelegt, die 
unmittelbar im Zusammenhang mit der Erreichung der oben dar-
gelegten Ziele der Verhandlungen stehen. 

Seestreitkräfte und chemische Waffen werden nicht behandelt. 

Anwendungsgebiet*) ist das gesamte Landterritorium der Teilneh-
mer in Europa vom Atlantik bis zum Ural, das alle europäischen 
Inselterritorien der Teilnehmer einschließt. Im Falle der Sowjetunion 
schließt das Anwendungsgebiet das gesamte Territorium westlich 
des Ural-Flusses und des Kaspischen Meeres ein. Im Falle der 
Türkei schließt das Anwendungsgebiet das Territorium der Türkei 
nördlich und westlich der folgenden Linie ein: Schnittpunkt der 
Grenze mit dem 39. Breitengrad, Muradiye, Patnos, Karayazi, 
Tekman, Kemaliye, Feke, Ceyhan, Dogankent, Gözne und von 
dort  zum Meer. 

Informationsaustausch und Verifikation 

Die Einhaltung der Bestimmungen jeder Vereinbarung wird durch 
ein wirksames und striktes Verifikationsregime überprüft, das unter 
anderem das Recht auf Vor-Ort-Inspektionen sowie den Austausch 
von Informationen einschließen wird. 

Die Informationen werden so ausreichend aufgeschlüsselt ausge-
tauscht, daß sie einen klaren Vergleich der Fähigkeiten der betroffe-
nen Streitkräfte ermöglichen. Die Informationen werden ferner so 
ausreichend aufgeschlüsselt ausgetauscht, daß sie eine Grundlage 
für die Verifikation der Einhaltung bilden. 

Die spezifischen Modalitäten für die Verifikation und den Informa-
tionsaustausch, einschließlich des Grades der Aufschlüsselung der 
Informationen und der A rt  und Weise ihres Austausches, werden in 
den eigentlichen Verhandlungen vereinbart. 

Verfahren und andere Regelungen 

Die Verfahren für die Verhandlungen, einschließlich Tagesordnung, 
Arbeitsprogramm und Zeitplan, Arbeitsregeln, finanziellen Angele-
genheiten und sonstigen organisatorischen Modalitäten, wie sie von 
den Teilnehmern selbst vereinbart wurden, sind in Anhang 1 dieses 
Mandats niedergelegt. Sie können nur durch Konsens der Teilneh-
mer geändert werden. 

Die Teilnehmer haben beschlossen, an Treffen der Unterzeichner-
staaten der Schlußakte von Helsinki teilzunehmen, die mindestens 
zweimal während jeder Runde der Verhandlungen über Konventio-
nelle Streitkräfte in Europa abgehalten werden, um Meinungen und 
substantielle Informationen über den Verlauf der Verhandlungen 
über Konventionelle Streitkräfte in Europa auszutauschen. Die 
Modalitäten für diese Treffen sind im einzelnen in Anhang 2 dieses 
Mandats enthalten. 

Die Teilnehmer werden die auf diesen Treffen von anderen KSZE

-

Teilnehmerstaaten bezüglich deren eigenen Sicherheit geäußerten 
Meinungen berücksichtigen. 

*) Die Teilnehmer werden sich von der Formulierung über die Nichtumgehung leiten 
lassen, wie sie im Abschnitt über Ziele und Methoden niedergelegt ist. 
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Die Teilnehmer werden auch bilateral Informationen geben. 

Die Teilnehmer werden das nächste KSZE-Folgetreffen über ihre. 
Arbeit und eventuelle Ergebnisse unterrichten und auf diesem Tref-
fen mit den anderen KSZE-Teilnehmerstaaten Meinungen über in 
den Verhandlungen erzielte Fortschritte austauschen. 

Die Teilnehmer beabsichtigen, im Lichte der dann gegebenen Um-
stände in ihrem Zeitplan eine zeitlich befristete Unterbrechung 
vorzusehen, um diesen Meinungsaustausch zu ermöglichen. Der 
geeignete Zeitpunkt und die angemessene Dauer dieser Unter-
brechung liegen allein in ihrer Verantwortung. 

Jede Änderung dieses Mandats liegt allein in der Verantwortung der 
Teilnehmer, sei es, daß sie es selbst ändern oder an seiner Ände-
rung bei einem künftigen KSZE-Folgetreffen mitwirken. 

Die Ergebnisse der Verhandlungen werden nur von den Teilneh-
mern bestimmt. 

Charakter der Vereinbarungen 

Die erzielten Vereinbarungen sind international verbindlich. Die 
Modalitäten für ihr Inkrafttreten werden in den Verhandlungen 
beschlossen. 

Verhandlungsort 

Die Verhandlungen beginnen in Wien nicht später als in der sieben-
ten Woche nach Abschluß des Wiener KSZE-Treffens. 

*** 

Die Vertreter der 23 Teilnehmer, deren Initialen unten erscheinen, 
haben das vorstehende Mandat vereinbart, das in der deutschen, 
englischen, französischen, italienischen, russischen und spani-
schen Sprache gleichermaßen authentisch ist. 

Die Vertreter haben — eingedenk der Verpflichtung ihrer Staaten zur 
Erreichung eines ausgewogenen Ergebnisses beim Wiener KSZE

-

Treffen — beschlossen, es diesem Treffen mit der Empfehlung zu 
übermitteln, es dessen Abschließendem Dokument beizufügen. 

Palais Liechtenstein 	Wien, Österreich, den 10. Januar 1989 

5. Abschließendes Kommuniqué der Verhandlungen über die gegenseitige Verminderung von 
Streitkräften und Rüstungen und damit zusammenhängende Maßnahmen in Mitteleuropa 

Als Folge der Entscheidung, im März dieses Jahres 
Verhandlungen über konventionelle Streitkräfte in 
Europa zu eröffnen, haben die an den Verhandlungen 
über die gegenseitige Verminderung von Streitkräf-
ten und Rüstungen und damit zusammenhängende 
Maßnahmen in Mitteleuropa teilnehmenden Staaten 
beschlossen, diese Verhandlungen zu beenden. Die 
Abschlußsitzung fand heute statt. 

Seit 1973 haben diese Verhandlungen dazu gedient, 
ständig einen ernsthaften Dialog zwischen Ost und 
West über Sicherheitsfragen zu führen. Sie bildeten 
das erste multilaterale Fo rum zur Untersuchung der 
komplexen Probleme, die mit den Bemühungen zur 
Festigung von Stabilität und Sicherheit in Europa zu-
sammenhängen. 

Das Maß an  Übereinstimmung reichte nicht aus, die 
Teilnehmer in die Lage zu versetzen, sich auf einen 
Vertrag zu einigen. Dennoch haben sich die Positio-
nen der beiden Seiten zu einer Reihe von Fragen an-
genähert. Die Teilnehmer haben wertvolle Erfahrun-
gen gesammelt und eine klarere Vorstellung darüber 
gewonnen, was notwendig ist, um gegenseitig ak-
zeptable und verifizierbare Verminderungen und Be-
grenzungen von Streitkräften und Rüstungen in Eu-
ropa zu erreichen. 

Die Teilnehmer danken der Republik Österreich für 
ihre großzügige Unterstützung und die ausgezeich-
neten Bedingungen, die sie für diese Verhandlungen 
gewährleistet hat. 

Wien, den 2. Februar 1989 
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6. Schlußerklärung 

Die Vertreter der Teilnehmerstaaten der Konferenz 
über das Verbot chemischer Waffen, zu der die Ver-
tragsstaaten des Genfer Protokolls von 1925 und an-
dere interessierte Staaten vom 7. bis 11. Januar 1989 
in Paris zusammenkamen, geben folgende feierliche 
Erklärung ab: 

1. Die Teilnehmerstaaten sind entschlossen, im Ein-
klang mit der Charta der Vereinten Nationen den 
Weltfrieden und die internationale Sicherheit 
überall zu fördern und wirksame Abrüstungsmaß-
nahmen zu verfolgen. In diesem Zusammenhang 
sind sie entschlossen, jeden Griff zu chemischen 
Waffen durch deren völlige Beseitigung zu ver-
hindern. Sie bestätigen feierlich ihre Verpflich-
tung, chemische Waffen nicht einzusetzen, und 
verurteilen den Einsatz solcher Waffen. Sie ver-
weisen erneut auf ihre ernste Besorgnis über die 
Verstöße der letzten Zeit, die von den zuständigen 
Organen der Vereinten Nationen festgestellt und 
verurteilt worden sind. Sie unterstützen die hu-
manitären Hilfsmaßnahmen für die Opfer eines 
Einsatzes chemischer Waffen. 

2. Die Teilnehmerstaaten erkennen die Bedeutung 
und unveränderte Gültigkeit des am 17. Juni 1925 
in Genf unterzeichneten Protokolls über das Ver-
bot der Verwendung von erstickenden, giftigen 
oder ähnlichen Gasen sowie von bakteriologi-
schen Mitteln im Kriege an. Die Vertragsstaaten 
des Protokolls bekräftigen feierlich das in ihm 
festgelegte Verbot. Sie rufen alle Staaten, die dem 
Protokoll noch nicht beigetreten sind, auf, dies zu 
tun. 

3. Die Teilnehmerstaaten betonen die Notwendig-
keit, zu einem frühen Zeitpunkt ein Übereinkom-
men über das Verbot der Entwicklung, Herstel-
lung, Lagerung und des Einsatzes aller chemi-
scher Waffen sowie über die Vernichtung solcher 
Waffen zu schließen. Dieses Übereinkommen soll 
weltweit gültig, umfassend und wirksam nach-
prüfbar sein. Es sollte auf unbestimmte Zeit ge-
schlossen werden. Zu diesem Zweck rufen sie die 
Genfer Abrüstungskonferenz auf, ihre Bemühun-
gen als Angelegenheit größter Dringlichkeit zu 
verdoppeln, die verbleibenden Fragen rasch zu 
lösen und das Übereinkommen zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt zu schließen. Alle Staaten werden 
ersucht, in geeigneter Weise substantiell zu den 
Verhandlungen in Genf beizutragen, indem sie in 
den einschlägigen Bereichen Anstrengungen un-
ternehmen. Die Teilnehmerstaaten sind daher der 
Ansicht, daß jeder Staat, der zu diesen Verhand

-

lungen beizutragen wünscht, dazu in der Lage 
sein sollte. Darüber hinaus fordern sie, um so bald 
wie möglich die unerläßliche weltweite Gültig-
keit des Übereinkommens zu erreichen, alle Staa-
ten auf, dem Übereinkommen beizutreten, sobald 
es geschlossen worden ist. 

4. Die Teilnehmerstaaten sind äußerst besorgt über 
die wachsende Bedrohung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit durch die Gefahr 
eines Einsatzes chemischer Waffen, die so lange 
bestehen, wie diese Waffen vorhanden sind und 
verbreitet werden. In diesem Zusammenhang be-
tonen sie die Notwendigkeit des raschen Ab-
schlusses und Inkrafttretens des Übereinkom-
mens, das auf der Grundlage der Nichtdiskrimi-
nierung abgefaßt werden wird. Sie erachten es für 
erforderlich, daß bis dahin jeder Staat Zurückhal-
tung übt und im Einklang mit dem Ziel dieser Er-
klärung verantwortungsbewußt handelt. 

5. Die Teilnehmerstaaten bekräftigen, daß sie die 
Vereinten Nationen entsprechend deren Charta 
bei der Wahrnehmung ihrer unverzichtbaren Rol-
le uneingeschränkt unterstützen. Sie bestätigen, 
daß die Vereinten Nationen einen Rahmen und 
ein Instrument bieten, die es der Völkergemein-
schaft ermöglichen, in bezug auf das Verbot des 
Einsatzes chemischer Waffen wachsam zu sein. 
Sie bekräftigen, daß sie geeignete und wirksame 
Maßnahmen, die von den Vereinten Nationen in 
dieser Hinsicht im Einklang mit ihrer Charta ge-
troffen werden, unterstützen. Darüber hinaus er-
klären sie erneut, daß sie den Generalsekretär im 
Fall angeblicher Verstöße gegen das Genfer Pro-
tokoll bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben im 
Zusammenhang mit den Ermittlungen uneinge-
schränkt unterstützen. Sie bringen ihren Wunsch 
nach einem baldigen Abschluß der Arbeiten zum 
Ausdruck, die zur Erhöhung der Wirksamkeit vor-
handener Verfahren unternommen werden, und 
fordern zur Erleichterung der Tätigkeit des Gene-
ralsekretärs die Zusammenarbeit aller Staaten. 

6. Eingedenk des Schlußdokuments der 1978 durch-
geführten ersten Sondergeneralversammlung der 
Vereinten Nationen über Abrüstung heben die 
Teilnehmerstaaten die Notwendigkeit hervor, ih-
re Bemühungen um eine allgemeine und vollstän-
dige Abrüstung unter wirksamer internationaler 
Kontrolle entschlossen fortzusetzen, um das Recht 
aller Staaten auf Frieden und Sicherheit zu ge-
währleisten. 
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Gesamtkonzept für Rüstungskontrolle und Abrüstung 

Die Staats- und Regierungschefs haben auf der Tagung 
des Nordatlantikrates in Brüssel am 29. und 30. Mai 1989 
folgenden Bericht angenommen: 

Einleitung 
1. 
Oberstes Ziel des Bündnisses ist es, den Frieden in Freiheit zu 
bewahren, Krieg zu verhindern und eine gerechte und dauer-
hafte europäische Friedensordnung zu schaffen. Die Politik der 
Bündnispartner zur Verfolgung dieses Ziels wurde im Harmel-
Bericht von 1967 dargelegt. Sie ist unverändert  gültig. Laut 
diesem Bericht ist es die erste Aufgabe des Nordatlantischen 
Bündnisses, „eine ausreichende militärische Stärke und politi-
sche Solidarität aufrechtzuerhalten, um gegenüber Aggressio-
nen und anderen Formen von Druckanwendung abschreckend 
zu wirken und das Gebiet der Mitgliedstaaten zu verteidigen, 
falls es zu einem Angriff kommt". Auf dieser Grundlage kann 
das Bündnis seine zweite Aufgabe erfüllen: „die weitere Suche 
nach Fortschritten in Richtung auf dauerhaftere Beziehungen, 
mit deren Hilfe die grundlegenden politischen Fragen gelöst 
werden können". Der Harmel-Bericht stellt auch fest, daß militä-
rische Sicherheit und eine auf die Verringerung von Span-
nungen gerichtete Politik „keinen Widerspruch, sondern eine 
gegenseitige Ergänzung darstellen". Im Einklang mit diesen 
Grundsätzen sind sich die Staats- und Regierungschefs der 
Bündnispartner darin einig, daß Rüstungskontrolle ein integraler 
Bestandteil der Sicherheitspolitik des Bündnisses ist. 

2. 

In den letzten Jahren haben sich die Möglichkeiten für einen 
fruchtbaren West-Ost-Dialog erheblich verbessert. Nun herr-
schen günstigere Bedingungen für Fortschritte bei der Errei-
chung der Ziele des Bündnisses. Die Bündnispartner sind ent-
schlossen, diese Gelegenheit zu nutzen. Sie werden sich wei-
terhin mit den Symptomen wie auch den Ursachen politischer 
Spannungen dergestalt befassen, daß die legitimen Sicher-
heitsinteressen aller betroffenen Staaten beachtet werden. 

3. 

Die Schaffung der von den Bündnispartnern angestrebten dau-
erhaften Friedensordnung setzt voraus, daß die unnatürliche 
Teilung Europas und insbesondere Deutschlands überwunden, 
und, wie in der Schlußakte von Helsinki festgestellt, die Souver-
änität und territoriale Integrität aller Staaten und das Selbstbe-
stimmungsrecht der Völker geachtet und die Rechte aller Men-
schen, auch ihr Recht der politischen Wahlfreiheit, geschützt 
werden. Daher messen die Mitglieder des Bündnisses weiteren 
Fortschritten im KSZE-Prozeß, der als Rahmen für die Förde-
rung einer friedlichen Entwicklung in Europa dient, zentrale 
Bedeutung bei. 

4. 

Durch den Ausbau der Kontakte zwischen den Menschen, 
durch Bemühungen, die Achtung der Grundrechte und -freihei-
ten rechtlich und praktisch sicherzustellen, durch die Intensivie-
rung des politischen Austausches und einer wechselseitig vor-
teilhaften Zusammenarbeit in einem breiten Spektrum von Vor-
haben sowie durch die Erhöhung der Sicherheit und Offenheit 
im militärischen Bereich ist der KSZE-Prozeß ein Mittel zur 
Förderung stabiler und konstruktiver West-Ost-Beziehungen. 
Die Bündnispartner werden weiterhin die uneingeschränkte 
Verwirklichung aller Prinzipien und Bestimmungen der Schluß-
akte von Helsinki, des Abschließenden Dokuments von Madrid, 
des Stockholmer Dokuments und des Abschließenden Doku-
ments des Wiener Treffens fordern. Das letztgenannte Doku-
ment stellt einen bedeutenden Fortschritt im KSZE-Prozeß 
dar und sollte ein Anstoß für weitere positive Veränderungen in 
Europa sein. 

5. 
Grundlegendes Ziel der Rüstungskontrollpolitik des Bündnisses 
ist die Erhöhung von Sicherheit und Stabilität auf dem niedrig-
sten ausgewogenen Niveau der Streitkräfte und Rüstungen, 
das mit den Erfordernissen der Abschreckungsstrategie verein-
bar ist. Die Bündnispartner treten für kontinuierliche Fortschritte 
in Richtung auf alle ihre Rüstungskontrollziele ein. Die Weiter-
entwicklung des Gesamtkonzepts soll hierzu beitragen, indem 
sie einen integrie rten Ansatz gewährleistet, der sowohl die 
Verteidigungs- als auch die Rüstungskontrollpolitik umfaßt; 
diese ergänzen sich gegenseitig und stehen miteinander in 
Wechselwirkung. Dabei müssen auch in vollem Umfang die 
Wechselbeziehungen zwischen Rüstungskontrollzielen und 
Verteidigungserfordemissen sowie die A rt  und Weise berück-
sichtigt werden, in der die verschiedenen Rüstungskontrollmaß-
nahmen jeweils einzeln und im Verbund miteinander die Sicher-
heit des Bündnisses stärken können. Die Leitprinzipien und 
grundlegenden Ziele, an denen sich die Rüstungskontrollpolitik 
des Bündnisses bisher orientiert hat, sind weiterhin gültig. Fo rt

-schritte bei der Erreichung dieser Ziele werden natürlich durch 
eine Reihe von Faktoren beeinflußt. Dazu zählen der allge-
meine Stand der West-Ost-Beziehungen, die militärischen 
Erfordernisse der Bündnispartner, die Fortschritte in den derzei-
tigen und künftigen Rüstungskontrollverhandlungen und die 
Entwicklungen im KSZE-Prozeß. Das Gesamtkonzept für 
Rüstungskontrolle und Abrüstung wird vor diesem Hintergrund 
weiterentwickelt und durchgeführt werden. 

II. 

West-Ost-Beziehungen und Rüstungskontrolle 
6. 
Das Bündnis strebt weiterhin nach einem gerechten und stabi-
len Frieden in einem Europa, in dem alle Staaten unverminde rte 
Sicherheit auf dem niedrigsten erforderlichen Niveau der S treit-
kräfte und Rüstungen genießen und alle Bürger ihre Grund-
rechte und -freiheiten wahrnehmen können. Rüstungskontrolle 
allein kann weder die seit langem bestehenden politischen 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Ost und West überwin-
den noch einen stabilen Frieden gewährleisten. Gleichwohl 
erfordert die Erreichung dieses Zieles des Bündnisses wesent-
liche Fortschritte in der Rüstungskontrolle sowie einschneiden-
dere Veränderungen der politischen Beziehungen. Erfolge in 
der Rüstungskontrolle können nicht nur die militärische Sicher-
heit erhöhen, sondern auch Verbesserungen im politischen 
Dialog zwischen Ost und West fördern und damit zur Er-
reichung der umfassenderen Ziele des Bündnisses beitragen. 

7. 
Um Sicherheit und Stabilität in Europa zu erhöhen, hat das 
Bündnis stets jede Möglichkeit zu wirksamer Rüstungskontrolle 
genutzt. Die Bündnispartner halten an dieser Politik ungeachtet 
etwaiger Veränderungen im Klima der West-Ost-Beziehungen 
fest. Erfolge in der Rüstungskontrolle sind jedoch nach wie vor 
nicht nur von unseren eigenen Bemühungen, sondern auch von 
der Bereitschaft des Ostens und insbesondere der Sowjetunion 
abhängig, konstruktiv auf Ergebnisse von beiderseitigem Nut-
zen hinzuarbeiten. 

8. 
In jüngster Zeit wurden auf dem Gebiet der Rüstungskontrolle 
beispiellose Fortschritte erzielt. 1986 wurde durch die Stockhol-
mer KVAE-Vereinbarung ein innovatives System Vertrauens-
und Sicherheitsbildender Maßnahmen geschaffen, die die 
Transparenz und Berechenbarkeit im militärischen Bereich för-
dern solle. Bisher wurden diese Maßnahmen in zufriedenstel-
lender Weise durchgeführt. Der INF-Vertrag von 1987 stellté 
einen weiteren bedeutenden Schritt nach vorn dar, weil er eine 
ganze Kategorie von Waffen beseitigte, das Prinzip asymmetri- 
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scher Reduzierungen durchsetzte und strenge Verifikationsre-
gelungen vorsah. Zu den weiteren positiven Ergebnissen zäh-
len u. a. die Errichtung von Zentren zur Verringerung des 
nuklearen Risikos in den Vereinigten Staaten und der Sowjet-
union, das Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion über die vorherige Ankündigung von Starts 
ballistischer Flugkörper und die Durchführung des Gemeinsa-
men Verifikationsexperiments in Verbindung mit den laufenden 
amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen über Atomtests. 

9. 
Zusätzlich zu den bereits erreichten Vereinbarungen wurden in 
den START-Verhandlungen, die auf eine drastische Reduzie-
rung der nuklearstrategischen Arsenale und die Beseitigung 
destabilisierender offensiver Fähigkeiten abzielen, wesentliche 
Fortschritte erzielt. Die Pariser Konferenz über das Verbot 
chemischer Waffen hat die Gültigkeit des Genfer Protokolls von 
1925 bekräftigt und den Genfer Verhandlungen über ein welt-
weites, umfassendes und wirksam nachprüfbares Verbot che-
mischer Waffen kräftige politische Impulse verliehen. In Wien 
haben nun im Rahmen des KSZE-Prozesses neue gesonderte 
Verhandlungen begonnen: zum einen Verhandlungen über 
Konventionelle Streitkräfte in Europa (KSE-Verhandlungen) 
zwischen den 23 Mitgliedern der NATO und des Warschauer 
Paktes und zum anderen Verhandlungen über Vertrauens- und 
Sicherheitsbildende Maßnahmen (VSBM-Verhandlungen) zwi-
schen allen 35 Unterzeichnern der Schlußakte von Helsinki. 

10. 
Auch bei anderen Fragen, die für den Westen ein wichtiges 
Anliegen sind, wurden wesentliche Fortschritte erzielt. Die 
sowjetischen Truppen haben Afghanistan verlassen. Die 
Lösung einiger, wenn auch nicht aller verbleibenden regionalen 
Konflikte, an denen die Sowjetunion beteiligt ist, ist näherge-
rückt. Die Einhaltung der Menschenrechte in der Sowjetunion 
und in einigen anderen Staaten des Warschauer Paktes hat 
sich wesentlich verbessert, wenngleich nach wie vor schwer-
wiegende Mängel festzustellen sind. Vor kurzem konnten auf 
dem Wiener KSZE-Folgetreffen neue, strengere Verhaltensnor-
men für die Teilnehmerstaaten vereinbart werden; dadurch 
sollten weitere Fortschritte im KSZE-Prozeß gefördert werden. 
Eine neue Intensität des Dialogs, vor allem des Dialogs auf 
hoher Ebene, zwischen Ost und West eröffnet neue Möglichkei-
ten und bezeugt die Bereitschaft des Westens, eine Lösung der 
noch verbleibenden grundlegenden Probleme herbeizuführen. 

11. 
Das Bündnis erhebt nicht den Anspruch, für diese günstige 
Entwicklung der West-Ost-Beziehungen allein verantwortlich zu 
sein. In den letzten Jahren hat sich der Osten aufgeschlossener 
und flexibler gezeigt. Trotzdem war der Beitrag des Bündnisses 
zweifellos von grundlegender Bedeutung. Die meisten der bis-
her erzielten positiven Ergebnisse, die oben genannt wurden, 
gehen auf Initiativen des Bündnisses oder seiner Mitglieder 
zurück. Durch die politische Solidarität, die Bereitschaft zur 
Verteidigung und die Geduld und Kreativität, die die Bündni-
spartner in den Verhandlungen bewiesen, wurden die anfängli-
chen Hindernisse überwunden und ihre Bemühungen zu einem 
erfolgreichen Abschluß geführt. Das Bündnis hat die grundle-
genden Konzepte für Fortschritte im West-Ost-Verhältnis ent-
wickelt und seither ihre Verwirklichung vorangetrieben. Insbe-
sondere gehen die Konzeptionen der Stabilität, der Hinlänglich-
keit, der asymmetrischen Reduzierungen, der Konzentration 
auf die Ausrüstung mit der stärksten offensiven Ausrichtung, 
der strengen Verifikation, der Transparenz, einer durchgehen-
den Zone vom Atlantik bis zum Ural sowie der Ausgewogenheit 
und des umfassenden Charakters des KSZE-Prozesses auf 
Vorstellungen des Westens zurück. 

12. 
Die Aussichten auf dauerhafte qualitative Verbesserungen im 
West-Ost-Verhältnis sind nun besser denn je. Es gibt nach wie 
vor deutliche Anzeichen für einen Wandel im innen- und außen

-

politischen Kurs der Sowjetunion und einiger ihrer Bündnispart-
ner. Die sowjetische Führung hat erklärt, daß der ideologische 
Wettstreit in zwischenstaatlichen Beziehungen keine Rolle spie-
len sollte. Dadurch, daß die Sowjetunion schwerwiegende Män-
gel ihrer früheren Positionen zu internationalen wie auch innen-
politischen Fragen eingeräumt hat, ergeben sich Möglichkeiten 
für Fortschritte bei grundlegenden politischen Problemen. 

13. 
Gleichzeitig bestehen nach wie vor ernsthafte Besorgnisse. Es 
wird viele Jahre dauern, bis das ehrgeizige sowjetische Reform-
programm, das die Bündnispartner begrüßen, abgeschlossen 
ist. Angesichts des Ausmaßes der Probleme, mit denen dieses 
Programm konfrontiert ist, und des durch das Programm her-
vorgerufenen Widerstands kann sein Erfolg nicht als selbstver-
ständlich angesehen werden. In Osteuropa werden bei kon-
struktiven Reformen nach wie vor ungleichmäßige Fortschritte 
erzielt, und wie weit diese Reformen gehen, bleibt abzuwarten. 
Noch immer müssen die grundlegenden Menschenrechte erst 
einmal fest in rechtlicher und praktischer Hinsicht verankert 
werden, auch wenn in einigen Staaten des Warschauer Paktes 
bereits Verbesserungen zu beobachten sind. Obwohl der War-
schauer Pakt vor kurzem einseitige Reduzierungen eines Teils 
seiner Streitkräfte angekündigt und eingeleitet hat, übersteigen 
der Umfang der von der Sowjetunion dislozierten Streitkräfte 
und das Tempo, in dem sie die Rüstungsproduktion fortsetzt, 
nach wie vor die legitimen Verteidigungserfordernisse. Darüber 
hinaus begünstigen die geostrategischen Gegebenheiten den 
geographisch zusammenhängenden und von der Sowjetunion 
dominierten Warschauer Pakt gegenüber den geographisch 
getrennten Demokratien des Nordatlantischen Bündnisses. Die 
Sowjetunion verfolgt seit langem das Ziel, die Verbindungen 
zwischen den europäischen und den nordamerikanischen Mit-
gliedern des Bündnisses zu schwächen. 

14. 
Wir sehen einer vielversprechenden, jedoch nach wie vor unge-
wissen unmittelbaren Zukunft entgegen. Die Bündnispartner 
und der Osten stehen vor der Herausforderung wie auch der 
Chance, die jetzigen günstigen Bedingungen zur Erhöhung der 
Sicherheit beider Seiten zu nutzen. Die in den West-Ost-Bezie-
hungen kürzlich erzielten Fortschritte haben dem Rüstungskon-
trollprozeß eine neue Dynamik verliehen und die Möglichkeiten 
verbessert, die Rüstungskontrollziele des Bündnisses zu errei-
chen, die die anderen Elemente seiner Sicherheitspolitik ergänzen. 

III. 

Prinzipien der Sicherheit des Bündnisses 
15. 
Die Sicherheitspolitik des Bündnisses soll Frieden in Freiheit 
sowohl durch politische Mittel als auch durch die Aufrechterhal-
tung eines militärischen Potentials bewahren, das ausreicht, um 
Krieg zu verhindern und eine wirksame Verteidigung sicherzu-
stellen. Die Tatsache, daß das Bündnis den Frieden in Europa 
40 Jahre lang gesichert hat, bezeugt den Erfolg dieser Politik. 

16. 
Bessere politische Beziehungen und die schrittweise Entwick-
lung von kooperativen Strukturen zwischen Ländern in Ost und 
West sind wichtige Bestandteile der Bündnispolitik. Sie können 
das gegenseitige Vertrauen erhöhen, die Gefahr von Mißver-
ständnissen verringern, sicherstellen, daß zuverlässige Verfah-
ren zur Bewältigung von Krisen vorhanden sind, um Spannun-
gen entschärfen zu können, die Lage in Europa offener und 
berechenbarer machen und die Entwicklung einer umfassende-
ren Zusammenarbeit auf allen Gebieten fördern. 

17. 
Indem die Bündnispartner die Bedeutung dieser Tatsachen für 
die Festlegung der Bündnispolitik hervorheben, bekräftigen sie, 
daß — wie im Harmel-Bericht festgestellt — das Bemühen um 
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konstruktiven Dialog und um konstruktive Zusammenarbeit mit 
den Staaten des Ostens, einschließlich der Bereiche Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung, auf politischer Solidarität und ange-
messener militärischer Stärke beruht. 

18. 
Die Solidarität unter den Bündnisstaaten ist ein grundlegendes 
Prinzip ihrer Sicherheitspolitik. In ihr findet die Unteilbarkeit der 
Sicherheit der Bündnisstaaten ihren Niederschlag. Sie kommt in 
der Bereitschaft jedes Staates zum Ausdruck, Risiken, Lasten 
und Verantwortung ebenso wie den Nutzen der gemeinsamen 
Anstrengungen gerecht zu teilen. Insbesondere macht die Prä-
senz der konventionellen und nuklearen Streitkräfte der Verei-
nigten Staaten und der kanadischen Streitkräfte in Europa 
deutlich, daß nordamerikanische und europäische Sicherheits-
interessen untrennbar miteinander verbunden sind. 

19. 
Das Bündnis westlicher Demokratien ist von seiner Gründung 
an auf defensive Ziele ausgerichtet gewesen; dies wird auch so 
bleiben. Keine unserer Waffen wird jemals eingesetzt, es sei 
denn zur Selbstverteidigung. Das Bündnis strebt nicht nach 
militärischer Überlegenheit und wird dies auch in Zukunft nicht 
tun. Sein Ziel hat immer darin bestanden, Krieg und jede Form 
der Ausübung von Zwang und der Einschüchterung zu verhindern. 

20. 
Im Einklang mit dem defensiven Charakter des Bündnisses ist 
seine Strategie eine Strategie der Abschreckung. Sie hat das 
Ziel, einen potentiellen Angreifer, noch bevor er handelt, davon 
zu überzeugen, daß er mit einem Risiko konfrontiert ist, das 
jeden Nutzen überwiegt – mag er auch noch so groß sein –, den 
er sich von seinem Angriff möglicherweise verspricht. Aus dem 
Zweck dieser Strategie ergeben sich die für ihre Durchführung 
nötigen Mittel. 

21 
Damit das Bündnis seine Strategie durchführen kann, muß es 
auf etwaige Angriffe angemessen reagieren und seine Ver-
pflichtung erfüllen können, die Grenzen des Gebiets seiner 
Mitglieder zu verteidigen. Auf absehbare Zeit erfordert die 
Abschreckung eine geeignete Zusammensetzung angemesse-
ner und wirksamer nuklearer und konventioneller Streitkräfte, 
die weiterhin auf dem gebotenen Stand gehalten werden, wo 
dies erforderlich ist; denn solche Streitkräfte und Waffen 
schrecken nur ab, wenn offensichtlich ist und erkannt wird, daß 
sie wirksam eingesetzt werden können. 

22. 
Konventionelle Streitkräfte leisten einen wesentlichen Beitrag 
zur Abschreckung. Die Beseitigung von Asymmetrien zwischen 
den in Europa stationierten konventionellen Streitkräften von 
Ost und West wäre ein bedeutender Durchbruch, der großen 
Nutzen für die Stabilität und Sicherheit mit sich brächte. Die 
konventionelle Verteidigung allein kann jedoch die Abschrek-
kung nicht sicherstellen. Nur die nukleare Komponente kann 
bewirken, daß sich ein Angreifer einem unannehmbaren Risiko 
gegenübersieht; daher spielt sie in unserer jetzigen Kriegsver-
hütungsstrategie eine unersetzliche Rolle. 

23. 
Der Hauptzweck sowohl strategischer als auch substrategi-
scher Nuklearstreitkräfte ist politischer Art: Sie sollen den Frie-
den wahren und jede Art  von Krieg verhindern. Diese Streit-
kräfte tragen zur Abschreckung bei, indem sie deutlich machen, 
daß die Bündnispartner militärisch fähig und politisch bereit 
sind, sie, falls nötig, als Antwort auf einen Angriff einzusetzen. 
Sollte es zu einem Angriff kommen, wäre es unser Ziel, die 
Abschreckung des Bündnisses wiederherzustellen, indem wir 
den Angreifer dazu bringen, seine Entscheidung zu überden-
ken, seinen Angriff zu beenden und sich zurückzuziehen, und 

dadurch auch die territoriale Unversehrtheit des Bündnisses 
wiederherzustellen. 

24. 
Daher haben konventionelle und nukleare Streitkräfte unter-
schiedliche, jedoch aneinander ergänzende und sich wechsel-
seitig verstärkende Aufgaben. Jede erkannte Unzulänglichkeit 
einer dieser beiden Komponenten oder der Eindruck, die kon-
ventionellen Streitkräfte könnten von den nuklearen bzw. die 
substrategischen von den strategischen nuklearen Streitkräften 
getrennt werden, könnte einen potentiellen Gegner zu der 
Schlußfolgerung verleiten, die Gefahren eines Angriffs seien 
kalkulierbar und annehmbar. Eine bestimmte Einzelkompo-
nente kann daher nicht als Ersatz und Ausgleich für Unzuläng-
lichkeiten bei einer anderen Komponente angesehen werden. 

25. 
Auf absehbare Zeit gibt es keine andere Kriegsverhütungsstra-
tegie. Die Anwendung dieser Strategie wird auch in Zukunft 
sicherstellen, daß die Sicherheitsinteressen aller Bündnismit-
glieder in vollem Umfang gewahrt werden. Die der Abschrek-
kungsstrategie zugrundeliegenden Prinzipien sind unverändert 
gültig. Die Art  und Weise, in der sie durch Umfang, Struktur und 
Dislozierung der Streitkräfte konkret zum Ausdruck kommen, 
unterliegt dem Wandel. Wie bisher werden sich diese Elemente 
auch in Zukunft entsprechend den sich verändernden interna-
tionalen Gegebenheiten, den technologischen Fortschritten und 
den Entwicklungen hinsichtlich des Ausmaßes der Bedrohung – 
insbesondere hinsichtlich der Konzeption und der Fähigkeit der 
Streitkräfte des Warschauer Paktes – weiterentwickeln. 

26. 
Letztlich sind es die strategischen Nuklearstreitkräfte, die in 
diesem Gesamtrahmen die Abschreckung für die Bündnispart-
ner gewährleisten. Sie müssen in der Lage sein, einem angrei-
fenden Staat selbst nach einem Erstschlag unannehmbar 
schweren Schaden zuzufügen. Ihre Zahl, Reichweite, Überle-
bensfähigkeit und Eindringfähigkeit müssen gewährleisten, daß 
ein potentieller Angreifer weder von einer Begrenzung des 
Konflikts ausgehen noch sein eigenes Hoheitsgebiet als Sank-
tuarium betrachten kann. Die strategischen Nuklearstreitkräfte 
der Vereinigten Staaten bilden das Fundament der Abschrek-
kung des Bündnisses insgesamt. Die unabhängigen Nuklear-
streitkräfte des Vereinigten Königreichs und Frankreichs über-
nehmen eine eigene Abschreckungsrolle und tragen zur 
Abschreckungsstrategie des Bündnisses insgesamt bei, indem 
sie einem potentiellen Angreifer die Planung und Risikoein-
schätzung erschweren. 

27. 
Nuklearstreitkräfte unterhalb der strategischen Ebene stellen 
ein wesentliches politisches und militärisches Bindeglied zwi-
schen konventionellen und strategischen Streitkräften sowie  – 
in  Verbindung mit der Präsenz kanadischer und amerikanischer 
Streitkräfte in Europa – zwischen den europäischen und den 
nordamerikanischen Mitgliedern des Bündnisses dar. Die sub-
strategischen Streitkräfte der Bündnispartner sind nicht dazu 
bestimmt, konventionelle Ungleichgewichte auszugleichen. 
Trotzdem muß in bezug auf die Stärke dieser Streitkräfte in der 
integrierten Militärstruktur sowohl die konventionelle als auch 
die nukleare Bedrohung des Bündnisses berücksichtigt werden. 
Sie sollen sicherstellen, daß nie eine Lage entsteht, in der ein 
potentieller Angreifer die Möglichkeit einer nuklearen Vergel-
tung als Reaktion auf ein militärisches Vorgehen eventuell 
unberücksichtigt läßt. Nuklearstreitkräfte unterhalb der strategi-
schen Ebene leisten daher einen wesentlichen Beitrag zur 
Abschreckung. 

28. 
Die weite Verbreitung dieser Streitkräfte unter den in die inte

-

grierte Militärstruktur des Bündnisses eingebundenen Staaten 
stellt ebenso wie die Regelungen für Konsultationen im nukle- 
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aren Bereich zwischen den betroffenen Bündnispartnern die 
Solidarität und die Bereitschaft zur Teilung der nuklearen Auf-
gaben und der Verantwortung auf diesem Gebiet unter Beweis. 
Sie trägt somit zur Stärkung der Abschreckung bei. 

29. 
Konventionelle Streitkräfte tragen zur Abschreckung bei, indem 
sie den Verteidigungswillen der Bündnispartner unter Beweis 
stellen und die Gefahr, daß ein potentieller Angreifer einen 
schnellen und leichten Sieg oder einen begrenzten Geländege-
winn durch ausschließlich konventionelle Mittel für möglich hält, 
auf ein Mindestmaß verringern. 

30. 
Konventionelle Streitkräfte müssen also in der Lage sein, ange-
messen zu reagieren und dem Angreifer unverzüglich und 
möglichst weit vorne so viel Widerstand entgegenzusetzen, wie 
nötig ist, um ihn zu zwingen, den Konflikt zu beenden und sich 
zurückzuziehen oder sich der Möglichkeit zu stellen, daß die 
Bündnispartner Kernwaffen einsetzen. Die Streitkräfte der 
Bündnispartner müssen so disloziert und ausgerüstet sein, daß 
sie diese Aufgabe jederzeit erfüllen können. Da das Bündnis 
von Verstärkungen aus Nordamerika abhängig ist, muß es 
darüber hinaus in der Lage sein, die See- und Luftverbindungen 
zwischen Nordamerika und Europa offenzuhalten. 

31. 
Alle Mitgliedstaaten des Bündnisses befürworten nachdrücklich 
ein umfassendes, wirksam überprüfbares, weltweites Verbot 
der Entwicklung, Herstellung und Lagerung sowie des Einsat-
zes chemischer Waffen. Chemische Waffen sind ein Sonderfall, 
da die vom Bündnis verfolgte Gesamtstrategie der Kriegsverhü-
tung — wie bereits erwähnt — von einer geeigneten Zusammen-
setzung nuklearer und konventioneller Waffen abhängig ist. 
Das Bündnis ist sich darüber im klaren, daß es bis zur Errei-
chung eines weltweiten Verbots chemischer Waffen Maßnah-
men zur passiven Verteidigung durchführen können muß. Eine 
begrenzte Vergeltungsfähigkeit wird angesichts des überwälti-
genden Potentials der Sowjetunion an chemischen Waffen bei-
behalten. 

32. 
Die Bündnispartner verpflichten sich, unter Berücksichtigung 
der Bedrohung nur das für ihre Abschreckungsstrategie erfor-
derliche Mindestniveau von Streitkräften beizubehalten. Es gibt 
jedoch ein Mindestniveau von nuklearen wie auch konventionel-
len Streitkräften, unterhalb dessen die Glaubwürdigkeit der 
Abschreckung nicht aufrechterhalten werden kann. Insbeson-
dere sind sich die Bündnispartner stets darüber im klaren 
gewesen, daß der Abzug aller Kernwaffen aus Europa die 
Abschreckungsstrategie gefährlich untergraben und die Sicher-
heit des Bündnisses beeinträchtigen würde. 

33. 
Die Verteidigungspolitik des Bündnisses und seine Rüstungs-
kontroll- und Abrüstungspolitik ergänzen sich gegenseitig und 
haben dasselbe Ziel: die Sicherheit auf einem möglichst niedri-
gen Streitkräfteniveau zu gewährleisten. Zwischen der Verteidi-
gungspolitik und der Rüstungskontrollpolitik besteht keinerlei 
Widerspruch. Ausgehend von dieser grundlegenden Kohärenz 
der Ziele und Prinzipien, sollte das Gesamtkonzept für 
Rüstungskontrolle und Abrüstung weiterentwickelt und sollten 
in jedem Bereich der Rüstungskontrolle die entsprechenden 
Schlußfolgerungen gezogen werden. 

IV. 
Rüstungskontrolle und Abrüstung: Prinzipien und Ziele 
34. 
Unsere Vision ist ein ungeteiltes Europa, in dem — wie es für das 
Bündnis seit jeher der Fall ist — Streitkräfte nur der Kriegsverhin

-

derung und der Selbstverteidigung dienen, nicht jedoch der 

Aggression oder der politischen oder militärischen Einschüchte-
rung. Rüstungskontrolle kann als integraler Bestandteil der 
Sicherheitspolitik des Bündnisses und unseres in den West-
Ost-Beziehungen verfolgten Gesamtansatzes zur Verwirkli-
chung dieser Vision beitragen. 

35. 
Die Rüstungskontrollpolitik des Bündnisses ist darauf ausge-
richtet, Sicherheit und Stabilität zu erhöhen. Daher zielen die 
Rüstungskontrollinitiativen der Bündnispartner darauf ab, durch 
auf dem Verhandlungsweg erreichte Vereinbarungen und gege-
benenfalls durch einseitige Maßnahmen ein Gleichgewicht auf 
niedrigerem Niveau der Streitkräfte und Rüstungen zu schaffen; 
dabei sind sich die Bündnispartner darüber im klaren, daß 
Rüstungskontrollvereinbarungen nur möglich sind, wenn die 
Verhandlungspartner gemeinsam daran interessiert  sind, ein für 
beide Seiten zufriedenstellendes Ergebnis zu erzielen. Durch 
die Rüstungskontrollpolitik der Bündnispartner sollen destabili-
sierende Asymmetrien bei Streitkräften und Ausrüstung besei-
tigt werden. Außerdem strebt das Bündnis Maßnahmen an, die 
gegenseitiges Vertrauen bilden und die Gefahr eines Konflikts 
verringern sollen, indem sie größere Transparenz und Bere-
chenbarkeit in militärischen Angelegenheiten fördern. 

36. 
Durch die Erhöhung von Sicherheit und Stabilität kann 
Rüstungskontrolle auch weitere wichtige Vorteile für das Bünd-
nis mit sich bringen. Auf Grund der Dynamik des Rüstungskon-
trollprozesses können die in einer bestimmten Vereinbarung 
verankerten Prinzipien und Ergebnisse andere Rüstungskon-
trollmaßnahmen erleichtern. Auf diese Weise kann Rüstungs-
kontrolle auch weitere Reduzierungen des Niveaus der Streit-
kräfte und Rüstungen des Bündnisses ermöglichen, die mit der 
Kriegsverhütungsstrategie des Bündnisses in Einklang stehen. 
Ferner kann Rüstungskontrolle — wie in Kapitel II festgestellt 
wurde — einen wesentlichen Beitrag leisten zur Entwicklung 
konstruktiver West-Ost-Beziehungen und eines Rahmens für 
weitere Zusammenarbeit in einem stabileren und berechen-
bareren internationalen Umfeld. Fortschritte in der Rüstungs-
kontrolle können auch das Vertrauen der Öffentlichkeit in 
unsere Sicherheitspolitik insgesamt erhöhen und die Unterstüt-
zung dafür fördern. 

Leitprinziplen der Rüstungskontrolle 

37. 
Die Mitglieder des Bündnisses lassen sich von folgenden Prinzi-
pien leiten: 

— S i c h e r h e i t: Rüstungskontrolle soll die Sicherheit aller 
Bündnispartner erhöhen. Sowohl während der Durchführungs-
phase als auch nach der Durchführung müssen die Abschrek-
kungsstrategie der Bündnispartner und ihre Verteidigungsfähig-
keit glaubwürdig und wirksam bleiben. Rüstungskontrollmaß-
nahmen sollen die strategische Einheit und die politische 
Geschlossenheit des Bündnisses aufrechterhalten sowie das 
Prinzip der Unteilbarkeit der Sicherheit des Bündnisses wahren, 
indem sie die Schaffung von Gebieten ungleicher Sicherheit 
vermeiden. Rüstungskontrollmaßnahmen sollen die legitimen 
Sicherheitsinteressen aller Staaten achten und die Verlagerung 
oder Intensivierung von Bedrohungen, die gegen dritte Staaten 
oder Regionen gerichtet sind, nicht erleichtern. 

— Stabilität: Rüstungskontrollmaßnahmen sollen zu militä-
risch bedeutsamen Ergebnissen führen, die die Stabilität erhö-
hen. Zur Förderung der Stabilität sollen Rüstungskontrollmaß-
nahmen diejenigen Potentiale reduzieren oder beseitigen, die 
für das Bündnis die größte Bedrohung darstellen. Stabilität kann 
auch durch Schritte erhöht werden, die größere Transparenz 
und Berechenbarkeit in militärischen Angelegenheiten fördern. 
Militärische Stabilität erfordert, daß die Optionen zum Überra-
schungsangriff und zur raumgreifenden Offensive beseitigt wer-
den. Krisenstabilität erfordert, daß kein Staat über Streitkräfte 
verfügt, deren Umfang und Zusammensetzung ihm bei einem 
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Vergleich mit den Streitkräften anderer Staaten die. Einschät-
zung erlaubt, er könne möglicherweise einen entscheidenden 
Vorteil erlangen, indem er als erster zu den Waffen greift. 
Stabilität erfordert ferner Maßnahmen, durch die Staaten von 
destabilisierenden Versuchen abgehalten werden, mit Hilfe 
einer Verlagerung von Mitteln auf andere Waffenbereiche einen 
militärischen Vorteil wiederzuerlangen. Vereinbarungen müs-
sen zu Endergebnissen führen, die ausgewogen sind und in 
bezug auf die Sicherheit allen Beteiligten gleiche Rechte 
gewährleisten. 
– Nachprüf barkeit: Wirksame und verläßliche Verifikation 
ist eine Grundvoraussetzung für Rüstungskontrollvereinbarun-
gen. Soll Rüstungskontrolle wirksam sein und Vertrauen bilden, 
muß folglich die Nachprüfbarkeit vorgeschlagener Rüstungs-
kontrollmaßnahmen ein zentrales Anliegen des Bündnisses 
sein. Fortschritte in der Rüstungskontrolle sollen auch daran 
gemessen werden, wie bestehende Vereinbarungen eingehal-
ten werden. Vereinbarte Rüstungskontrollmaßnahmen sollen 
Möglichkeiten einer Umgehung ausschließen. 

Rüstungskontrollziele des Bündnisses 

38. 
Im Einklang mit den genannten Prinzipien verfolgen die Bünd-
nispartner für die kommenden Jahre ein ehrgeiziges Rüstungs-
kontrollprogramm für den nuklearen, konventionellen und che-
mischen Bereich. 

Nuklearstreitkräfte 

39. 
Der INF-Vertrag ist ein Meilenstein in den Bemühungen der 
Bündnispartner, einen sichereren Frieden auf niedrigerem 
Niveau der Rüstungen zu erreichen. 1991 werden durch ihn alle 
landgestützten Flugkörper mittlerer Reichweite der Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion beseitigt sein; damit wird auch die 
Bedrohung entfallen, die diese sowjetischen Systeme bisher für 
das Bündnis darstellen. Die Durchführung des Vertrags wird 
jedoch nur einen kleinen Teil des sowjetischen Kernwaffenarse-
nals betreffen, und das Bündnis sieht sich weiterhin einer 
beträchtlichen Zahl moderner und wirksamer sowjetischer 
Systeme aller Reichweiten gegenüber. Die volle Verwirklichung 
des Rüstungskontrollprogramms des Bündnisses erfordert wei-
tere Schritte. 

Strategische Nuklearstreitkräfte 

40. 
Die strategischen Systeme der Sowjetunion stellen nach wie 
vor eine große Bedrohung für das Bündnis insgesamt dar. 
Einschneidende Reduzierungen bei solchen Systemen liegen 
im unmittelbaren Interesse des gesamten westlichen Bündnis-
ses, und daher räumt das Bündnis diesen Reduzierungen im 
nuklearen Bereich Vorrang ein. 

41. 
Deshalb unterstützen die Bündnispartner uneingeschränkt das 
Ziel der Vereinigten Staaten, im Rahmen der Verhandlungen 
über die Reduzierung strategischer Waffen (START) fünfzigpro-
zentige Reduzierungen bei den strategischen Nuklearwaffen 
der Vereinigten Staaten und der Sowjetunion zu erreichen. 
Durch die Vorschläge der Vereinigten Staaten soll die Stabilität 
erhöht werden, indem spezifische Beschränkungen für die am 
meisten destabilisierenden Elemente der Bedrohung – schnell 
fliegende ballistische Flugkörper, Wurfgewicht und insbeson-
dere schwere ICBM (landgestützte ballistische Flugkörper) der 
Sowjetunion– festgelegt werden. Die Vorschläge basieren auf 
der Notwendigkeit, mit den verbleibenden strategischen Streit-
kräften der Vereinigten Staaten, die nach wie vor letztlich die 
Sicherheit des Bündnisses insgesamt gewährleisten würden, 
eine glaubwürdige Abschreckung aufrechtzuerhalten; sie basie-
ren folglich auch auf der Notwendigkeit, die Wirksamkeit dieser 
Streitkräfte zu erhalten. Darüber hinaus führen die Vereinigten 

Staaten mit der Sowjetunion Verhandlungen über Defensiv- und 
Weltraumfragen, um eine Erhöhung der strategischen Stabilität 
sicherzustellen. 

Substrategische Nuklearstreitkräfte 

42. 
Die Bündnispartner haben sich dazu verpflichtet, nur die zur 
Unterstützung ihrer Abschreckungsstrategie erforderliche Min-
destzahl an Kernwaffen beizubehalten. Im Einklang mit dieser 
Verpflichtung haben die Mitglieder der integrie rten Militärstruk-
tur bereits bedeutende einseitige Reduzierungen ihres substra-
tegischen Kernwaffenarsenals vorgenommen. Die Zahl der 
landgestützten Gefechtsköpfe in Westeuropa wurde seit 1979 
um mehr als ein Drittel auf den niedrigsten Stand seit mehr als 
20 Jahren verringert. Eine Modernisierung der substrategischen 
Systeme, wo sie erforderlich ist, würde zu weiteren Reduzierun-
gen führen. 

43. 
Die Bündnispartner sehen sich nach wie vor der direkten Bedro-
hung gegenüber, die die große Zahl der im Gebiet des War-
schauer Paktes stationierten und in den letzten Jahren erheb-
lich verbesserten nuklearen Flugkörper kürzerer Reichweite für 
Europa darstellt. Bedeutende Reduzierungen bei den Syste-
men des Warschauer Paktes wären für die Sicherheit des 
Bündnisses generell von Nutzen. Eine Möglichkeit zur Errei-
chung dieses Zieles wären deutliche und überprüfbare Redu-
zierungen der amerikanischen und sowjetischen landgestützten 
nuklearen Flugkörpersysteme kürzerer Reichweite, die zu glei-
chen Obergrenzen auf niedrigerem Niveau führen. 

44. 
Die von den Mitgliedstaaten des Bündnisses dislozierten sub-
strategischen Nuklearstreitkräfte stellen jedoch nicht in erster 
Linie ein Gegengewicht zu ähnlichen Systemen der Mitglieder 
des Warschauer Paktes dar. Wie in Kapitel III erläutert wird, 
spielen substrategische Nuklearstreitkräfte in der Abschrek-
kungsstrategie des Bündnisses insgesamt eine wesentliche 
Rolle, indem sie sicherstellen, daß nie eine Lage entsteht, in der 
ein potentieller Angreifer die Möglichkeit einer nuklearen Ver-
geltung als Reaktion auf sein militärisches Vorgehen unberück-
sichtigt lassen könnte. 

45. 
Das Bündnis bekräftigt seine Feststellung, daß es für die abseh-
bare Zukunft keine Alternative für die Bündnisstrategie der 
Kriegsverhinderung gibt, die eine Abschreckungsstrategie ist, 
welche auf einer geeigneten Zusammensetzung angemessener 
und wirksamer nuklearer und konventioneller Streitkräfte 
beruht, die weiterhin auf dem gebotenen Stand gehalten wer-
den, wo dies erforderlich ist. Bei den nuklearen Streitkräften 
sind unter den gegebenen Umständen und soweit vorausseh-
bar land-, see- und luftgestützte Systeme, einschließlich boden-
gestützter Flugkörper, in Europa notwendig. 

46. 
Angesichts der gewaltigen Überlegenheit des Warschauer 
Pakts bei den nuklearen Flugkörpern kürzerer Reichweite for-
dert das Bündnis die Sowjetunion auf, ihre Flugkörpersysteme 
kürzerer Reichweite einseitig auf den derzeitigen Stand der 
integrie rten Militärstruktur zu verringern. 

47. 
Das Bündnis bekräftigt, daß es bei den Verhandlungen über 
konventionelle Stabilität folgende Ziele anstrebt: 

– die Schaffung eines sicheren und stabilen Gleichgewichts 
der konventionellen Streitkräfte auf niedrigerem Niveau; 

– die Beseitigung von Ungleichgewichten, die nachteilig für 
Stabilität und Sicherheit sind; und 
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— als vorrangige Angelegenheit — die Beseitigung der Fähigkeit 
zur Auslösung von Überraschungsangriffen und zur Einlei-
tung großangelegter offensiver Handlungen. 

48. 

Entsprechend seinen 1987 in Reykjavik formulierten und 1988 
in Brüssel bekräftigten Rüstungskontrollzielen stellt das Bünd-
nis fest, daß es eine seiner höchsten Prioritäten in Verhandlun-
gen mit dem Osten ist, ein Abkommen über konventionelle 
Streitkräftereduzierungen zu erreichen, das die vorgenannten 
Ziele verwirklicht. In diesem Sinne werden die Verbündeten 
jede Anstrengung unternehmen, wie dies das Ergebnis des 
Gipfels vom Mai 1989 beweist, um diese Verhandlungen zu 
einem baldigen und zufriedenstellenden Abschluß zu bringen. 
Die Vereinigten Staaten haben die Hoffnung ausgedrückt, daß 
dies innerhalb von 6 bis 12 Monaten erreicht werden könnte. 
Sobald die Implementierung eines solchen Abkommens aufge-
nommen ist, sind die Vereinigten Staaten in Konsultation mit 
den betroffenen Verbündeten bereit, in Verhandlungen einzu-
treten, um eine teilweise Reduzierung amerikanischer und 
sowjetischer landgestützter nuklearer Flugkörpersysteme kür-
zerer Reichweite auf ein gleiches und verifizierbares Niveau zu 
erreichen. Unter besonderem Bezug auf die in Wien einge-
brachten westlichen Verhandlungsvorschläge über konventio-
nelle Streitkräfte in Europa, erweitert durch die Vorschläge der 
Vereinigten Staaten auf dem Gipfel im Mai 1989, gehen die 
betroffenen Verbündeten davon aus, daß ausgehandelte Redu-
zierungen, die zu einem Niveau unterhalb des bestehenden 
Niveaus ihrer eigenen SNF-Flugkörper führen, solange nicht 
vorgenommen werden, bis die Ergebnisse dieser Verhandlun-
gen im konventionellen Bereich implementie rt  worden sind. 
Reduzierungen von SNF-Systemen des Warschauer Paktes 
sollten vor diesem Zeitpunkt durchgeführt werden. 

49. 
Soweit es sich um die substrategischen Nuklearstreitkräfte der 
Mitglieder der integrie rten Militärstruktur handelt, müssen ihre 
Zahl und Leistungsmerkmale so beschaffen sein, daß sie ihre 
Abschreckungsrolle in dem erforderlichen Reichweitenband 
unter Berücksichtigung sowohl der konventionellen als auch der 
nuklearen Bedrohung, der sich das Bündnis gegenübersieht, 
glaubwürdig erfüllen können. Die Frage der Einführung und 
Stationierung eines Folgesystems für die LANCE wird 1992 im 
Lichte der sicherheitspolitischen Gesamtentwicklung behandelt 
werden. Obgleich dies eine nationale Entscheidung ist, erken-
nen die betroffenen Verbündeten die Bedeutung der fortgesetz-
ten Finanzierung durch die Vereinigten Staaten von Forschung 
und Entwicklung einer Nachfolge für den bestehenden LANCE-
Kurzstreckenflugkörper an, um ihre Optionen in dieser Bezie-
hung zu wahren. 

Konventionelle Streitkräfte 

50. 
Wie in der Erklärung der Gipfelkonferenz vom März 1988 und in 
der Initiative des Bündnisses zum Datenaustausch vom 
November 1988 dargelegt wird, stellt die militärische Präsenz 
der Sowjetunion in Europa, die ihre Selbstverteidigungserfor-
dernisse bei weitem überschreitet, unsere Sicherheit wie auch 
unser Streben nach einer europäischen Friedensordnung direkt 
in Frage. Ein derartig überhöhtes Streitkräfteniveau bringt die 
Gefahr der politischen Einschüchterung oder der Androhung 
eines Angriffs mit sich. Solange es besteht, beeinträchtigt es die 
Verbesserung der politischen Beziehungen zwischen allen 
Staaten Europas. Die Sicherheit ist darüber hinaus nicht nur 
durch die zahlenmäßige Überlegenheit der Streitkräfte des War-
schauer Paktes gefährdet. Seine Panzer, A rtillerie und Infante-
riekampffahrzeuge sind in großen Verbänden konzentriert und 
so disloziert, daß sie ihm die Fähigkeit zum Überraschungsan-
griff und zur raumgreifenden Offensive verleihen. Trotz der 
jüngsten begrüßenswerten Veröffentlichung der Einschätzung 
des militärischen Kräfteverhältnisses in Europa durch den War-
schauer Pakt ist der Grad der Geheimhaltung und Ungewißheit 
in bezug auf seine tatsächlichen Fähigkeiten und Absichten 
noch immer beträchtlich. 

51. 
Bei der Behandlung dieser Fragen besteht das Hauptziel der 
Bündnispartner darin, in Europa ein sicheres und stabiles 
Gleichgewicht konventioneller Streitkräfte auf niedrigerem 
Niveau zu schaffen und gleichzeitig größere Offenheit über die 
militärische Organisation und militärische Aktivitäten in Europa 
herbeizuführen. 

52. 
In den KSE-Verhandlungen zwischen den 23 Mitgliedern der 
beiden Bündnisse schlagen die westlichen Bündnispartner fol-
gendes vor: 

—Reduzierungen auf eine Gesamtobergrenze für den Gesamt-
bestand an Waffen in Europa, wobei der Schwerpunkt auf 
diejenigen Waffensysteme zu legen ist, von denen die stärk-
ste Bedrohung ausgeht, d. h. die zum Besetzen und Halten 
von Gebieten befähigen; 

—eine Obergrenze für den Anteil an diesem Gesamtbestand, 
den ein einzelnes europäisches Land besitzen darf (da die 
Sicherheit und Stabilität Europas erfordert, daß kein Staat 
seine legitimen Selbstverteidiungserfordernisse überschreitet); 

—eine Obergrenze für stationierte Streitkräfte (wodurch die 
Vornedislozierung und Konzentration sowjetischer Streit-
kräfte in Mi ttel- und Osteuropa beschränkt würde); 

—angemessene Zwischengrenzen für Streitkräfte, die gleich-
zeitig in dem gesamten Gebiet vom Atlantik bis zum Ural 
gelten sollen. 

In ihrer Gesamtheit werden diese Maßnahmen einschneidende 
Reduzierungen bei denjenigen konventionellen Streitkräften 
des Warschauer Paktes erforderlich machen, die das Bündnis 
am meisten bedrohen. Die sich daraus ergebenden Reduzie-
rungen müssen so vorgenommen werden, daß Umgehungen 
verhindert werden, z. B. indem sichergestellt wird, daß die 
reduzierten Waffensysteme vernichtet oder auf andere Weise 
beseitigt werden. Durch Verifikationsmaßnahmen muß sicher-
gestellt werden, daß alle Staaten darauf vertrauen können, daß 
die zulässigen Obergrenzen nicht überschritten werden. 

53. 
Diese Maßnahmen allein werden jedoch die Stabilität nicht 
gewährleisten. Vereinbarte Reduzierungen müssen durch wei-
tere Maßnahmen unterstützt werden, die Transparenz, Notifi-
zierung und Beschränkung von Dislozierung, Lagerung, Bewe-
gungen, Bereitschaftsstand und Verfügbarkeit konventioneller 
Streitkräfte umfassen sollten. 

54. 
Bei den Verhandlungen über Vertrauens- und Sicherheitsbil-
dende Maßnahmen (VSBM) bemühen sich die Bündnispartner, 
die durch die erfolgreiche Anwendung des Stockholmer Doku-
ments geschaffene Dynamik aufrechtzuerhalten, indem sie ein 
umfassendes Maßnahmepaket vorschlagen, um folgendes zu 
verbessern: 

—die Transparenz im Bereich der militärischen Organisation, 
—die Transparenz und Vorhersehbarkeit militärischer Aktivitäten, 
—die Kontakte und Kommunikationsmöglichkeiten; 

ferner haben sie vorgeschlagen, im Rahmen eines Seminars 
einen Meinungsaustausch über Militärdoktrinen durchzuführen. 

55. 
Die Verwirklichung der Vorschläge der Bündnispartner in den 
KSE-Verhandlungen sowie ihrer Vorschläge für weitere Ver-
trauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen würde zu einer 
neuen Dimension der europäischen Sicherheit führen. Dies 
hätte sowohl im Verteidigungs- als auch im Rüstungskontrollbe-
reich wichtige positive Folgen für die Bündnispolitik. Das Ergeb- 
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nis der KSE-Verhandlungen würde einen Rahmen zur Bestim-
mung derjenigen Streitkräftestruktur des Bündnisses bieten, die 
künftig zur Erfüllung seiner grundlegenden Aufgabe, Frieden in 
Freiheit zu bewahren, erforderlich ist. Wenn die unmittelbaren 
KSE-Ziele erreicht werden, wären die Bündnispartner darüber 
hinaus bereit, weitere Schritte zur Erhöhung der Stabilität und 
Sicherheit in Erwägung zu ziehen; dazu zählen z. B. weitere 
Reduzierungen oder Begrenzungen der Waffen und der Ausrü-
stung im konventionellen Bereich und die Umstrukturierung von 
Streitkräften mit dem Ziel, die defensiven Fähigkeiten zu stär-
ken und die offensiven Fähigkeiten weiterabzubauen. 

56. 
Die Bündnispartner begrüßen die erklärte Bereitschaft der 
Sowjetunion und anderer Mitglieder des Warschauer Paktes, 
ihre Streitkräfte zu verringern und defensiv auszurichten, und 
erwarten die Durchführung dieser Maßnahmen. Dies wäre ein 
Schritt in Richtung auf die Beseitigung des Ungleichgewichts 
bei den Streitkräfteniveaus in Europa wie auch in Richtung auf 
die Verringerung der Fähigkeit des Warschauer Paktes zum 
Überraschungsangriff. Die angekündigten Reduzierungen zei-
gen, daß die Sowjetunion und andere Mitglieder des War-
schauer Paktes die Existenz des konventionellen Ungleich-
gewichts einräumen, das die Bündnispartner seit langem als ein 
Schlüsselproblem der Sicherheit in Europa hervorheben. 

Chemische Waffen 

57. 
Das Arsenal der Sowjetunion an chemischen Waffen stellt eine 
massive Bedrohung dar. Die Bündnispartner setzen sich dafür 
ein, so bald wie möglich ein weltweites, umfassendes und 
wirksam überprüfbares Verbot aller chemischen Waffen zu 
vereinbaren. 

58. 

Alle Bündnisstaaten bekennen sich zur Einhaltung der Verbote, 
die im Genfer Protokoll über das Verbot der Verwendung von 
erstickenden, giftigen oder ähnlichen Gasen sowie von bakte-
riologischen Mitteln im Kriege niedergelegt sind. Die Pariser 
Konferenz über das Verbot chemischer Waffen hat die Bedeu-
tung der im Genfer Protokoll eingegangenen Verpflichtungen 
bekräftigt und den einmütigen Willen der Völkergemeinschaft 
zum Ausdruck gebracht, chemische Waffen bald vollständig zu 
beseitigen und hierdurch jeden Einsatz dieser Waffen zu verhindern. 

59. 
Die Bündnispartner wollen nicht nur den Einsatz, sondern auch 
die Entwicklung, Herstellung, Lagerung und Weitergabe dieser 
verabscheuungswürdigen Waffen verbieten sowie die Vernich-
tung des Bestands an chemischen Waffen und der Einrichtun-
gen für ihre Herstellung auf eine Weise erreichen, durch die 
allen Teilnehmern in jeder Phase des Prozesses unverminde rte 
Sicherheit gewährleistet wird. Diese Ziele werden auf der Gen-
fer Abrüstungskonferenz verfolgt. Bis zur Vereinbarung eines 
weltweiten Verbots werden die Bündnispartner strenge Kontrol-
len bei der Ausfuhr von Gütern durchsetzen, die mit der Herstel-
lung chemischer Waffen zusammenhängen. Zudem werden sie 
versuchen, zur Stärkung des Vertrauens in die Wirksamkeit 
eines weltweiten Verbots die Staaten dazu zu bewegen, unter-
einander größere Offenheit hinsichtlich der chemischen Waffen-
potentiale zuzulassen. 

V. 

Schlußfolgerungen 

Wechselbeziehungen zwischen den Bereichen Rüstungskontrolle 
und Verteidigung 

60. 
Das Bündnis tritt für einen umfassenden sicherheitspolitischen 
Ansatz ein, der die Bereiche Rüstungskontrolle und Abrüstung 
sowie Verteidigung einschließt. Daher gilt es sicherzustellen, 

daß die Wechselbeziehungen zwischen den Fragen der 
Rüstungskontrolle und den Verteidigungserfordernissen wie 
auch zwischen den verschiedenen Bereichen der Rüstungskon-
trolle in vollem Umfang berücksichtigt werden. Bei Vorschlägen 
in einem Bereich der Rüstungskontrolle müssen deren Auswir-
kungen auf die allgemeinen Interessen des Bündnisses und auf 
andere Verhandlungen berücksichtigt werden. Hierbei handelt 
es sich um einen kontinuierlichen Prozeß. 

61. 
Es ist von wesentlicher Bedeutung, daß die Verteidigungs- und 
Rüstungskontrollziele auch in Zukunft miteinander in Einklang 
stehen, damit sie einander ergänzend zu dem Ziel, die Sicher-
heit auf dem niedrigsten, mit den Erfordernissen der Kriegsver-
hütungsstrategie des Bündnisses noch zu vereinbarenden aus-
gewogenen Streitkräfteniveau aufrechtzuerhalten, beitragen 
können; dabei ist darauf zu achten, daß Veränderungen der 
Bedrohung, neue Technologien und neue politische Chancen 
die Optionen in beiden Bereichen beeinflussen. Bei Entschei-
dungen über Rüstungskontrollfragen müssen die Erfordernisse 
der Abschreckungsstrategie der Bündnispartner in vollem 
Umfang zum Ausdruck kommen. Ebenso sind Fortschritte in der 
Rüstungskontrolle für die militärische Planung relevant, die in 
genauer Kenntnis der bei Rüstungskontrollverhandlungen ver-
folgten Ziele zu erarbeiten ist und gegebenenfalls die dabei 
erzielten Ergebnisse widerspiegeln muß. 

62. 
In jedem Bereich der Rüstungskontrolle bemüht sich das Bünd-
nis um eine Erhöhung der Stabilität und Sicherheit. Die derzeiti-
gen Verhandlungen über strategische Nuklearsysteme, kon-
ventionelle Streitkräfte und chemische Waffen werden jedoch 
unabhängig voneinander geführt: Ein Ergebnis bei einem dieser 
Verhandlungskomplexe ist nicht von Fortschritten in anderen 
Verhandlungsbereichen abhängig. Sie können sich jedoch 
gegenseitig beeinflussen: In einem bestimmten Bereich der 
Rüstungskontrolle festgelegte Kriterien und darin erreichte Ver-
einbarungen können auch in anderen Bereichen von Belang 
sein und somit Fortschritte insgesamt erleichtern. Dies könnte 
sich sowohl auf die Möglichkeiten für die Rüstungskontrolle und 
die für die Durchführung der Bündnisstrategie erforderlichen 
Streitkräfte auswirken als auch generell zu einem berechen-
bareren militärischen Umfeld beitragen. 

63. 
Die Bündnispartner bemühen sich, die Wechselwirkungen zwi-
schen den verschiedenen Elementen der Rüstungskontrolle 
vorausschauend zu erfassen, indem sie sicherstellen, daß die 
Entwicklung, Verfolgung und Verwirklichung ihrer Rüstungskon-
trollziele in den einzelnen Bereichen sowohl miteinander als 
auch mit den Leitprinzipien des Bündnisses für eine wirksame 
Rüstungskontrolle in vollem Umfang vereinbar sind. Die A rt  und 
Weise, in der START-Obergrenzen und START-Zwischengren-
zen im einzelnen angewandt werden, könnte beispielsweise die 
künftige Flexibilität der substrategischen Nuklearstreitkräfte der 
Mitglieder der integrie rten Militärstruktur beeinflussen. Eine 
VKSE-Vereinbarung wäre an sich schon ein bedeutender Bei-
trag zur Stabilität. Die Stabilität würde durch ein weltweites 
Verbot chemischer Waffen noch wesentlich erhöht. Die Ent-
wicklung Vertrauens- und Sicherheitsbildender Maßnahmen 
(VSBM) könnte die stabilisierenden Maßnahmen, die im 
Zusammenhang mit den VKSE erörtert werden, beeinflussen 
und umgekehrt auch durch diese beeinflußt werden. Die Besei-
tigung des Ungleichgewichts bei konventionellen Streitkräften 
schüfe den Spielraum für weitere Reduzierungen der substrate-
gischen Nuklearstreitkräfte der Mitglieder der integrie rten Mili-
tärstruktur, auch wenn dadurch nicht die Notwendigkeit solcher 
Streitkräfte beseitigt würde. Dadurch könnten auch weitere 
Rüstungskontrollmaßnahmen im konventionellen Bereich er-
möglicht werden. 

55 
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64. 
Dieser Bericht legt den konzeptionellen Gesamtrahmen fest, in 
dem sich die Bündnispartner um Fortschritte in jedem Bereich 
der Rüstungskontrolle bemühen werden. Dabei ist es ihr grund-
legendes Ziel, größere Sicherheit auf einem niedrigeren Niveau 
der Streitkräfte und Rüstungen zu erreichen. Insgesamt gese-
hen stellt das Rüstungskontrollprogramm der Bündnispartner 
einen in sich geschlossenen und zusammenhängenden Ansatz 
zur Erhöhung von Sicherheit und Stabilität dar. Es ist ehrgeizig, 
aber wir sind zuversichtlich, daß es in den kommenden Jahren 
in vollem Umfang verwirklicht werden kann, wenn die Staaten 
des Warschauer Paktes konstruktiv darauf reagieren. Bei der 
Verfolgung dieses Zieles ist sich das Bündnis darüber im klaren, 
daß es sich nicht leisten kann, seine Sicherheit auf Rüstungs-
kontrollergebnisse zu gründen, die für die Zukunft erwartet 
werden. Die Bündnispartner werden jedoch bereit sein, aus 
konkreten Fortschritten, die sie mit Hilfe der Rüstungskontrolle 
in Richtung auf eine bedeutende Verringerung von Ausmaß und 
Qualität ihrer militärischen Bedrohung erzielen, angemessene 
Schlußfolgerungen für ihre eigenen Streitkräfte zu ziehen. Die 
Verwirklichung des Rüstungskontrollprogramms der Bündnis-
partner brächte nicht nur an sich schon große Vorteile mit sich, 

sondern könnte auch zu einer Ausweitung der Zusammenarbeit 
mit dem Osten in anderen Bereichen führen. Darüber hinaus ist 
Rüstungskontrolle selbst ein dynamischer Prozeß; sobald das 
Bündnis in jedem einzelnen der genannten Bereiche Einverneh-
men erzielt, können sich weitere Möglichkeiten für die Rüstungs-
kontrolle ergeben und weitere Fortschritte erreicht werden. 

65. 
Wie bereits erwähnt, ist die Vision der Bündnispartner ein 
ungeteiltes Europa, in dem Streitkräfte nur der Kriegsverhinde-
rung und der Selbstverteidigung dienen – ein Kontinent, auf 
dem nicht mehr der Schatten erdrückender militärischer Po-
tentiale lastet und der von der Gefahr eines Krieges befreit ist, 
ein Kontinent, auf dem die Souveränität und territoriale Integrität 
aller Staaten geachtet und die Rechte aller Menschen ein-
schließlich des Rechtes auf politische Wahlfreiheit geschützt 
werden. Dieses Ziel kann nur schrittweise erreicht werden; dazu 
sind geduldige und kreative Bemühungen erforderlich. Die 
Bündnispartner sind entschlossen, weiterhin auf dieses Ziel 
hinzuarbeiten. Die Erreichung der Rüstungskontrollziele des 
Bündnisses wäre ein bedeutender Beitrag zur Verwirklichung 
seiner Vision. 


